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A. Problemstellung und Gang der Untersuchung

Die jahrzehntelange Entsorgung von Salzlauge der in der Diingemittelproduktion
tatigen K+S AG in die Werra hat zu einer erheblichen Belastung des Flusses gefiihrt,
die auch nicht ohne Folgen fiir Fauna und Flora des Gewdssers geblieben ist. Um
nicht nur punktuelle, sondern langfristige und durchgreifende Verbesserungen der
Wasserqualitdt zu erreichen, werden gegenwartig u.a. verschiedene Varianten einer
Pipeline-Losung zur Ableitung des Salzabwassers und zur Einleitung in Gewisser in
die Weser, in ein Flussdstuar bzw. in die Nordsee diskutiert, deren rechtliche
Voraussetzungen in einem Gutachten untersucht werden sollen. Besondere Be-
deutung kommt dabei den wasserrechtlichen Voraussetzungen zu, die die Vorgaben
der europdischen Wasserrahmenrichtlinie aufgenommen haben. Deren Maligaben
stellen auf dem Weg zur Erreichung einer im Grundsatz guten Okologischen und
chemischen FlieBgewisserqualitdt bis zum Jahr 2015 die verantwortlichen Instituti-
onen gerade im konkreten Fall vor gro3e Herausforderungen.

Gegenwirtig sind keine detaillierten oder gar parzellenspezifischen Vorplanungen
iiber mogliche Trassenverldufe der Pipeline bekannt. Das Gutachten beschrinkt sich
deshalb darauf, die allgemeinen rechtlichen Voraussetzungen der drei unter-
schiedlichen Grundvarianten einer mdglichen Pipeline-Lésung zu untersuchen.
SchlieBlich sei noch darauf hingewiesen, dass die folgenden Uberlegungen die bis-
herigen Genehmigungen resp. Erlaubnisse der K+S AG unberiihrt lassen.

Die Struktur des vorliegenden Rechtsgutachtens orientiert sich an den erwdhnten
verschiedenen Optionen fiir eine Pipeline-Ldsung, ohne dass mit der Reihenfolge der
Darstellung eine Rangfolge zum Ausdruck gebracht werden soll. Die erste Alternati-
ve besteht darin, das Abwasser in einer oberirdisch zu verlegenden Rohrleitung zu
einem Fluss zu fiihren, der von seiner Aufnahmekapazitdt wesentlich {iber dem der
Werra liegt, um damit rund 150 km hoch belasteter FlieBgewésserabschnitte zu ent-
lasten und zu verbessern (B.). In Frage kommen hierfiir bestimmte Abschnitte der
Weser.

Die zweite Variante fiihrt ebenfalls eine Rohrleitung in Richtung Norden und lei-
tet die Salzlauge in das Flussdstuar von Weser oder Ems vor den Grenzen des Natio-
nalparks Wattenmeer (C). Drittens ist zu priifen, ob nicht der Endpunkt einer Rohr-
leitung jenseits der Grenzen des Wattenmeers gelegt werden konnte (D). SchlieBlich
konnte die Rohrleitung auch auf dem Grund der Fliisse verlegt werden, was besonde-
re rechtliche Anforderungen nach sich ziehen wiirde (E).



2 Rechtsgutachten

B. Alternative Nr. 1: Terrestrische Pipeline, Einleitung in die Weser

L. Die erforderlichen Gestattungsakte

1. Feststellung der Raumvertraglichkeit

Fiir raumbedeutsame Vorhaben im Sinne des Raumordnungsgesetzes ist nach § 15
ROG die Raumvertrédglichkeit zu priifen (Raumordnungsverfahren).' Darunter fallen
die tiberdrtlichen Planungen und Maflnahmen im Sinne von § 1 Raumordnungsver-
ordnung (RoV). § 1 Nr. 6 RoV verlangt in seiner Fassung nach dem vom Bundesrat
am 19. Juni 2009 beschlossenen Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts (Wasser-
rechtsneuregelungsgesetz 2009)* ein Raumordnungsverfahren fiir die Errichtung und
wesentliche Trassendnderung einer Rohrleitungsanlage zum Befordern wasserge-
fahrdender Stoffe, die der Planfeststellung nach § 20 des Gesetzes iiber die Umwelt-
vertriglichkeitspriifung (UVPQG) bediirfen. § 20 Abs. 1 UVPG verlangt eine Plan-
feststellung fiir Vorhaben, die in der Anlage 1 unter den Nummern 19.3 bis 19.9 auf-
gefiihrt ist, sofern fiir sie nach den §§ 3b bis 3f eine Verpflichtung zur Durchfiihrung
einer Umweltvertrdaglichkeitspriifung besteht.’ Da § 3b Abs. 1 hinsichtlich der grund-
sdtzlichen UVP-Bediirftigkeit in Verbindung mit § 1 Nr. 9 der UVPV-Bergbau auf
die Anlage 1 Nr. 19.3 bis 19.9 des UVPG verweist, kommt es vorliegend maB3geblich
darauf an, dass nach Nr. 19.3.1 Sp. 1 fiir Rohrleitungsanlagen zum Bef6rdern was-
sergefdahrdender Stoffe mit einer Lange von mehr als 40 km eine Pflicht zur Durch-
fiihrung einer UVP besteht. Die geplanten Trassen sind alle ldnger als 40 km. Bereits
eine Leitung von Neuhof nach Hannoversch Miinden hitte eine Lange von mehr als
130 km.

Des weiteren setzte Nr. 19.3.1 der Anlage 1 zu § 3 Abs. 1 UVPG voraus, dass die
Rohrleitungsanlage dem Befordern wassergefahrdender Stoffe im Sinne von § 19a
Abs. 2 WHG dient. Nach dem Wegfall des § 19a WHG infolge des Wasserrechtsneu-
regelungsgesetzes 2009 richtet sich der Begriff der wassergefihrdenden Stoffe nach
einer noch zu erlassenden Rechtsverordnung nach dem neu geschaffenen § 21 Abs. 4
S. 7 UVPG. Die §§ 62 f. WHG n.F. iiber den Umgang mit wassergefdhrdenden Stof-
fen — insbesondere § 62 Abs. 3 WHG, mit dem die wassergefidhrdenden Stoffe be-
stimmt werden —, tragen fiir diese Frage nichts unmittelbar aus, da die Bestimmun-
gen nicht fiir Abwasser gelten (§ 62 Abs. 6 WHG n.F.).Derzeit besteht also eine Lii-
cke in der Verweisungskette, die der Verordnungsgeber in den néchsten Jahren
schliefen diirfte. Bis dahin kann man sich am fritheren Rechtszustand orientieren,

Auch das Landesrecht sieht eine derartige Priifung vor, s. etwa § 18 Hess. Landesplanungsge-
setz.

2 BR-Drs. 595/09 vom 19.6.2009; BT- Drucksachen 16/12786, 16/13306 und 16/12275.

Zur Unterscheidung von so genannter obligatorischer UVP-Pflicht (§ 3b UVPG) und fakulta-
tiver UVP-Pflicht (§3¢ UVPG) s. H.-J. Peters/S. Balla, in: Peters/Balla, UVPG’, 2006, § 20
Rz.5f.
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der nach den Plidnen des BMU durch die Rechtsverordnung auf der Grundlage des §
21 Abs. 4 S. 7 UVPG nicht substantiell verdndert werden soll. Im Rahmen des abge-
schafften § 19a Abs. 2 WHG a. F. wurden als wassergefahrdende Stoffe neben Roh-
Olen und Benzinen auch andere fliissige oder gasformige Stoffe definiert, die geeig-
net sind, Gewisser zu verunreinigen oder sonst in ihren Eigenschaften nachteilig zu
verdndern.* Von einem solchen Verunreinigungspotential wird man angesichts der
beachtlichen Abwassermengen bei entsprechend hoher Konzentration des Salzes in
dem Abwasser wegen der Loslichkeit von Kalisalz und der Salzempfindlichkeit von
Stifwasserorganismen ausgehen miissen, auch wenn derzeit noch keine verbindli-
chen Grenzwerte fiir die Salzbelastung von Gewéssern bestehen.’

Die iibrigen Stoffe im Abwasser — hauptsdchlich Hilfsstoffe wie Salicylsdure, di-
verse Fett- und Fruchtsduren und Préstabitdl —, waren nach der auf der Grundlage
von § 19g Abs. 5 WHG ergangenen Verwaltungsvorschrift wassergefdhrdender Stof-
fe (VwVs)® als schwach wassergefidhrdend eingestuft. Ob die Verwaltungsvorschrift
tiberhaupt auf den Transport wassergefihrdender Stoffe anwendbar war, war zwei-
felhaft, kann nun aber dahinstehen. Denn durch Artikel 1 des Wasserrechtsneurege-
lungsgesetzes 2009 sind die §§ 19a bis 19g¢ WHG mit einer Ausnahme ersatzlos ge-
strichen worden.” Die Ausnahme betrifft nach § 62 WHG n.F. Rohrleitungen, die den
Bereich eines Werksgeldndes nicht tiberschreiten, Zubehor einer Anlage zum Um-
gang mit wassergefdhrdenden Stoffen sind oder Betriebsteile miteinander verbinden.
Diese drei Tatbestdnde sind bei der zu priifenden Solepipeline nicht erfiillt. Fiir alle
anderen Rohrleitungen, die wassergefdhrdende Stoffe transportieren, gilt nunmehr
das UVPG (insb. § 21 UVPG n.F.).®

Festzuhalten ist nach alledem, dass fiir die geplante Rohrleitung die Raumver-
traglichkeit festgestellt werden muss, da es sich bei der Solepipeline um eine Rohr-
leitungsanlage fiir den Transport wassergefdhrdender Stoffe handelt, fiir die eine
UVP durchgefiihrt werden muss. Im Raumordnungsverfahren sind nach § 15 Abs. 1
S. 2 ROG die raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung oder Maflnahme unter
iiberortlichen Gesichtspunkten zu priifen; insbesondere werden die Ubereinstimmung
mit den Erfordernissen der Raumordnung und die Abstimmung mit anderen
raumbedeutsamen Planungen und MafBnahmen gepriift. Ob es eine Trasse gibt, die
nach den Malstiben des Raumordnungsrechts vertretbar ware, lieBe sich erst auf
Grund von konkreten Trassierungsalternativen beurteilen, die bislang nicht vorlie-
gen.

Dem entspricht nunmehr § 62 Abs. 3 WHG n.F.: ,,Wassergefdhrdende Stoffe im Sinne dieses
Abschnitts sind feste, fliissige und gasférmige Stoffe, die geeignet sind, dauernd oder in ei-
nem nicht nur unerheblichen Ausmal nachteilige Verdnderungen der Wasserbeschaffenheit
herbeizufiihren®.

> Niheres nachstehend Abschnitt B.1.5.

6 Verwaltungsvorschrift wassergefahrdender Stoffe v. 17.5.1999, BAnz. Nr. 98a v. 29.5.1999,
zuletzt gedndert durch allgemeine Verwaltungsvorschrift v. 27.5.2005, BAnz. Nr. 142a v.
30.7.2005, S. 1.

! BR-Drs. 595/09 vom 19.6.2009.

§ Art. 2 des Wasserrechtsneuregelungsgesetzes 2009; BR-Drs. 595/09 vom 19.6.2009; BT-

Drucksachen 16/12786, 16/13306 und 16/12275.
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Im Prinzip diirfte es sich aber schon aus praktischen Griinden empfehlen, sich an
bereits bestehenden iiberdrtlichen linienartigen Vorhaben zu orientieren, die in Hes-
sen oder Thiiringen beginnen und in Richtung Norden gehen (Bundesfernstral3en,
Gasleitungen, Stromleitungen usw.). Fiir ein solches Vorgehen spricht auch der
Grundsatz der Trassenbiindelung, wie er in manchen Regionalpldnen enthalten ist.
Eine ausdriickliche Verpflichtung zu seiner Beachtung sieht etwa der Regionalplan
Nordhessen fiir den Bau von Stralen,” von Hochspannungsleitungen und Versor-
gungsleitungen,'’ sowie fiir Infrastruktureinrichtungen des Telekommunikationswe-
sens vor."' Nichts anderes kann fiir Rohrleitungsanlagen gelten,"” da der Grundsatz
der Trassenbiindelung als spezifische Form des VerhidltnismaBigkeitsgrundsatzes
generelle Geltung fiir die Inanspruchnahme des Raums fiir die Trassierung von Lei-
tungen beansprucht.”

2. Bergrechtlicher Rahmenbetriebsplan

Fiir die Rohrleitung wire dariiber hinaus auch eine Reihe von behordlichen Ge-
nehmigungen erforderlich. Mafigebliche Vorgaben enthdlt zunédchst das Bergrecht,
da es sich bei den Bergwerken der K+S GmbH und den oberirdischen Separierungs-
anlagen um Betriebe handelt, die dem Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten ver-
schiedener Mineralien dienen, die unter Tage abgebaut werden.

a) Anwendung des BBergG

Fiir derartige Anlagen ist nach § 2 Abs. 1 BBergG das Bundesberggesetz an-
wendbar. Das BBergG erstreckt sich dariiber hinaus auch auf das Verladen, Befor-
dern, Abladen, Lagern und Ablagern von Bodenschitzen, Nebengestein und sonsti-
gen Massen, soweit es im unmittelbaren betrieblichen Zusammenhang mit dem Auf-
suchen, Gewinnen oder Aufbereiten steht und sich nicht aus Absatz 4 etwas anderes
ergibt (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BBergG). Dies miisste auch fiir die geplante Rohrleitung
gelten. Hier kommt die Beforderung von sonstigen Massen im unmittelbaren be-
trieblichen Zusammenhang in Betracht.

Regionalplan Nordhessen vom 1.11.2000, Staatsanzeiger des Landes Hessen Nr. 33 wv.
13.8.2001, S. 196; so auch die Genehmigungsvorlage fiir den Regionalplan Nordhessen 2009,
Stand Mai 2009, S. 135, 141.

Regionalplan Nordhessen vom 1.11.2000, Staatsanzeiger des Landes Hessen Nr. 33 wv.
13.8.2001, S. 154; so auch die Genehmigungsvorlage fiir den Regionalplan Nordhessen 2009,
Stand Mai 2009, S. 153.

Regionalplan Nordhessen vom 1.11.2000, Staatsanzeiger des Landes Hessen Nr. 33 wv.
13.8.2001, S. 205; so auch die Genehmigungsvorlage fiir den Regionalplan Nordhessen 2009,
Stand Mai 2009, S. 150.

Zur Anwendbarkeit der Rohrfernleitungsverordnung und der Technischen Regel iiber Rohr-
fernleitungen, insbesondere zur Anordnung von Schutzstreifen links und rechts der Rohrlei-
tung B.1.4.

1 BVerwG v. 15.9.1995, NVwZ 1996, 396; VGH Miinchen v. 21.6.1995, NVwZ 1996, 406 ff.;
W. Durner, 8. Kapitel, V. Leitungsanlagen, in: Ziekow (Hrsg.), Praxis des
Fachplanungsrechts, 2004, Rz. 2526.
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Das Abwasser ist ohne weiteres eine ,,sonstige Masse*. Hinsichtlich des erforder-
lichen Zusammenhangs mit dem Aufsuchen, Gewinnen oder Aufbereiten von Boden-
schitzen ist die Zwecksetzung der Anlage entscheidend. Die erwogene Rohrleitung
hitte keine andere Funktion als die Entsorgung der Sole aus den Separierungsbetrie-
ben der K+S GmbH. Bei einem derartig eng mit der Produktion von Mineralien ver-
wobenen Zweck ist ein unmittelbarer betrieblicher Zusammenhang mit dem Aufbe-
reiten von Bodenschitzen ohne weiteres zu erkennen.

Der Zusammenhang entfiele nicht deshalb, weil die bisherige Organisation der
Betriebe der K+S GmbH ohne eine Rohrleitung zur Weser oder zur Nordsee aus-
kommt. Darauf kann es bei Anderungen eines Bergwerksbetriebs, die Einrichtungen
zum bestehenden Betrieb hinzufiigen, nicht entscheidend ankommen. Denn das wiir-
de bedeuten, dass zusdgtzliche Einrichtungen nie im unmittelbaren betrieblichen Zu-
sammenhang stehen kdnnten, ein ersichtlich wenig {iberzeugendes Ergebnis. Im {ib-
rigen ist nicht erforderlich, dass die Rohrleitung notwendig im Sinne von § 75 Abs. 1
VwVIG ist, da es sich bei der geplanten Pipeline nicht um eine Folgemafnahme ei-
ner Planfeststellung handelt, sondern sie bei Anwendbarkeit des Bergrechts nach §
52 Abs. 2a BBergG unmittelbar der bergrechtlichen Planfeststellung (als Vorhaben,
nicht als FolgemaBnahme) unterliegen wiirde."

Auch die beeindruckende Linge der Rohrleitung dndert nichts an Anlass und
Zweck der geplanten Soleleitung, so dass der unmittelbare betriebliche Zusammen-
hang auch bei einer Leitung gegeben wire, die gegebenenfalls 100 km oder mehr
lang wire. Folgte man der hier vertretenen Auffassung nicht, etwa wegen der sich
bei einer derartigen Rohrfernleitung auf die Trassenfiihrung und die Einleitung der
Sole verlagernden Gewichtungen, wére das Rohrfernleitungsrecht mit der Folge der
Planfeststellungsbediirftigkeit des Vorhabens nach § 20 UVPG anwendbar."

Der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 BBergG als Ausnahmetatbestand in Bezug genommene §
2 Abs. 4 Nr. 5 BBergG schlie3t die Anwendung des BBergG auf Rohrleitungen aus,
die unmittelbar und ausschlieBlich der Abgabe an Dritte oder an andere Betriebe
desselben Unternehmens dienen, die nicht zum Aufsuchen, Gewinnen oder Aufbe-
reiten von bergfreien oder grundeigenen Bodenschdtzen bestimmt sind. Bei der ge-
priiften Salzwasserleitung ist beides nicht der Fall, da es sich um eine Abwasserlei-
tung handelt und nicht um die ,,Abgabe‘ von Stoffen an Dritte oder an Betriebe des-
selben Unternehmens. Damit bleibt es bei der Anwendbarkeit des BBergG.

b) Betriebsplanpflichtigkeit

Ist das Bundesberggesetz mit den vorstehenden Uberlegungen einschligig, so
fiihrt das zur Frage der bergrechtlichen Genehmigungsbediirftigkeit des Vorhabens.
Sie richtet sich nach den Vorschriften der §§ 51 ff. BBergG. Das Bundesberggesetz
unterscheidet Hauptbetriebspldne (§ 52 Abs. 1 BBergG), Rahmenbetriebsplédne (§ 52
Abs. 2a S. 1 BBergG) und Sonderbetriebspldne (§ 52 Abs. 2 Nr. 2 BBergQG). Fiir
Vorhaben, die einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach § 57c BBergG bediirfen, ist

14 Dazu sogleich (B.1.2.b)).
¥ 8.B.I3.
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gemdl} § 52 Abs. 2a BBergG ein Rahmenbetriebsplan aufzustellen und ein Planfest-
stellungsverfahren durchzufiihren.

aa) UVP-Pflichtigkeit

Daher ist zunédchst festzustellen, ob die geplante Rohrleitung UVP-pflichtig wére.
Dies ist bereits im Rahmen der Darlegungen des Raumordnungsrechts zu priifen ge-
wesen und bejaht worden (s.o. 1).

bb) Anspruch auf Zulassung eines Rahmenbetriebsplans

Aus der UVP-Pflichtigkeit folgt weiter die Notwendigkeit, fiir die geplante Salz-
wasserleitung einen Rahmenbetriebsplan aufzustellen (§ 52 Abs. 2a BBergG). Der
Unternehmer hat einen Anspruch auf Genehmigung des Rahmenbetriebsplans, wenn
und soweit die MaBgaben des § 55 Abs. 1 BBergG erfiillt sind. Dazu zihlen insbe-
sondere die Sicherstellung der ordnungsgemiflien Entsorgung von Abfillen sowie der
erforderlichen Vorsorge gegen Gefahren fiir Leben, Gesundheit und zum Schutz von
Sachgiitern. Anforderungen des vorsorgenden Umweltschutzes, die iiber § 55
BBergG hinausgehen, sind nach § 52 Abs. 2a S. 3 BBergG (nur) als 6ffentliche Inte-
ressen im Sinne von § 48 Abs. 2 BBergG von Bedeutung. § 48 Abs. 2 BBergG rdumt
der Bergbehorde die Befugnis ein, die Zulassung von Betriebsplédnen zu beschrinken
oder zu versagen, wenn sich die entgegenstehenden Griinde als ,iiberwiegende
offentliche Interessen* darstellen. FEine dariiber hinausgehende planerische
Abwigung ist damit nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts nicht
verbunden.'® Auch nach herrschender Meinung in der Literatur geht die Grundkon-
zeption des Bergrechts dahin, dass die Ausbeutung des Bodenschatzes im Vorder-
grund steht und mogliche Bergbaufolgeschidden etwa von Grundstiickseigentiimern
im Wege der Schadensersatzleistung, nicht dagegen durch Abwehranspriiche, geldst
werden."”

Fiir Rahmenbetriebsplédne gilt nach § 57a Abs. 2 S. 1 BBergG dariiber hinaus,
dass sie den Anforderungen geniigen miissen, die sich aus den Voraussetzungen fiir
die Durchfiihrung des Planfeststellungsverfahrens unter Beriicksichtigung der An-
tragserfordernisse fiir die vom Planfeststellungsbeschluss eingeschlossenen behord-
lichen Entscheidungen ergeben. Des weiteren muss der Rahmenbetriebsplan nach §
57a Abs. 2 S. 2 BBergG alle fiir die Umweltvertraglichkeitspriifung bedeutsamen
Angaben enthalten. Das schlieBt geméll § 57a Abs. 2 S. 3 BBergG auch Angaben zur
Umwelt und ihren Bestandteilen sowie zu gepriiften Vorhabenalternativen ein, so-

16 BVerwGE 126, 205 Rz. 27 - Garzweiler; mit beachtlichen Griinden a.A. W. Durner, Konflikte
rdaumlicher Planungen: verfassungs-, verwaltungs- und gemeinschaftsrechtliche Regeln fiir das
Zusammentreffen konkurrierender planerischer Raumanspriiche, 2005, S. 358 ff.

T. v. Danwitz, Staatliche Bergaufsicht zwischen privatem Bergschadensrecht, hoheitlicher
Gefahrenabwehr und Staatshaftung in den neuen Bundeslindern, 1998, 48 ff.; W. Durner,
Konflikte rdumlicher Planungen: verfassungs-, verwaltungs- und gemeinschaftsrechtliche
Regeln fiir das Zusammentreffen konkurrierender planerischer Raumanspriiche, 2005, S. 360
m.w.N.
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weit dies im konkreten Fall in Anbetracht der besonderen Merkmale des Vorhabens
und der moglichen Auswirkungen auf die Umwelt von Bedeutung ist (§ 57a Abs. 2
S. 3 Nr. 1 BBergQG).

cc) Konzentrationswirkung: die Sonderrolle des Wasserrechts

Des weiteren ist fiir die Genehmigungsfdhigkeit des Vorhabens das Verhiltnis des
Rahmenbetriebsplans zu anderen Vorschriften des dffentlichen Rechts von Bedeu-
tung. § 57b Abs. 3 BBergG bestimmt, dass dann, wenn fiir ein Vorhaben nach § 52
Abs. 2a auch nach anderen Vorschriften Planfeststellungsverfahren oder vergleich-
bare behordliche Entscheidungen vorgesehen sind, nur das Verfahren nach den §§
57a bis 57c¢ BBergG durchzufiihren ist. § 57b Abs. 3 BBergG ist eine Regel des Ver-
fahrensrechts. Die Norm hat aber auch eine materiellrechtliche Seite, indem sie die
Grundregel des § 75 Abs. 1 VwV{IG konkretisiert, wonach Planfeststellungsbe-
schliissen regelméBig formelle Konzentrationswirkung zukommt und damit den Ka-
talog der Voraussetzungen fiir die Genehmigungserteilung bestimmt. Andere behord-
liche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen
und Planfeststellungen sind neben der Planfeststellung nicht erforderlich. Fiir die
erwogenen Rohrleitungsanlagen gegebenenfalls notwendige Baugenehmigungen sind
daher von der Planfeststellungsbehorde zu erteilen, wenn die Voraussetzungen vor-
liegen.

Nicht ohne weiteres eingeschlossen sind dagegen wasserrechtliche Erlaubnisse
nach dem WHG. Zwar sieht § 19 Abs. 1 WHG n.F. vor," dass iiber Vorhaben, mit
dem die Benutzung eines Gewdssers verbunden ist, die Planfeststellungsbehorde
auch hinsichtlich der Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung entscheidet. Dies
konnte auf eine Rohrleitung zum Transport von Salzwasser, das in die Weser einge-
leitet wird, durchaus zutreffen. Daraus ergédbe sich die Zustidndigkeit der Planfest-
stellungsbehdrde.

Fiir Bergwerke gilt jedoch die Sonderregelung des § 19 Abs. 2 WHG. Danach
entscheidet die Bergbehorde iiber die Erteilung der (wasserrechtlichen) Erlaubnis,
wenn ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewéssern vorsieht. Das
trifft auf die Betriebspldne der K+S GmbH zumindest implizit zu; soweit Versen-
kungserlaubnisse in Bezug genommen werden, sogar ausdriicklich. Entscheidend ist
schlieBlich fiir die Zustdndigkeitsteilung von Bergbehdrden und Wasserbehorden,
dass unabhingig von der Verwirklichung der Tatbestdnde von Abs. 1 oder Abs. 2 des
§ 19 WHG n.F. die Planfeststellung stets im Einvernehmen mit der Wasserbehorde
ergeht (§ 19 Abs. 3 WHG n.F.). Das bedeutet in der Praxis, dass iiber die
wasserrechtlichen Fragen die zustindigen Wasserbehorden entscheiden, und hat
ferner zur Folge, dass eine Rohrleitungsanlage zur Ableitung von Salzwasser nur
dann verwirklicht werden kann, wenn alle maf3geblichen Rechtsfragen im Sinne der
Erteilung der erforderlichen Genehmigungen kumulativ geklédrt sind. Dazu zdhlen
insbesondere der bergrechtliche Rahmenbetriebsplan nach § 52 Abs. 2a BBergG und
die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 7 WHG.

18 Die Norm entspricht § 14 Abs. 1 WHG a.F.
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3. Planfeststellung nach UVPG?

Soweit man wegen der Linge der geplanten Rohrleitung oder aus anderen Griin-
den eine Heranzichung des Bundesberggesetzes nicht fiir sachgerecht hilt, wire
dennoch eine Planfeststellung erforderlich, und zwar nach § 20 UVPG. § 20 Abs. 1
UVPG verlangt fiir Rohrleitungsanlagen eine Planfeststellung, wenn sie in Anlage 1
Nr. 19.3 bis 19.9 des UVPG aufgefiihrt sind und eine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung nach § 3b bis 3f UVPG besteht. Die genannten Vor-
aussetzungen sind bereits vorstehend unter 1 gepriift und bejaht worden. Die Unter-
schiede zur bergrechtlichen Planfeststellung liegen zum ersten darin, dass die Plan-
feststellung der vollstindigen Abwigung unterliegt, wihrend fiir die Erteilung des
bergrechtlichen Betriebsplans die Planfeststellung nur ein Tragerverfahren darstellt."”
An dem Charakter der Betriebsplanzulassung als gebundene Entscheidung dndert
dies nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts nichts. Des weiteren darf nach
§ 21 Abs. 1 UVPG i.d.F. des Wasserrechtsneuregelungsgesetzes 2009 der Planfest-
stellungsbeschluss nur erteilt werden, wenn eine nachteilige Verdnderung der Was-
serbeschaffenheit nicht zu besorgen ist.*

4. Anforderungen aus der Rohrfernleitungsverordnung

Weitere Maligaben an die Beschaffenheit und den Betrieb der Rohrleitungsanlage
konnten sich aus der Rohrfernleitungsverordnung (RohrFLtgV) ergeben.”’ Sie gilt fiir
Rohrfernleitungsanlagen, in denen wassergefdhrdende Stoffe transportiert werden
und die einer Planfeststellung bediirfen (§ 2 RohrFLtgV). Diese Voraussetzungen
sind bei der geplanten Abwasserleitung gegeben. Die Rohrleitungsanlage umfasst
neben der Rohrleitung selbst nach § 2 Abs. 2 RohrFLtgV auch alle dem Leitungsbe-
trieb dienenden Einrichtungen, insbesondere Pump-, Abzweig-, Ubergabe-, Absperr-
und Entlastungsstationen sowie Verdichter-, Regel- und Messanlagen.

Folgt man der hier vertretenen Ansicht und verlangt fiir die Solepipeline der K+S
GmbH einen bergrechtlichen Rahmenbetriebsplan, so hindert § 2 Abs. 3 RohrFLtgV
die Anwendung der Rohrfernleitungsverordnung. Andernfalls wire die RohrFLtgV
heranzuziehen. Insbesondere wiren dann die Bestimmungen der auf Grundlage von
§ 9 Abs. 5 RohrFLtgV ergangenen Technischen Regel fiir Rohrfernleitungen zu be-
achten.” Von hervorgehobener Bedeutung fiir die Trassenfiihrung sind die Normen
der Nr. 3.3 der besagten Technischen Regel, wonach abhédngig von dem Durchmes-
ser der Leitung bei der Verlegung bestimmte Schutzstreifen zur Sicherung des Be-
stands der Leitung und ihres Betriebs beachtet werden sollen. Hat die Leitung etwa
einen Durchmesser von DN 600 (also ungefihr 600 mm) oder grofer, betrdgt der

S. die Nachweise in vorstehender Fuinote 16.

Zu den wasserrechtlichen Voraussetzungen im Einzelnen s. nachstehende Abschnitte B.II,

C.1I, D.II sowie E.II.

2 Verordnung iiber Rohrfernleitungen vom 27.9.2002 (BGBI. I S. 3777, 3809), zuletzt gedndert
durch die Verordnung vom 6.10.2008 (BGBI. I S. 1918).

2 Technische Regel nach § 9 Abs. 5 RohrFLtgV, Bundesanzeiger Nr. 100a v. 31.5.2003.

20
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Schutzstreifen nach Nr. 3.3.2 in der Regel 10m. Das Rohr muss in der Mitte des
Schutzstreifens verlegt werden.

Prinzipielle Genehmigungshindernisse ergeben sich jedoch auch bei Heranzie-
hung der RohrFLtgV und der Technischen Regel nicht.

5. Zwischenergebnis: Die Genehmigungsvoraussetzungen

Mit den vorstehenden Ausfiihrungen lésst sich als Bilanz festhalten, dass fiir die
geplante Rohrleitung wegen ihrer liberdrtlichen Raumbedeutsamkeit die Feststellung
der Raumvertriglichkeit erforderlich ist. Das bezieht sich in erster Linie auf die
Trassenfiihrung, die auf die Einleitung bezogenen wasserrechtlichen und natur-
schutzrechtlichen Fragen sind sogleich zu erdrtern. Das Vorhaben steht als Beforde-
rung von ,,sonstigen Massen* im unmittelbaren betrieblichen Zusammenhang mit der
Gewinnung von Bodenschdtzen im Sinne von § 2 BBergG, so dass die Rohrleitung
unter das Bergrecht féllt und des weiteren eines Rahmenbetriebsplans durch Plan-
feststellung bedarf (§ 52 Abs. 2a, 57a Abs. 2 S. 1 BBergQG).

Auf die Zulassung besteht unter den gesetzlichen Voraussetzungen ein Anspruch
nach § 55 Abs. 1 BBergG. Das sonstige 6ffentliche Recht wird, da die Planfeststel-
lung grundsétzlich alle erforderlichen Entscheidungen einschlie3t, ebenfalls gepriift,
unterliegt jedoch nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts keiner weiteren
Abwigung im Sinne einer planerischen Gestaltungsfreiheit. Vielmehr entspreche die
gebotene Abwigung nach § 48 Abs. 2 BBergG der gerichtlich voll iiberpriifbaren
Abwigung im Rahmen eines unbestimmten Tatbestandsmerkmals.* Hilt man das
BBergG sachlich nicht fiir einschldgig oder will dem Bundesverwaltungsgericht aus
anderen Griinden nicht folgen, so fiihrt das zur Planfeststellungsbediirftigkeit des
Vorhabens nach § 20 Abs. 1 UVPG, in dessen Rahmen eine vollumfiangliche gestal-
terische Abwiagung stattfindet.

Eine Sonderrolle nimmt das Wasserrecht ein, das im Zusammenhang mit berg-
rechtlichen Betriebspldnen von den Wasserbehorden gepriift und beschieden wird (§
19 Abs. 2 WHG n. F.). Insgesamt sind fiir die geplante Solepipeline keine prinzi-
piellen Genehmigungshindernisse im Bergrecht und im Recht der UVP zu erkennen.

II. Wasserrechtliche Anforderungen

1. Einflihrung

Die Salzeinleitung und die diffusen Salzeintrdge in die Werra in Folge des Kali-
Bergbaus gehoren neben der Néhrstoff- und Schwermetallbelastung sowie den Ver-
dnderungen der Gewissermorphologie zu den Hauptbelastungsschwerpunkten in der
Flussgebietseinheit Weser.”* Der wesentliche Inhaltsstoff des Salzabwassers ist das
Natriumchlorid; dariiber hinaus enthilt die Lauge auch Kalium- und Magnesium-

»  BVerwGE 126, 205, Rz. 27.
# Vgl. den Entwurf des Bewirtschaftungsplans 2009 fiir die Flussgebietseinheit Weser, S. 17.
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chlorid, sowie in vergleichsweise geringen Mengen verschiedene Hilfsstoffe, wie
Salicylsdure, div. Fettsduren und Praestabitdl, die allesamt als ,,schwach wasserge-
fahrdend“ gem. der Gefahrstoff-VO eingestuft sind.” In Spuren sind dariiber hinaus
noch verschiedene gefdhrliche bzw. prioritir gefahrliche Stoffe gem. einschlagiger
Tochter-Richtlinien der WRRL in der Lauge nachweisbar, die aber fiir die Belastung
irrelevant sein sollen.” Die Untersuchung konzentriert sich daher auf das Versal-
zungsproblem (Natrium, Kalium, Magnesium).
Zur Versalzungsproblematik und zum Handlungsbedarf fiihrt der Entwurf des
Bewirtschaftungsplanes 2009 fiir die Flussgebietseinheit Weser u.a. folgendes aus:*
,unter den iiberregionalen Bewirtschaftungszielen besitzt die Belastung von Wer-
ra und Weser mit Einleitungen von Salzabwissern aus dem ehemaligen und akti-
ven Kalibergbau eine besondere Bedeutung. (...) Trotz der erheblichen Reduzie-
rung des Salzwasseranfalls und der damit verbundenen Entlastungen fiir die
Grundwasser- und Oberflichenwasserkorper stellt die Salzbelastung insbesondere
in Werra und Oberweser die dominierende Belastung der Gewdssergiite dar. Die
infolge dieser Einleitungen derzeit vorhandenen Stoffkonzentrationen der Werra
und Weser wirken sich deutlich auf alle vier biologischen Qualitidtskomponenten
aus und fiihren zur klaren Verfehlung des guten 6kologischen Zustands bzw. gu-
ten O0kologischen Potenzials in den betroffenen Wasserkdrpern. Ohne eine deutli-
che Absenkung der Salzbelastung ist eine Zielereichung in den betroffenen Was-
serkorpern nicht mdglich, zumal mogliche Verbesserungen in anderen Bereichen
(z.B. zur Verbesserung der Hydromorphologie) durch die Salzbelastung iiberla-
gert werden. Grundsétzlich lassen sich - unter Beibehaltung des Kalibergbaus -
mogliche Mafinahmen zur Reduzierung der Belastung in drei Mallnahmengruppen
gliedern:

1. MaBnahmen zur Reduzierung des Salzabwasseranfalls (z. B. Versatz von Riick-
stainden oder Haldenabdeckungen),

2. Mallnahmen zur Reduzierung der Belastung der Gewdsser/des Grundwassers
infolge der bestehenden Einleitung der Salzabwésser (z. B. Optimierung der Salz-
laststeuerung) sowie

3. MaBnahmen zur Reduzierung der Belastung der Gewéisser/des Grundwassers
durch standortferne Entsorgung (z. B. Bau einer Rohrleitung an die Nordsee).*
Vor dem Hintergrund dieser Ausfiihrungen erschliefit sich der Zweck der gegen-

wirtigen Uberlegungen zur Ableitung von Salzabwissern iiber eine Rohrfernleitung:
Durch die standortferne Einleitung soll — insbesondere auch im Zusammenwirken

3 Fiir das Jahr 2007 sind die eingesetzten Hilfsstoffe mit insgesamt rund 900 t. angegeben; vgl.

dazu Eichholtz, Inhaltsstoffe der Salzwésser, Vortrag Runder Tisch am 13. Januar 2009, Po-
werpoint-Prisentation.

So das Ergebnis der Untersuchung von Eichholtz (siehe vorgehende Fn.).

7 Aao.,S.66.

26
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mit dem sog. ,,MaBnahmenpaket“*® - eine Gewdésserentlastung erzielt und eine Ver-

besserung der Gewdésserqualitdt in der Flussgebietseinheit Weser erreicht werden.
Dartiber hinaus soll die Ableitung von Salzabwéssern iiber eine Rohrfernleitung auch
dazu dienen, die Nutzung einer Rohstofflagerstitte und die sich daraus ergebende
Stoffdienstleitung, insbes. fiir die Landwirtschaft, aufrecht zu erhalten, um dadurch
zugleich zur Sicherung der regionalen Wirtschaftsstruktur beizutragen.

Mit der Ableitung von Salzabwissern iiber eine Rohrfernleitung wird die Voraus-
setzung dafiir geschaffen, dass kiinftig eine Einleitung von Salzabwéssern in die
Werra unterbleiben kann. Damit wiirden die Salzbelastungen der Werra im Wesent-
lichen auf die Eintrage aus diffusen Quellen als Folge der langjéhrigen Versenkungs-
tatigkeit® beschrankt. Eine erste Einschdtzung des kiinftigen Zustandes der Werra
durch das Hessische Landesamt fiir Umwelt und Geologie hat zwar ergeben, dass
auch die aus diffusen Quellen resultierende Salz-Restbelastung durchaus noch be-
achtlich ist, an der signifikanten Entlastung der Wasserkdrper der Werra im Falle der
Verwirklichung der Rohrfernleitung gegeniiber dem gegenwirtigen Zustand besteht
aber kein Zweifel.”

Durch eine derartige Pipeline wiirde allerdings nicht die Einleitung der Salzlauge
in ein Gewaisser insgesamt entfallen, sondern die Einleitung wird lediglich an eine
andere — zur Aufnahme und Verarbeitung besser geeignete — Stelle verlagert. Vom
,»Runden Tisch* alternativ in Erwdgung gezogen werden gegenwairtig Einleitungen
in die Weser, in den Bereich der Ubergangsgewisser der Weser und auch in die
Nordsee.

Im Folgenden werden die wasserrechtlichen Anforderungen an das Einleiten von
Salzabwéssern in die Weser erldutert. Dabei wird sich die Priifung angesichts des
noch offenen Planungsstandes aufeine Kldrung ,,dem Grunde nach® beschrinken.
Abgestellt wird hierbei auf die kiinftigen Voraussetzungen des jiingst umfassend
novellierten neuen Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009, das gegenwirtig
zwar noch nicht in Geltung ist, aber im Mérz 2010 in Kraft treten und das alte WHG
(im Folgenden: WHG a.F.) ablosen wird.

2 Vgl. Runder Tisch, Stand der Losungsversuche. Uberlegungen und Perspektiven aus Sicht der

Leitung. Vortrag vor dem Umweltausschuss des Hess. Landtages am 30. April 2009, Power-
point-Prisentation, Folie 2.

Siehe zur Geschichte der Versenkungstitigkeit: Arbeitsgemeinschaft zur Reinhaltung der
Weser, Die Chloridproblematik an Werra und Weser, 1996, S. 9.

Siehe Hessisches Landesamt fiir Umwelt und Geologie, Einschitzung der Chloridbelastung
der Werra durch diffuse Eintrége fiir das Szenario nach Einstellung der Salzweassereinleitung
und der Versenkung von Salzabwéssern, Manuskript 2009.

' BGBL,S. 2585.
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2. Anforderungen an die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis

a) Einleiten von Salzabwéssern als erlaubnispflichtige Gewidsserbenutzung

Gem. § 8 Abs. 1| WHG (§ 2 Abs. 1 WHG a.F.) bedarf die Benutzung eines Gewdés-
sers der Erlaubnis oder der Bewilligung. Benutzung ist u.a. jedes ,,Einleiten von
Stoffen in Gewdsser™ (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG = § 3 Abs. 1 Nr. 4 WHG a.F.). Zwar
erfiillt das Einleiten in eine Rohrfernleitung noch nicht den Tatbestand der Einlei-
tung in ein Gewésser, wohl aber ist der Einleitungstatbestand erfiillt, wenn am Ende
der Rohrfernleitung die unmittelbare Ubergabe in ein Gewisser erfolgt. So liegt es
hier: liber die Rohrfernleitung soll an anderer Stelle in ein Gewdsser (hier: die We-
ser) eingeleitet werden.

Vom Stoffbegriff umfasst sind u.a. fliisssige Stoffe jeder Art, insbesondere Abwas-
ser.”” Abwasser ist gem. § 54 Abs. 1 WHG u.a. das ,,durch (...) gewerblichen (...)
Gebrauch in seinen Eigenschaften veridnderte Wasser und das bei Trockenwetter da-
mit zusammen abflieBende Wasser (Schmutzwasser)“. Das zur Einleitung vorgese-
hene Wasser ist Abwasser im Sinne des WHG, weil das Wasser durch den Produkti-
onsprozess in seinen Eigenschaften verdndert worden ist und nunmehr erhebliche
Chloridanteile aufweist.” Auch das sog. ,,Haldenwasser*, das gefasst und kontrolliert
(liber die beabsichtige Rohrfernleitung) eingeleitet werden soll, ist Abwasser im Sin-
ne des WHG.*

Somit ist festzuhalten, dass eine Einleitung der genannten Salzlauge in die Weser
den Tatbestand der Benutzung erfiillt und erlaubnis- oder bewilligungspflichtig ist.
Da die Einleitung der Salzlauge zudem als Einleitung von Abwasser zu qualifizieren
ist, gelten dariiber hinaus die besonderen rechtlichen Anforderungen fiir das
Einleiten von Abwasser in Gewisser (§ 57 WHG = § 7a WHG a.F.). Fiir das Einlei-
ten von Stoffen in Gewisser darf gemdll § 14 Abs. 1 Nr. 3 WHG (= § 8 Abs. 1 S. 2
WHG a.F.) keine Bewilligung erteilt werden. Deshalb konzentriert sich die weitere
Untersuchung auf die Voraussetzungen der Erlaubniserteilung.

b) Uberblick iiber die rechtlichen Voraussetzungen fiir eine
Erlaubniserteilung

Gem. § 12 Abs. 1 WHG ist die Erlaubnis zu versagen, wenn

1. schiddliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht
ausgleichbare Gewisserverdnderungen zu erwarten sind oder

2.  andere Anforderungen nach o6ffentlichrechtlichen Vorschriften nicht erfiillt
werden.

§ 12 Abs. 2 WHG bestimmt, dass die Erteilung der Erlaubnis im Ubrigen im

pflichtgemdBen Ermessen (Bewirtschaftungsermessen) der Behorde steht, d.h.

32 Vgl. Czychowski/Reinhardt, zu § 3 WHG, Rn. 32

33 Siehe oben bei Fn. 23.

34 Auch hier ist von einer Einordnung als ,,Schmutzwasser® (im Gegensatz dazu: ,Nieder-
schlagswasser®, § 54 Abs. 1 Nr. 2 WHG) auszugehen.
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auch bei Vorliegen der genannten Voraussetzungen besteht noch kein Anspruch
auf Erlaubniserteilung (dazu nédher unten f.).*

Der Begriff der ,,schiadlichen Gewisserverdnderungen® wird in § 3 Nr. 10 WHG
definiert. Darunter versteht das Gesetz ,,Verdnderungen von Gewéssereigenschaf-
ten, die das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die 6ffentliche Wasserversor-
gung, beeintrdchtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus
diesem Gesetz, aus aufgrund dieses Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen was-
serrechtlichen Vorschriften ergeben®.

Neben den Voraussetzungen des § 12 WHG ergeben sich im vorliegenden Fall
noch weitere Erfordernisse, die aus dem Abwasserrecht resultieren. Auf diese soll
hier zunichst eingegangen werden (siehe sogleich unten c), bevor im Anschluss
daran dann eine ausfiihrliche Erorterung der Voraussetzungen des § 12 WHG er-
folgt (sieche unten d - f).

c) Abwasserrechtliche Erfordernisse, insbesondere Stand der Technik-

Anforderungen

§ 57 Abs. 1 WHG bestimmt, dass eine Erlaubnis fiir das Einleiten von Abwasser

in Gewdsser (Direkteinleitung) nur erteilt werden darf, wenn

1. die Menge und Schédlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies
bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand
der Technik moglich ist,

2. die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewissereigenschaften und
sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist und

3. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und betrieben werden,
die erforderlich sind, um die Einhaltung der Anforderungen nach den Num-
mern 1 und 2 sicherzustellen.

Das ,,Stand der Technik“-Erfordernis des § 57 Abs. 1 Nr. 1 WHG ist ein Gebot

der Vorsorge® und als Mindestanforderung zu verstehen, die unabhéngig von der

Gewissergiite’” jeden trifft, der Abwasser direkt in ein Gewdsser einleitet. Dass

im vorliegenden Fall von einer Direkteinleitung auszugehen ist, ist bereits darge-

legt worden (siehe oben a).

Unter ,,Stand der Technik* ist gem. § 3 Nr. 11 WHG

,der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebs-
weisen, der die praktische Eignung einer Maflnahme zur Begrenzung von Emissi-
onen in Luft, Wasser, Boden, zur Gewéhrleistung der Anlagensicherheit, zur Ge-
wihrleistung einer umweltvertriaglichen Abfallentsorgung oder sonst zur Vermei-
dung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Erreichung eines
allgemein hohen Schutzniveaus fiir die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen

35

36
37

Vgl. BVerfGE 93, 339 — Wasserpfennig; BVerwGE 78, 40, 44 f.; SichsOVG, Beschl. v.
08.04.2003, SachsVBI 2003, 195 ff; ganz hM.: siehe nur Czychowski/Reinhardt, zu § 6 WHG,
Rn. 28.

Vgl. statt vieler Czychowski/Reinhardt, zu § 7a WHG, Rn. 1b.

Siehe insoweit statt vieler Czychowski/Reinhardt, zu § 7a WHG, Rn. lc.



14 Rechtsgutachten

lasst; bei Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere die in der Anla-
ge 1 aufgefiihrten Kriterien zu beriicksichtigen.*

Es geht also bei der ,,Stand der Technik“-Bestimmung nicht nur um Reinigungs-
technik i.e.S., sondern um alle moglichen Verfahren, Einrichtungen und Betriebs-
weisen, die zur Reduzierung von Emissionen in das Wasser praktisch geeignet sind.
Fiir die Bestimmung der VerhéltnismaBigkeit einer solchen Technologie, auf deren
Beriicksichtigung in der Anlage 1 ausdriicklich hingewiesen wird, kommt es u.a. auf
»Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen® an (Anlage 1, Ziff. 6).
Mit Blick auf die erheblichen Auswirkungen, die die Salzeinleitung ausweislich des
Bewirtschaftungsplan-Entwurfs fiir die Flussgebietseinheit Weser hat, erscheinen
deshalb auch erhebliche Anstrengungen nicht von vorn herein unverhéltnisméBig.

Da die Bestimmung des Standes der Technik ein aufwindiger Vorgang ist, er-
michtigt § 57 Abs. 2 WHG (= § 7a Abs. 1 S. 3 WHG a.F.) die Bundesregierung im
Interesse eines effektiven Vollzuges dazu, durch Rechtsverordnung Anforderungen
festzulegen, die dem Stand der Technik entsprechen. Die Bundesregierung darf dabei
»hach Prioritdten vorgehen und dabei auch zwischen dem Abwasser verschiedener
Herkunfts- und Produktionsbereiche unterscheiden.“* Genau dieses hat die Bundes-
regierung auch getan, indem sie eine Branchen bezogene, an Produktionsvorgénge
ankniipfende, Konkretisierung des Standes der Technik vorgenommen hat. Auf der
Grundlage dieses Ansatzes sind mittlerweile fiir gut 60 verschiedene Anforderungs-
bereiche Festlegungen getroffen worden.” Fiir die Kaliindustrie fehlt es bislang al-
lerdings an konkretisierenden Festlegungen in der Form der Rechtsverordnung. Das
Fehlen einer entsprechenden konkretisierenden Verordnung ist aber nicht gleichbe-
deutend mit dem Fehlen der Verpflichtung als solcher; denn die Rechtsverordnung
ist nicht konstitutiv. Die Verpflichtung, den Stand der Technik einzuhalten, besteht
vielmehr unabhdngig von der Existenz einer konkretisierenden Rechtsverordnung
und muss insofern einzelfallbezogen bestimmt werden. *° Hierbei hat die zustindige
Behorde die Kriterien der erwéhnten Anlage 1 zum WHG zu berticksichtigen (§ 3
Nr. 11 WHG).

Da die Verpflichtungen, die sich aus der ,,Stand der Technik“-Anforderung erge-
ben, Gegenstand einer gesondert in Auftrag gegebenen Expertise sind,*' verzichtet
das Gutachten an dieser Stelle auf weitere Erorterungen. Festzuhalten bleibt hier
lediglich, dass die gelegentlich geduBlerte Befiirchtung, die Ableitung der Salzlauge
iiber eine Rohrfernleitung und die Einleitung an anderer Stelle wiirde nur zu einer
Verlagerung der Belastung fiihren,*” insoweit unzutreffend ist, als den Einleiter je-
denfalls auch an anderer Stelle die Mindestanforderungen treffen, die aus der ,,Stand

3% Vgl. Czychowski/Reinhardt, zu § 7a WHG, Rn. 18b.

39 Vgl. den Uberblick bei Czychowski/Reinhardt, zu § 7a, Rn. 19.

40 Siehe dazu auch Czychowski/Reinhardt, zu § 7a WHG, Rn. 18b.

4 Vgl. Unnerstall, Rechtsgutachten fiir den Runden Tisch iiber den Stand der Technik (in Vor-
bereitung, 2009).

Befiirchtungen in diese Richtung sind insbesondere von der Nds. Landesregierung geédufBlert
worden; siehe dazu Niedersidchsischer Landtag, 16. Wahlperiode, Protokoll der 29. Plenarsit-
zung v. 16. Januar 2009, S. 3329 ff.

42
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der Technik*“-Verpflichtung resultieren. Das erwéhnte ,,Mallnahmenpaket™ erscheint
vor diesem Hintergrund (jedenfalls auch) als eine Einzelfall bezogene Konkretisie-
rung dessen, was verhdltnismiBigerweise an fortschrittlichen Verfahren, Einrichtun-
gen oder Betriebsweisen zur Begrenzung von Emissionen in das Wasser verlangt
werden kann.

d) Erfordernisse des § 12 Abs. 1 WHG: Keine ,,schéddlichen
Gewisserveridnderungen*

Die Einleitungserlaubnis darf durch die zustindige Behorde trotz des Einhaltens
der Anforderungen, die sich aus dem Stand der Technik ergeben, nicht erteilt wer-
den, wenn durch die Einleitung gleichwohl ,,schidliche, auch durch Nebenbestim-
mungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewisserverdnderungen zu er-
warten sind“ (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG).

Der Begriff der ,,schddlichen Gewisserverdnderungen® ist durch das Gesetz zur
Neuregelung des Wasserrechts vom 31.7.2009 neu in das WHG aufgenommen wor-
den. Die Legaldefinition in § 3 Nr. 10 WHG zeigt aber, dass mit der Verwendung
dieses Begriffes keine Verschirfung gegeniiber der bisherigen Rechtslage eingetre-
ten ist. Wie auch bisher schon, werden vom Begriff der schddlichen Gewisserver-
dnderungen nur solche Verdnderungen der Gewéssereigenschaften erfasst, ,,die das
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die oOffentliche Wasserversorgung beein-
trachtigen.” Dariiber hinaus werden auch alle Gewésserverdnderungen erfasst, ,,die
nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus diesem Gesetz, aus auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften erge-
ben.*

Insbesondere durch den Verweis auf die sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften
in § 3 Nr. 10 WHG hat der Gesetzgeber nunmehr u.a. die Bindung an die rechtlich
gefassten Qualitdtsziele, die aus der Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) resultieren, deutlich zum Ausdruck gebracht.” Darin liegt ein Transparenz-
fortschritt gegeniiber dem alten WHG, das diese Bindungsanforderungen zwar eben-
falls bereits enthielt, dabei aber auf interpretatorische Einbeziehung in den Allge-
meinwohlbegriff angewiesen war.* Durch die Neufassung ist die bisherige alles
iiberragende Bedeutung der Allgemeinwohlanforderung relativiert und — wenn man
so will - auf eine Restpriifung zuriickgeschnitten worden. Demgeméafl empfiehlt es
sich, die Erorterung nicht mit der Allgemeinwohlpriifung zu beginnen, sondern den
Blick zunichst auf spezialgesetzliche Vorschriften zu richten. In unserem Zusam-
menhang kommt dabei den europarechtlich veranlassten Qualitdtszielen fiir die Be-
wirtschaftung von Oberflichengewdéssern, die in §§ 27 ff. WHG (= §§ 25a ff. WHG
a.F.) ihren gesetzlichen Niederschlag gefunden haben, die zentrale Bedeutung zu.

s Siehe insoweit auch die Gesetzesbegriindung zum Entwurf der Bundesregierung. Dort wird

auf S. 43 u.a. ausdriicklich auf die Bindung an das sog. ,,Verschlechterungsverbot* (§ 27 Abs.
1 Nr. 1 WHG) hingewiesen.

4 Vgl. statt vieler Czychowski/Reinhardt, zu § 6 WHG, Rn. 19 m.w.N.; Reinhardt, NuR 2006,
205, 208; Breuer 2004, Rn. 392.
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aa) Beachtung rechtsverbindlicher Bewirtschaftungsziele

Die Ableitung von Salzabwissern mit einer Rohrfernleitung miisste daher zu-
ndchst mit den Bewirtschaftszielen nach § 27 WHG vereinbar sein. Gemal3 § 27 Abs.
1 WHG (= § 25a Abs. 1 WHG a.F.) sind oberirdische Gewisser (Natural Water Bo-
dies) ,,so zu bewirtschaften, dass

1. eine Verschlechterung ihres 6kologischen und ihres chemischen Zustands
vermieden wird und
2. ein guter 6kologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder er-

reicht werden.*

Fiir oberirdische Gewiésser, die gem. § 28 WHG (= § 25b Abs. 2 WHG) als
kiinstlich oder erheblich verdndert eingestuft sind (,,Heavily Modified Water Bo-
dies*; im Folgenden HMWB), gelten demgegeniiber reduzierte Bewirtschaftungszie-
le. Sie sind so zu bewirtschaften, dass

1. eine Verschlechterung ihres dkologischen Potenzials und ihres chemischen
Zustands vermieden wird und
2. ein gutes 0kologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten

oder erreicht werden.*

(§ 27 Abs. 2 WHG = § 25b Abs. 1| WHG a.F.)

Die genannten gesetzlichen Bewirtschaftungsziele binden den Staat und seine
Organe bei der Bewirtschaftung der Gewisser. Sie hindern die Erteilung einer Er-
laubnis, wenn durch die Erlaubnis entweder das Verschlechterungsverbot oder das
Verbesserungsgebot verletzt wiirde, weil eine solche Verletzung gleichbedeutend mit
der Erfiillung des Tatbestandes der ,,schidlichen Gewésserverdnderung® ist.

Die Erorterung beginnt mit den Anforderungen des Verschlechterungsverbotes
[siche unten (1)], geht dann zu den Anforderungen iber, die sich aus dem Verbesse-
rungsgebot ergeben [sieche unten (2)], richtet im Anschluss daran den Blick auf
zwingende stoffbezogene Vorgaben des Wasserrechts [siche unten (3)] und bezieht
in diesem Zusammenhang auch das Maflnahmenprogramm fiir die Flussgebietsein-
heit Weser ein [siche unten (4)].

(1) Anforderungen des Verschlechterungsverbotes (§ 27 Abs. 1 Nr. 1 WHQG)

Das ,,Verschlechterungsverbot™ des § 27 Abs. 1 Nr. 1 WHG ist eine bindende
Vorgabe fiir die Bewirtschaftung von Oberflichengewéssern. Danach darf die zu-
stindige Wasserbehorde eine wasserrechtliche Benutzungserlaubnis nur erteilen,
wenn durch die Benutzung keine Verschlechterung der durch die Benutzung betrof-
fenen Wasserkorper bewirkt wird.

Diesbeziiglich ist noch vieles ungeklért. Als gesicherter Ausgangspunkt kann al-
lerdings gelten, dass das Verschlechterungsverbot— wie bereits erwédhnt - unmittelbar
nur den Staat und seine Organe verpflichtet,” welcher durch seine Bewirtschaftungs-
entscheidungen dafiir sorgen muss, dass dieser Anforderung Geniige getan wird.
Dem kann auf unterschiedliche Weise entsprochen werden. Der Staat kann zum ei-

$ Vgl. Kock, ZUR 2009, 227, 229.
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nen jede beantragte Benutzung am Verschlechterungsverbot messen; er kann aber
auch durch planerische Vorsorge fiir eine Reallokation der Nutzung im gesamten
Bereich des betroffenen Wasserkorpers sorgen und auf diese Weise sicherstellen,
dass auch durch neu hinzutretende belastende Nutzungen eine Verschlechterung
nicht eintreten wird.*

Die Bezugsebene fiir die Feststellung einer Verschlechterung ist der Wasserkor-
per. § 3 Nr. 6 WHG definiert in Ubereinstimmung mit der WRRL den Oberflichen-
wasserkorper als einen einheitlichen und bedeutenden Abschnitt eines oberirdischen
Gewissers oder Kiistengewdssers. Von einer Verschlechterung ist daher einerseits
nicht schon dann auszugehen, wenn am Punkt der Einleitung Verschlechterungen
eintreten werden, aber andererseits auch nicht erst dann, wenn das oberirdische Ge-
wisser als Ganzes verschlechtert wird. Die Flussgebietseinheit Weser ist in 1.414
Oberflichenwasserkorper untergliedert, dabei entfallen 1.381 auf FlieBgewdésser und
der Rest auf stehende Gewdsser und Kiistengewdsser.” Durch die Wahl des Einlei-
tepunktes kann in gewisser Hinsicht auf die Einhaltung der Erfordernisse hingewirkt
werden; denn es gibt im Bereich der Hauptgewisser der Flussgebietseinheit Weser
eine Reihe von Wasserkdrpern, die eine beachtliche Linge aufweisen und damit viel
Potenzial bieten, Belastungen im Wasserkorper selbst wieder auszugleichen.

Die materiellen Anforderungen des Verschlechterungsverbotes sind noch nicht
abschlieBend geklért. ** Eine aussagekréftige Rechtsprechung gibt es noch nicht.
Auch ist im Rahmen der ,,Common Implementation Strategy“ (sog. ,,CIS-Prozess®)*

46 Vgl. Kock, ZUR 2009, ebenda.

4 Bewirtschaftungsplan-Entwurf (obere Fn. 22), S. 13.

48 Siehe zum folgenden Kock, ZUR 2009, 227, 229 f.

49 Dazu ndher Kock, ZUR 2009, 227, 230 f.: ,,Die EU war sich von Anfang an dariiber bewusst,
dass die Implementation der WRRL besondere Herausforderungen stellt. Demgemidl bestand
Einvernehmen dariiber, dass die Vorgaben der WRRL samt ihrer Anhdnge und weiterer
Durchfithrungsrichtlinien fiir sich allein noch nicht geniigen kdnnen, um ein gemeinsames
Ver-stindnis fiir die vielféltigen Vorgehensweisen und Losungen zu wissenschaftlichen, tech-
nischen und praktischen Fragen herbeizufiihren. Eine gemeinsame Umsetzungsstrategie wurde
in Gang gesetzt (sog. ,,CIS-Prozess*“: Common Implementation Strategy), deren Ziel es ist, fiir
eine kohirente und abgestimmte Implementation der Richtlinie zu sorgen. Beschlussgremium
der CIS ist die Versammlung der EU-Wasserdirektoren. Mitglieder dieser Versammlung sind
die jeweils hochsten Fachbeamten der Mitgliedstaaten sowie der Leiter der Abteilung Gewdés-
ser-schutz der EG-Kommission/Umwelt. Die EU-Wasserdirektoren haben sich innerhalb des
CIS-Prozesses mittlerweile auf eine Reihe mehrjahriger Arbeitsprogramme verstindigt. Wich-
tigstes Instrument des CIS-Prozesses ist die gemeinsame Erarbeitung von Leitfiden (Guidance
Docu-ments) zu einzelnen Themen der WRRL, wie etwa zur Integration von dkonomischer
Analyse in Wassermanagement und Politikformulierung (Guidance Doc. No. 1: WATECO) ,
zur Identi-fikation von Wasserkorpern (Guid. Doc. No. 2), zur ,,Analyse der Belastungen und
der Aus-wirkungen* (Guid. Doc. No. 3), zur Identifikation und Einstufung ,,erheblich verén-
derter Was-serkorper® (Guid. Doc. Nr. 4), zur Typologie und Klassifizierung von Gewéssern
und zur Be-stimmung der ,,Referenzbedingungen als Voraussetzung fiir die Einordnung der
Gewiisserzu-stinde (Guid. Doc. No. 5 und 10), zur Offentlichkeitsbeteiligung (Guid. Doc. No.
8), zu den Grundlagen der Klassifikation des ,,0kologischen Zustandes* und des ,,guten dko-
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auf europdischer Ebene bisher keine Guideline iiber die Anwendung des Verschlech-
terungsverbotes erarbeitet worden. Gestritten wird tiber den Inhalt dessen, was eine
Verschlechterung ausmacht. Dabei ist im Ausgangspunkt klar, dass Verschlechte-
rungen sowohl mit Blick auf den chemischen Zustand eines Wasserkorpers, als auch
— alternativ dazu — mit Blick auf den 6kologischen Zustand eintreten kénnen und
dass jede Verschlechterung fiir sich genommen schon den Tatbestand erfiillt.

Nach der wohl herrschenden Auffassung in der nationalen Literatur soll jede
nachteilige Verdnderung eines Gewaissers bereits den Tatbestand der Verschlechte-
rung erfiillen,” also auch ,,geringste Beeintriachtigungen®.’’ Die — im Vordringen
befindliche - Gegenauffassung sieht das Verbot demgegeniiber erst dann als verletzt
an, wenn durch gewéssererhebliche Aktivitidten der Zustand des Oberflichenwasser-
korpers in eine schlechtere ,Zustandsklasse’ wechseln wiirde™ (z.B. von ,,gut” auf
,»mifig* beim O0kologischen Zustand oder von ,,gut“ auf ,nicht gut“ beim chemi-
schen Zustand) und fiihrt dafiir vor allem Griinde der Praktikabilitdt an.”® Beide Auf-
fassungen eint wiederum, dass die Bewertung einer Verdnderung als nachteilig nur
auf der Basis eines wasserkorperbezogenen Referenzzustandes erfolgen kann. Die
Anwendung des Verschlechterungsverbotes setzt also voraus, dass die Wasserkorper
zuvor klassifiziert, typisiert und hinsichtlich ihres Zustandes eingeordnet worden
sind. Dies istein sehr voraussetzungsvoller Vorgang [siche dazu auch unten (2)(a)],
der auch durch die Bestandsaufnahme 2004* noch nicht vollstindig abgeschlossen
ist.

Da durch die erwéhnte Bestandsaufnahme eine Einordnung der weitaus grof3ten
Zahl der Wasserkorper erfolgt ist, spricht viel fiir die Auffassung, dass es fiir die
Anwendung des Verschlechterungsverbotes auf die Zustandsklasse ankommt, in die
der betreffende Wasserkorper eingeordnet worden ist; denn das qualitative Bewer-
tungssystem kennt nur diese Zustinde und verfiigt nicht {iber ein feiner justiertes
Bewertungsraster. ® Auch systematische Uberlegungen stiitzen jedenfalls indiziell

logischen Po-tenzials* (Guid. Doc. No. 13), etc. Verabschiedet worden sind bislang 14 Leitfa-
den. Dariiber hinaus liegen Abstimmungen und in vorbereitenden Arbeitsgruppen abgestimm-
te Positionspa-piere zu weiteren Themen, etwa zu den ,,Ausnahmen von den Umweltzielen der
Wasserrahmen-richtlinie®, vor. Obwohl den erarbeiteten Leitfdden keine rechtliche Verbind-
lichkeit zukommt, sind der CIS-Prozess und seine Ergebnisse von erheblicher Bedeutung fiir
eine europdisch abge-stimmte, im Wesentlichen gleichartige Implementation der WRRL in
den EU-Mitgliedstaaten. Zu Recht ist er von den EU-Wasserdirektoren als ,,Meilenstein® be-
zeichnet worden.*

50 So Czychowski/Reinhardt, WHG-Kommentar, 9. Aufl. 2007, zu § 25a, Rn. 8; Knopp, In:

Sieder/Zeitler/Dahme, WHG-Kommentar, zu § 25a, Rn. 13; Pape, in: Landmann/Rohmer, zu §

25a WHG, Rn. 17; Séhnlein, NVwZ 2006, 1139, 1140; Ginzky, WuA 2008, 46 ff.; E-

kardt/Weyland/Schenderlein, NuR 2009, 388, 393.

Czychowski/Reinhardt, ebenda.

52 So etwa Elgeti/Fries/Hurck, NuR 2006, 747; Elgeti/Hurck/Fries, KA-Abwasser, Abfall 2006,

134 ff.; Wiedemann, WuA 2007, 40; Breuer, NuR 2007, 503, 506 f.; Fiiler/Lau, NdsVBI.

2008, 193, 196 f.

Siehe ndher zur Bestimmung des guten 6kologischen Zustands unten (2)(a).

>4 Borchardt et.al. 2005.

» So richtig Elgeti/Hurck/Fries, KA — Abwasser, Abfall 2006, 134, 136.

51

53
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diese Auffassung, weil die WRRL an anderer Stelle ebenfalls auf Verschlechterun-
gen der Zustandsklasse abhebt (Art. 4 Abs. 7 WRRL).*® Insbesondere mit Blick auf
den okologischen Zustand von Oberflichengewdssern wird man mit einer an die
»Zustandsklasse® ankniipfenden Auslegung auch zu angemessenen Ergebnissen
kommen, weil immerhin fiinf Zustandsklassen unterschieden werden. Anders sieht es
beim chemischen Zustand aus. Hier kennt die Klassifizierung nur die Zustinde ,,gut*
und ,,nicht gut“. Eine Orientierung des Verschlechterungsverbotes an den Zustands-
klassen wiirde deshalb bei einem Wasserkorper, der sich bereits in einem nicht guten
chemischen Zustand befindet, dazu fithren, dass aus dem Verschlechterungsverbot
tiberhaupt keine Anforderungen mehr erwachsen.’” Das Verschlechterungsverbot
wire dann funktionslos und konnte keinerlei Beitrag mehr zur Zielerreichung leisten.
Gerade dieser Befund, ndmlich die partielle Funktionslosigkeit des Verschlechte-
rungsverbotes, fiihrt einige Autoren dazu, eine solche Auslegung abzulehnen und
sich entweder der strengen Auslegung anzuschlieBen oder nach vermittelnden Lo6-
sungen zu suchen.”™ So wird etwa von Ginzky das Kriterium der Erheblichkeit einge-
fithrt, das immer dann verletzt sein soll, wenn durch weiteren zusétzlichen Schad-
stoffeintrag die Zielerreichung erheblich erschwert wird.”

Mit Blick auf die hier zu beurteilende Einleitung von Salzabwissern ist zunédchst
hervorzuheben, dass die Salzeinleitung von vorn herein keine rechtlich relevanten
Auswirkungen auf den chemischen Zustand haben kann, weil es sich bei der Salz-
fracht nicht um Anhang IX-Stoffe und auch nicht um prioritire bzw. prioritir gefdhr-
liche Stoffe (Art. 16 Abs. 7 WRRL) handelt. Die WRRL und das sie umsetzende
nationale WHG erfassen fiir die Bestimmung des chemischen Zustands nur solche
verunreinigenden Stoffe, die als Anhang IX-Stoffe bzw. als prioritdre oder prioritér
gefahrliche Stoffe gelistet sind. Die hier eingeleitete Chloridlosung (Natrium; Kali-
um; Magnesium) gehort nicht dazu. Die Einleitung von Salzabwédssern kann aber
rechtlich relevante Auswirkungen auf den 6kologischen Zustand haben, weil durch
die Salzeinleitung maBgebliche biologische Parameter betroffen sind (Anhang V Nr.
1.1.1 WRRL) [dazu néher unten (2) (a)].

Es ist fiir die Beurteilung des hier zur Begutachtung gestellten Falles nicht not-
wendig, grundlegend Position in dem skizzierten Streit zu beziehen, weil es mit
Blick auf das Versalzungsproblem gegenwértig noch kein eindeutiges Kriterium da-
fiir gibt, den kausalen Beitrag von Salzkonzentrationen fiir die Einordnung von Was-
serzustandsklassen zu bestimmen. Erste Versuche in dieser Richtung bilden die Be-
mithungen des Rundes Tisches, im Rahmen eines Fachgespriches Grenzwert-
Bandbreiten zu identifizieren.® Darauf wird spéter noch ausfiihrlich zuriickzukom-
men sein [siehe unten (2) (f)]. In dieser unabgeschlossenen Situation wiirde die An-

26 Siehe dazu auch das CIS-Positionspapier ,,Ausnahmen von den Umweltzielen der Wasserrah-

menrichtlinie” v. 30.10.2006, S. 8.

> Gellermann, DVBI. 2007, 1517; 1519.

58 Fiir letztere stehen etwa Gellermann, DVBI. 2007, 1517, 1520 f. oder Ginzky, NuR 2008, 147
ff.; ders., WuA 2008, 46 f.

% Ginzky, NuR 2008, 147, 150 ff.

60 Vgl. Runder Tisch, Stand der Lésungsversuche (obere Fn. 26).
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wendung des Verschlechterungsverbotes Schwierigkeiten bereiten, wenn eine an den
Zustandsklassen orientierte Interpretation gewéhlt wiirde.

Legt man demgegeniiber fiir die Beurteilung die Interpretation zugrunde, jede
nachteilige Verdnderung der Gewisserbeschaffenheit als Verschlechterung zu quali-
fizieren, diirfte die Anwendung jedenfalls fiir den hier interessierenden Fall der Ein-
leitung in einen SiiBwasserkorper leichter sein. Jede erhebliche, d.h. nicht nur ge-
ringfiigige (Ausschluss von Bagatellbelastungen) Erh6hung der Konzentration von
Chloriden wire dann als Verschlechterung zu werten. Auf Einleitungen in Uber-
gangsgewisser oder in das offene Meer kann diese Bewertung nicht ohne weiteres
libertragen werden.

Letztendlich wird es auf all diese Erwédgungen fiir den zu beurteilenden Fall der
Salzeinleitung in die Weser wahrscheinlich nicht ankommen, weil ausgehend vom
gegenwirtigen Zustand der Salzbelastung die Einleitung in die Weser oder in das
Flussdstuar der Weser voraussichtlich keine Verschlechterung bewirken kann. Denn
auch bisher schon sind Salzabwisser eingeleitet, im Fluss mitgefiihrt und in das
Kiistenmeer geschwemmt worden. Gegeniiber dem status quo der Belastung er-
scheint die Einleitung an anderer Stelle iiber eine Rohrfernleitung deshalb indiffe-
rent.

Eine nachteilige Verdnderung des Wassers im oben skizzierten Sinne kommt al-
lenfalls dann in Betracht, wenn {iber die bisherige regelméfige Salzeinleitung hinaus
nunmehr merklich hohere Salzabwassermengen eingeleitet werden sollen. Soweit
dies {ibergangsweise wegen des Endes der Versenkungstitigkeit infolge der Uberbe-
anspruchung des Verpressungsraumes notwendig werden sollte,® werden deshalb
kompensierende MaBBnahmen geboten sein, um den Konsequenzen des Verschlechte-
rungsverbotes zu entgehen.” Eine kompensierende Maflnahme konnte eine an der
Wasserfithrungsmenge orientierte Salzlaststeuerung sein. Auch die zu erwartenden
Entlastungen durch das sog. ,,MaBBnahmenpaket™ (siche oben c¢) konnen Kompensati-
onsfunktionen in diesem Sinne erfiillen. Soweit solche MaBBinahmen im Ergebnis be-
wirken werden, dass keine Verschlechterung eintritt, ist den Anforderungen des Ver-
schlechterungsverbotes Geniige getan. Dabei diirften kurzfristige temporire Ver-
schlechterungen — trotz des Fehlens einer entsprechenden Ausnahmevorschrift — hin-
zunehmen sein, wenn nur auf diese Weise die VerhdltnisméaBigkeit im Einzelfall her-
gestellt werden kann.

(2) Anforderungen des Verbesserungsgebotes (§ 27 Abs. 1 Nr. 2 WHG)

§ 27 WHG verlangt nicht nur, Gewésser so zu bewirtschaften, dass keine weitere
Verschlechterung eintritt, sondern die Bewirtschaftung an der Erreichung eines gu-
ten Zustandes (guter chemischer Zustand; guter dkologischer Zustand) auszurichten.
Dieser soll nach dem Fristenplan der WRRL, der seinen gesetzlichen Niederschlag

ol Vgl. Runder Tisch, Stand der Losungsversuche (obere Fn. 26).

62 Dazu instruktiv Gellermann, DVBI. 2007, 1517, 1521.; sieche auch Kock, ZUR 2009, 227,
230.
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nunmehr in § 29 Abs. 1 WHG gefunden hat, bis zum 22. 12. 2015 erreicht sein. Fiir
HMWB gelten weniger strenge Zustandsziele. Die Bewirtschaftung dieser Wasser-
korper zielt lediglich auf die Erreichung eines guten dkologischen Potenzials (§ 27
Abs. 1 Nr. 2 WHG). In der Flussgebietseinheit Weser sind bislang 721 von 1.414
Oberflichenwasserkorpern als erheblich verdndert ausgewiesen worden, was auf die
FlieBldnge bezogen, einem Anteil von ca. 45% entspricht.” Somit gelten fiir relevan-
te Teile der Weser von vorn herein geringere Bewirtschaftungsziele.

Im Folgenden wird zunéchst auf den ,,guten 6kologischen Zustand* eingegangen,
an dem sich die Gewisserbewirtschaftung in der Regel auszurichten hat (a). Sodann
wird erldutert, welche Anforderungen in bezug auf die Wasserkorper gelten, die als
HMWB ausgewiesen sind (b).

(a) Guter 6kologischer Zustand

Art. 2 Nr. 22 WRRL definiert den ,,guten 6kologischen Zustand* als den Zustand
eines entsprechenden Oberflichenwasserkdrpers ,,gemall der Einstufung nach An-
hang V*. Aus dem Anhang V ergibt sich, dass der gute Zustand in Abhdngigkeit vom
Referenzzustand des jeweiligen Wassertyps abzuleiten ist: ,,Die Werte fiir die
biologischen Qualitdtskomponenten des Oberflichengewidssertyps zeigen geringe
anthropogene Abweichungen an, weichen aber nur in geringem Malle von den Wer-
ten ab, die normalerweise bei Abwesenheit storender Einfliisse mit dem betreffenden
Oberflichengewdssertyp einhergehen® (Anhang V Nr. 1.2 Tabelle 1.2 WRRL). Fiir
die Bewertung des 6kologischen Zustands wird nicht nur zwischen ,,gut* und ,,nicht
gut“ unterschieden, sondern ein fiinfstufiges Bewertungssystem benutzt, das
zwischen ,,sehr gut®, , gut”, ,maBig*, ,,unbefriedigend und ,,schlecht* unterscheidet
(Anhang V Nr. 1.2 WRRL).*

Fiir die Bestimmung des Okologischen Zustandes eines Oberflichengewissers
sind gem. Anhang V Nr. 1.1 WRRL verschiedene Qualititskomponenten maf3ge-
bend, ndmlich biologische Komponenten (fiir Fliisse: Zusammensetzung und Abun-
danz der Gewdésserflora, der benthischen wirbellosen Fauna und der Fischfauna) und
unterstiitzend auch hydromorphologische Komponenten (fiir Fliisse: Wasserhaushalt;
Durchgéngigkeit des Flusses; morphologische Bedingungen) sowie chemische und
physikalisch-chemische Komponenten (fiir Fliisse: Temperaturverhéltnisse, Sauer-

stoffhaushalt, Salzgehalt, Versauerungszustand, Nihrstoffverhdltnisse, spezifische
Schadstoffe®).

63 Siehe den Entwurf des Bewirtschaftungsplans (obere Fn. 22), S. 73.

In der nationalen Umsetzungsgesetzgebung finden sich diese Einstufungen in Landesverord-
nungen; siche dazu nur § 6 Abs. 1 der LAWA-Musterverordnung zur Umsetzung der Anhénge
IT und V WRRL (abzurufen unter: www.lawa.de/pub/kostenlos/wrrl/musterVO020703.pdf).
Anhang V Nr. 1.1 fasst darunter die Verschmutzung durch alle proritdren Stoffe, bei denen
festgestellt wurde, dass sie in den Wasserkorper eingeleitet werden, sowie die Verschmutzung
durch sonstige Stoffe, bei denen festgestellt wurde, dass sie in signifikanten Mengen in den
Wasserkorper eingeleitet werden.
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Anders als der gute chemische Zustand, ist der gute 6kologische Zustand nicht
durch europaweit festgelegte quantifizierte Grenzwerte bestimmbar, sondern erfor-
dert die Anwendung des komplizierten Referenz- und Klassifikationssystems des
Anhangs V auf Flussgebietsebene. Auch fiir die in Anhang V Nr. 1.1.1 genannten
spezifischen Schadstoffe, die in signifikanten Mengen eingetragen werden (gemeint
sind damit Schadstoffe gem. Art. 2 Nrn. 31 und 33 mit Anhang VIII), ist grundsétz-
lich nicht vorgesehen, europaweite Grenzwerte festzulegen, weil diese Schadstoffe
nicht unbedingt europaweit, sondern nur fiir das jeweilige Flussgebiet von besonde-
rer Relevanz sind. Fiir diese spezifischen Schadstoffe von flussgebietsbezogener
Relevanz sind daher von den Mitgliedstaaten selbst nationale Umweltqualitdtsnor-
men festzulegen.® Dies ist in Deutschland auf Landesebene geschehen.® Fiir die
Flussgebietseinheit Weser sind die genannten Chloride spezifische Schadstoffe im
oben genannten Sinne. Qualitdtsnormen fiir Natrium, Kalium und Magnesium) sind
aber bislang nicht festgelegt worden.

Sehr zu Recht hat Jiirgen Salzwedel darauf hingewiesen, dass der Anhang V er-
hebliche Anwendungsprobleme aufwirft. Er schreibt:*

»Auf den ersten Blick konnte es so scheinen, als ob das geltende Recht kiinftig fiir
jeden Gewisserkorper den guten chemischen Zustand und den guten 6kologischen
Zustand jeweils punktgenau festschreiben wiirde, so dass jede groBer als geringe
Abweichung nach unten die Rechtfertigungsmechanismen der Ausnahmeklauseln
auslosen miisste. Es ist an der Zeit, sich von dieser juristischen Bilderbuchvorstel-
lung zu 16sen, die von der Natur der Sache her nicht iiberzeugen kann. Das gilt
vielleicht schon fiir die Definition des guten chemischen Zustandes, erst recht a-
ber fiir den guten 6kologischen Zustand und die zusétzlichen komplexen Anforde-
rungen, die sich daraus von den biologischen Qualitdtskomponenten her fiir die
physikalisch-chemischen Parameter zusétzlich ableiten lassen. Der gute chemi-
sche Zustand eines Oberflachengewissers wird in Art. 2 Nr. 24 WRRL dahin de-
finiert, dass kein Schadstoff in einer h6heren Konzentration vorkommt, als sie fiir
prioritire Stoffe in der WRRL oder in anderen einschlégigen Rechtsvorschriften
der Gemeinschaft festgelegt sind. Je nach dem Stand der Uberwachungsintensitit
lasst sich die Einhaltung oder Nichteinhaltung dabei noch gewissermaflen punkt-
genau vorstellen. Dagegen verweist der Begrift des guten 6kologischen Zustands
eines Oberflichenwasserkorpers auf die Einstufung nach Anhang V der WRRL,
die auf die biologischen Qualitidtskomponenten Phytoplankton, Makrophyten und
Phytobenthos, wirbellose Fauna und Fischfauna verweist. Damit sind nun auf3er-

66 Vgl. Kern, Rechtliche Regulierung der Umweltrisiken von Human- und Tierarzneimitteln,

Dissertation Leipzig 2009, S. (noch unveroffentlicht).

Siehe z.B. fiir Hessen den Anhang 4 der Hess. VO zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie
v. 17.5.2005, GVBI. 1, S. 382. Der Anhang 4 enthélt fiir mehr als 130 Stoffe Umweltqualitéts-
normen.

Salzwedel, Zur begrenzten Steuerungswirkung Okologisch geprigter Rechtsbegriffe (EG-
WRRL Anhang V) im Wasserrecht, in: Fithr/Wahl/v. Wilmowsky (Hrsg.), Umweltrecht und
Umweltwissenschaft. FS fiir Eckard Rehbinder, 2006, 521, 524 f.; ebenfalls abgedruckt in:
Salzwedel/Scherer-Leydecker, Wasserrecht, a.a.O., Rn. 44.
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ordentlich vielféltige pflanzliche und tierische Lebensgemeinschaften mit einer
Vielzahl von ganz unterschiedlich empfindlichen Arten umschrieben, bei denen
ein massenhaftes Auftreten einzelner Spezies nun wieder durchaus unerwiinscht
ist. Abgesehen von den hydromorphologischen Strukturbedingungen wird damit
eine kaum {iibersehbare Vielzahl von physikalisch-chemischen Lebensbedingun-
gen dieser Arten in die Bewertung einbezogen. Danach sollen die Werte fiir die
Temperatur, den Sauerstoffhaushalt, den PH-Wert, das Saureneutralisierungsver-
mogen und der Salzgehalt nicht iiber den Bereich hinausgehen, innerhalb dessen
die Funktionsfihigkeit des typspezifischen Okosystems und die Einhaltung der
oben beschriebenen Wasserqualititszustinde fiir die vier biologischen Qualitéts-
komponenten gewéhrleistet sind.*

Die Ausfithrungen Salzwedels machen deutlich, dass die Beurteilung, ob eine
Gewisserbenutzung die Erreichung eines guten Okologischen Zustands bzw. eines
guten O0kologischen Potenzials in den betroffenen Wasserkorpern ausschlief3t, nur
gewisserspezifisch beantwortet werden kann und sich jedenfalls nicht in einer sche-
matischen Aneinanderreihung unterschiedlichster Kriterien erschopfen darf.”” Solan-
ge nicht normativ verbindlich Chloridgrenzwerte festgeschrieben sind, dessen Uber-
schreitung flussgebietsbezogen die Verletzung des guten dkologischen Zustands an-
zeigen, wird man grundsétzlich auf eine gewésserspezifische Beurteilung im Einzel-
fall angewiesen sein, bei der ein fachlicher Beurteilungsspielraum anzuerkennen ist
(siehe auch unten f).

(b) Gutes okologisches Potenzial

Art. 2 Nr. 23 WRRL definiert ,,gutes 6kologisches Potenzial*“ wie folgt: ,,der Zu-
stand eines erheblich verdnderten oder kiinstlichen Wasserkdrpers der nach den ein-
schlagigen Bestimmungen des Anhang V entsprechend eingestuft wurde. Der An-
hang V enthilt u.a. Einstufungen mit Blick auf biologische Qualitdtskomponenten
(Anhang V Nr. 1.2.5). Diesbeziiglich wird das ,,hochste dkologische Potenzial* wie
folgt definiert: ,,Werte fiir die einschldgigen biologischen Qualititskomponenten
entsprechen unter Berilicksichtigung der physikalischen Bedingungen, die sich aus
den erheblich verdnderten Eigenschaften ergeben, soweit wie moglich den Werten
fiir den Oberflachengewissertyp, der am ehesten mit dem betreffenden Wasserkorper
vergleichbar ist (Anhang V, Nr. 1.2.5). Davon abgeleitet bedeutet ,,Gutes Okolo-
gisches Potenzial“, dass die Werte fiir die einschldgigen biologischen Qualitdts-
komponenten geringfiigig von den Werten des hochsten 6kologischen Potenzials
abweichen (Anhang V Nr. 1.2.5). Mit Blick auf das Problem der Salzeinleitung ist
auf der Grundlage dieser Definitionen nicht eindeutig, ob gegeniiber dem guten 6ko-
logischen Zustand ein ,,mehr an Salzbelastung in Betracht kommen kann. Da das
»gute Okologische Potenzial®“ aber grundsitzlich weniger ist, als der ,,gute dkologi-
sche Zustand, spricht prima facie einiges dafiir, dass fir HMWB hohere Salzkon-
zentrationen hinzunehmen sind. Dieser Punkt bedarf freilich noch niherer Aufkla-
rung im Diskurs zwischen Gewisserokologie und Recht.

6 Salzwedel, in: FS Rehbinder, S. 521, 527.
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(c) Bestandsaufnahme und Zielerreichung

Die Bestandsaufnahme 2004 und auch der Entwurf des Bewirtschaftungsplanes
fir die Flussgebietseinheit Weser v. 22.12.2008 zeigen, dass trotz der weiten Aus-
weisung von HMWB im Bereich der in Erwdgung gezogenen Einleitungsbereiche
eine Zielerreichung (guter dkologischer Zustand bzw. gutes 6kologisches Potenzial)
nur fiir einen Teil der Wasserkdrper prognostiziert werden kann. Der Entwurf des
Bewirtschaftungsplanes geht davon aus, dass im Bereich der Ober- und Mittelweser
trotz Umsetzung der im Bewirtschaftungsplan aufgelisteten MafBnahmen bis
22.12.2015 nicht mehr als 30% der Wasserkorper (= 121 Wasserkorper) den gefor-
derten 6kologischen Zustand erreichen werden. Im Bereich der Tideweser werden es
nur 5% (= 15 Wasserkérper) sein und im Bereich der Ubergangsgewisser (Flus-
sistuar) 0%." Mit Blick auf den chemischen Zustand sieht es demgegeniiber zwar
deutlich besser aus, wie bereits erwéhnt, ist die Salzbelastung aber lediglich fiir den
okologischen Zustand relevant.

(d) Die Bedeutung des Verbesserungsgebotes fiir die Einzelfallentscheidung

Fiir alle Wasserkorper, die den rechtlich geforderten Zustand noch nicht aufwei-
sen, ist das sog. ,,Verbesserungsgebot™ zu beachten. Dieses Gebot ist von der zu-
stindigen Wasserbehdrde auch im Rahmen ihrer Einzelfallentscheidungen zu be-
riicksichtigen. Die Behorde hat demgeméal zu priifen, ob ,,die angestrebte Benutzung
Anlass und Gelegenheit gibt, die Bewirtschaftungsentscheidung durch die Auferle-
gung geeigneter Mallnahmen zu einer Fortentwicklung der chemischen und 6kologi-
schen Qualitit des Gewdssers zu nutzen.“’”” Dies wird die zustdndige Behorde auch
im Rahmen einer Entscheidung iiber die Einleitung von Salzabwissern in die Weser
zu tun haben. Spezifische Gebote zur Verbesserung, ergeben sich aus den §§ 27, 28
WHG allerdings nicht. Die Festlegung spezifischer Maflnahmen ist vielmehr dem
Prozess der Bewirtschaftungsplanung, insbesondere der Verabschiedung des Mal-
nahmenprogramms vorbehalten (§§ 82, 83 WHG = §§ 36, 36b WHG a.F.) (dazu
unten 3. und 4.). Hierauf hat die Behorde bei ihrer Einzelfallentscheidung zuriick-
zugreifen.

(e) Entscheidung bei dauerhaftem Ausschluss der Zielerreichung

Die Ausrichtung von Einzelentscheidungen iiber die Gewésserbenutzung an den
Bewirtschaftungszielen der §§ 27, 28 WHG verlangt von der entscheidungsbefugten

70 Borchardt et.al., Die Wasserrahmenrichtlinie — Ergebnisse der Bestandsaufnahme 2004 in

Deutschland, Bonn 2005.

Siehe den Entwurf des Bewirtschaftungsplans (obere Fn. 22), S. 82.

2 Vgl. Reinhardt, NuR 2006, 205, 211; siehe auch Knopp, in: Sieder/Zeitler/Dahme, zu § 25a
WHG, Rn. 17.
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Behorde nicht nur die die Ermittlung und ggf. Realisierung verhdltnismiBiger MaB3-
nahmen zur Gewdsserverbesserung im Einzelfall, sondern sie kann die Behorde auch
dazu verpflichten, eine beantragte Gewéssernutzung zu versagen. Eine Erlaubnis
darf jedenfalls dann nicht erteilt werden, wenn durch die Einleitung die Zielerrei-
chung dauerhaft ausgeschlossen wire. In einem solchen Fall wire eine Gestattung
einzig unter den Voraussetzungen der Ausnahmevorschriften (§§ 30, 31 WHGQG) zu-
lassig.

(f) Anwendung auf den Fall der Salzabwassereinleitung

Nach den vorliegenden Informationen ist zu erwarten, dass durch die Salzabwas-
sereinleitung in die Weser dauerhaft eine deutliche Verbesserung des Zustandes
erzielt werden kann. Diese Erwartung griindet sich zum einen auf die insgesamt ho-
here Wassermenge der Weser, die verglichen mit der Werra auf geringere Chlorid-
konzentrationen schlieBen lassen; sie griindet sich aber auch auf die Realisierung des
sog. ,,Mallnahmenpaketes®.

Fraglich ist aber, ob durch die Einleitung in die Weser trotz Realisierung des
MaBnahmenpaketes iiber die Verbesserung hinaus auch die rechtlich geforderten
Qualitétsziele erreicht werden konnen, oder ob eine Einleitungserlaubnis fiir die
Weser die Zielerreichung unmdoglich macht.

Diesbeziiglich ist einleitend zundchst aus rechtlicher Sicht darauf hinzuweisen,
dass befristete Erlaubnisse schon der Natur der Sache nach keine dauerhaften Hin-
dernisse fiir die Zielerreichung darstellen. Allerdings hilft diese Erkenntnis nur sehr
bedingt weiter, weil der Fristenplan fiir die Zielerreichung sehr ehrgeizig ist und
auch die (mittlerweile fiir die gesamten Hauptgewisser der Weser beantragten Frist-
verldngerungen” langstens einen Aufschub bis zum 22.12.2027 bewirken koénnen.

Fiir die Beantwortung der Frage, ob die Einleitung von Salzabwéssern in die We-
ser eine Erreichung der Qualitétsziele unmdglich macht, liefert das geltende Recht
gegenwartig auf der abstrakten Ebene nur unvollkommene MaBstébe [(siche oben
(a)]. Bindende Grenzwerte, deren Uberschreitung in normativer Hinsicht die Verlet-
zung der Qualititsziele anzeigen, gibt es gegenwértig nicht. Im Rahmen eines Fach-
gesprichs, das der ,,Runde Tisch® am 27./28. April 2009 durchgefiihrt hatte, sind die
,»Wertebereiche fiir Lebensbedingungen naturnaher Lebensgemeinschaften® fiir Nat-
riumchlorid mit ,,75-300 mg/1*, fiir Kalium mit ,,5-20 mg/1* und fiir Magnesium mit
»20-30 mg/I* beziffert worden. Unser Rechtsgutachten geht davon aus, dass diese
Wertebereiche die Einhaltung des guten okologischen Zustands anzeigen sollen. Ei-
ne normative Festlegung ist dies aber nicht. Immerhin aber werden die von den
Fachleuten angegebenen Werte als Orientierungspunkte dienen konnen (,,antizipier-
tes Sachverstindigengutachten®). Konnen diese Werte bei einer Einleitung in die
Weser eingehalten werden, wird die Behorde — soweit nicht zwischenzeitlich besse-
res Wissen verfiigbar ist (,,Stand der Wissenschaft“!) — davon ausgehen diirfen, dass
eine entsprechende Einleitung nicht in Konflikt mit den Zielen der WRRL geraten

& Siehe den Entwurf des Bewirtschaftungsplans (obere Fn. 22), S. 74 f.
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wird. Wird in HMWB eingeleitet, diirfte eine differenzierende Bewertung geboten
sein [sieche oben (b)].

Konnen diese Werte demgegeniiber nicht eingehalten werden, und besteht auch
bei Ausnutzung der moglichen Fristverlingerungen keine realistische Chance auf
Einhaltung dieser Werte, bedarf es jedenfalls einer gewisserspezfischen Bewertung
im Einzelfall. Kommt diese zu dem Ergebnis, dass durch die Einleitung in die Weser
die Erreichung der Qualitisziele dauerhaft ausgeschlossen wird, kommt eine Erlaub-
nis fiir eine Einleitung in die Weser nur unter den Voraussetzungen der Ausnahme-
bestimmungen in Betracht. Die Ausnahmebestimmung des § 30 Nr. 2 WHG (= § 25d
Abs. 1 Nr. 2 WHG a.F.) setzt allerdings u.a. voraus, dass

,»die okologischen und soziodkonomischen Erfordernisse, denen diese menschli-
chen Tétigkeiten dienen, nicht durch andere Mallnahmen erreicht werden konnen,
die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hitten und
nicht mit unverhéltnisméBig hohem Aufwand verbunden wéren®.

Eine alternative Losung, an die indiesem Zusammenhang zunichst zu denken wi-
re, ist eine Einleitung in das Flusséstuar (sieche unten C.) oder die offene See (siche
unten D.). Nur wenn diese Ableitungslosungen dhnliche Umweltauswirkungen her-
vorrufen wiirden oder als unverhéltnismafig ausscheiden wiirden, wére diese Hiirde
des Ausnahmeregimes genommen. Auf die weiteren Voraussetzungen der Ausnah-
mebestimmungen muss an dieser Stelle nicht eingegangen werden.

(3) Sonstige zwingende wasserrechtliche Vorschriften

Verbindliche Umweltqualititswerte fiir die Inhaltsstoffe der Salzabwasserfracht
Natriumchlorid, Kalium- und Magnesiumchlorid als absolute Schranke der Einlei-
tungserlaubnis gibt es, wie bereits unter (2) erortert, gegenwartig nicht.

(4) Bedeutung des MaBBnahmenprogramms

Gegenwartig liegt ein fertig ausgearbeitetes und verabschiedetes MaBBnahmenpro-
gramm, das gemiB § 82 WHG fiir jede Flussgebietseinheit zu erarbeiten ist, noch
nicht vor. Die Verabschiedung des MaBnahmenprogrammes wird aber voraussicht-
lich fristgemdl bis zum 22.12.2009 erfolgen. Es ist damit zu rechnen, dass dieses
Programm auch Anforderungen mit Blick auf die Senkung der Salzbelastung enthal-
ten wird.™

Das MaBnahmenprogramm ist keine auflenverbindliche Rechtsvorschrift im Sinne
des § 3 Nr. 10 WHG. ” Die im MaBnahmenprogramm festgelegten Mainahmen sind
aber gleichwohl von der Behorde, die iiber die Erlaubniserteilung zu entscheiden hat,
zu beachten. Dabei kann an dieser Stelle offen bleiben, ob die Beachtlichkeit daraus
resultiert, dass die Mallnahmen des Maflnahmenprogramms als Konkretisierung des
Wohls der Allgemeinheit (sieche unten bb) aufzufassen sind, oder ob die Beachtlich-
keit daraus resultiert, dass den in das Programm aufgenommenen MaBlnahmen eine

b Fiir diese Annahme sprechen die Ausfithrungen im Enwurf auf S. 67 f.

7 Dazu ausfithrlich Durner, NuR 2009, 77, 78.
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ermessenslenkende Funktion bei der Ausiibung des Bewirtschaftungsermessens (da-
zu unten ¢) zukommt.”

(5) Zusammenfassung

Die in Erwdgung gezogene Einleitung von Salzabwissern in die Weser kollidiert
nicht mit den Anforderungen des Verschlechterungsverbotes, soweit sich die Einlei-
tung an den bisherigen Mengen orientiert. Werden diese Mengen infolge des Endes
der Versenkung deutlich erhoht, bedarf es kompensierender Maflnahmen. Da die in
Erwidgung gezogene Einleitung aber eingebettet ist in ein umfassendes Verbesse-
rungskonzept, ist zu erwarten, dass sowohl den Anforderungen des Verschlechte-
rungsverbotes als auch den Anforderungen des Verbesserungsgebotes geniigt wird.
Noch nicht abschlieBend beantwortet werden kann die empirische Frage, ob durch
die Einleitung iiber die Verbesserung hinaus die Erreichung der gesetzlich geforde-
ten Qualitdtsziele moglich bleibt oder dauerhaft verhindert wird. Ist letzteres der
Fall, darf eine Einleitungserlaubnis nur unter den Voraussetzungen der Ausnahmen
von den Bewirtschaftungszielen des WHG erteilt werden.

Fiir die Frage, ob die Qualititsziele trotz Einleitung der Salzabwiésser erreicht
werden konnen, bieten die Grenzwertbereiche (Bandbreiten), die im Rahmen des
Fachgespriches identifiziert worden sind, einen ersten wichtigen sachverstindigen
Anhaltspunkt. Bleibt die Konzentration im Bereich des Grenzwertbereichs, der die
»Lebensbedingungen naturnaher Lebensgemeinschaften sichern soll, diirfte — so-
weit diese Werte den ,,Stand der Wissenschaft* entsprechen, davon auszugehen sein,
dass die Salzbelastung die Erreichung eines guten 6kologischen Zustandes nicht
hindern wird. Wird dieser Konzentrationsbereich iiberschritten und besteht auch bei
Ausnutzung der mdoglichen Fristverlingerungen keine realistische Chance auf
Einhaltung dieser Werte, bedarf es einer gewisserspezifischen Bewertung im
Einzelfall. Ggf. kommt eine Erlaubnis fiir eine Einleitung in die Weser nur unter den
Voraussetzungen der Ausnahmebestimmungen in Betracht. In diesem Zusam-
menhang sind auch Alternativen, wie die Einleitung in das Flussédstuar oder die of-
fene See zu priifen.

bb) Wohl der Allgemeinheit

§ 12 Abs. 1 WHG i.V.m. § 3 Nr. 10 WHG macht die Erlaubniserteilung nicht nur
von der Einhaltung der Vorschriften liber die Bewirtschaftungsziele abhingig, son-
dern auch von der Ubereinstimmung mit dem ,,Wohl der Allgemeinheit* im Ubrigen.

Das ,,Wohl der Allgemeinheit” ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, dessen An-
wendung eine abwégende Berilicksichtigung vielfiltiger Belange erfordert. Trotz des
Abwigungscharakters der Entscheidung iiber das Wohl der Allgemeinheit, steht der
zustdndigen Behorde dabei kein eigenstindiger Entscheidungsspielraum zu, weil es
sich nicht um eine ,,planerische (gestaltende) Abwigung®, sondern um eine sog.

7 Vgl. Durner, NuR 2009, 77 ff.
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»hachvollziehende Abwigung* handelt, die auf das ,,Auffinden einer vorgegebenen
Abwigung® gerichtet ist.”” Demgemal ist die Anwendung des Begriffes durch die
Gerichte voll inhaltlich tiberpriifbar™ (sog. ,,zweistufige Priifung*).”

Weitgehend besteht Einigkeit dariiber, dass das Wohl der Allgemeinheit heute
zwar auf die Ordnung des Wasserhaushalts zu beziehen ist,* dass dabei aber auch
andere (nicht-wasserwirtschaftlicher) Belange® - wie etwa Belange des Naturschut-
zes oder des Gesundheitsschutzes.* — zu beriicksichtigen sind, soweit diese Belange
von der beantragten Gewisserbenutzung betroffen sind.® Fiir eine entsprechend
ausgreifende, integrative Perspektive sprechen insbesondere auch die Ziele und
Grundsitze des WHG (§§ 1 und 6 WHG)™.

Zu den wasserwirtschaftlichen Belangen des Wohls der Allgemeinheit gehdrt ne-
ben der explizit durch das Gesetz hervorgehobenen 6ffentlichen Wasserversorgung,
insbesondere auch die Wasserreinhaltung und die Abwasserbeseitigung.® In der Li-
teratur wird in diesem Zusammenhang betont, dass bei

»der Abwigung der im Einzelfall sehr unterschiedlichen und teilweise widerstrei-
tenden Interessen der Gewisserschutz wegen der ,iiberragenden Bedeutung des
Wasserhaushalts fiir die Allgemeinheit’ mit dem ihm entsprechenden Gewicht be-

riicksichtigt werden (muss)“.*

Wie bereits einleitend im Abschnitt d) hervorgehoben, hat der Gesetzgeber durch
das Neuregelungsgesetz zum WHG die Bedeutung des Wohls der Allgemeinheit*
eingeschrédnkt, indem er auf die Anforderungen verwiesen hat, die sich aus anderen
Vorschriften des Wasserrechts ergeben. Mit Blick auf den Gewisserschutz und die
Reinhaltung des Wassers ergeben sich daher aus dem ,,Wohl der Allgemeinheit*™ kei-
ne zusétzlichen Aspekte gegeniiber den bereits erdrterten Bewirtschaftungsanforde-

7 Vgl. dazu ndher Kock, Pldne, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-ABmann/Vosskuhle (Hrsg.),
Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band I, § 37, Rn. 105.

78 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 28.7.2004, NuR 2004, 809; siche aus der Literatur auch Breuer

2004, Rn. 372 f; Pape, in: Landmann/Rohmer, zu § 6 WHG, Rn. 32 f; Czy-

chowski/Reinhardt, zu § 6 WHG, Rn. 17; Laskowski/Ziehm, a.a.O., Rn. 71; Reinhardt, NuR

2006, 205, 208; umfassend jlingst: Hasche, Das neue Bewirtschaftungsermessen im Wasser-

recht, 2005, S. 34 ff.

Vgl. dazu Breuer 2004, Rn. 372, der zu Recht darauf hinweist, dass die Entscheidung iiber die

Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis zwar insgesamt eine Ermessensentscheidung ist,

dass aber die Anwendung des Rechtsbegriffs ,,Wohl der Allgemeinheit® als unbestimmter

Rechtsbegriff der vollen gerichtlichen Nachpriifung unterliegt.

Vgl. statt vieler Salzwedel/Scherer-Leydecker, Wasserrecht, in: Hansmann/Sellner (Hrsg.)

Griindziige des Umweltrechts, 3. Aufl. 2007, Rn. 34; siche aus der Rspr. nur BVerwGE 81,

347, 349.

81 Vgl. Laskowski/Ziehm, Gewdsserschutzrecht, in: Koch (Hrsg.) Umweltrechtt, 2. Aufl. 2007, §
5,Rn. 71.

¥ Vgl. BVerwGE 81, 347 ff.

8 Siehe die umfassende Darstellung bei Breuer 2004, Rn. 398 ff.

84 Durch § 6 WHG werden u.a. die Bedeutung des Wassers fiir den Naturhaushalt sowie fiir die
Gewisser abhidngigen Landdkosystem und Feuchtgebiete einbezogen.

8 Vgl. Czychowski/Reinhardt, zu § 6 WHG, Rn. 11.; Laskowski/Ziehm, a.a.O., Rn. 71.

8 Czychowski/Reinhardt, zu § 6 WHG, Rn. 9.

79

80
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rungen der §§ 27, 28 WHG. Steht eine Wassernutzung im Einklang mit den gesetzli-
chen Qualitdtszielen, diirfte in wasserwirtschaftlicher Hinsicht insoweit auch das
Wohl der Allgemeinheit nicht verletzt sein. Soweit nicht im Einzelfall der Schutz der
Offentlichen Wasserversorgung dariiber hinausgehende Anstrengungen fiir den
Schutz oberirdischer Gewisser erfordert, wovon hier nicht ausgegangen wird, er-
wachsen aus dem Mafstab des Wohls der Allgemeinheit deshalb keine weiteren An-
forderungen mehr.

Da iiber den Begriff des Wohls der Allgemeinheit auch Belange einbezogen wer-
den konnen, die nicht zu den wasserwirtschaftlichen Belangen im engeren Sinne ge-
horen, ist der Maf3stab aber nicht funktionslos geworden. Denkbar ist fiir unseren
konkreten Fall beispielsweise, die Belange der Schifffahrt und das Interesse der
Schifffahrtsverwaltung an einem Schutz der fiir die Schifffahrt notigen Spundwinde
vor Salzkorrosion einzubeziehen, weil die Schifffahrtsverwaltung infolge der Ver-
salzung vielfdltige Mehraufwendungen zu erbringen hat.*’

Einzubeziehen ist aber andererseits auch das Offentliche Interessen, das fiir die
Salzeinleitung spricht; denn das Interesse an der Einleitung der Salzabwésser ist
nicht nur ein privates Interesse des K & S GmbH, sondern es ist zugleich auch ein
offentliches Wassernutzungsinteresse, weil die Einleitungsmdglichkeit eine unab-
dingbare Voraussetzung fiir die Aufrechterhaltung der Stoffdienstleistung und fiir die
Aufrechterhaltung der regionalen Wirtschaftsstruktur ist.*® Als ein 6ffentliches Inte-
resse ist dieser Belang in die Bestimmung des Wohls der Allgemeinheit abwigend
einzubeziehen. Zwar mag mit Blick auf die Stoffdienstleistung als solche eingewen-
det werden konnen, dass es mittlerweile im WeltmaBstab Alternativen zur Kalipro-
duktion an der Werra gibt, aber fiir die Aufrechterhaltung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur bleibt die Produktion am Standort bis auf Weiteres unverzichtbar.
Hinweise auf alternative Moglichkeiten der Bereitstellung der Stoffdienstleistung
durch Kalibergbau in anderen Regionen und Lindern sind im Ubrigen nicht einzube-
ziehen, soweit diese zu einer dhnlichen Wasser- bzw. Umweltverschmutzung an an-
derer Stelle fithren. Der Nachhaltigkeitsgrundsatz im Umwelt- wie im Wasserrecht
wire falsch verstanden, wiirde er die abwdgende Einbeziehung solcher Alternativ-
liberlegungen zulassen.

Wesentlich mehr kann aus rechtlicher Sicht aufgrund der Vorlaufigkeit des ge-
genwirtigen Planungsstandes nicht gesagt werden. Fiir die Beurteilung, ob das Wohl
der Allgemeinheit durch die Einleitung in die Weser verletzt ist, sind die konkreten
Verhiltnisse des Einzelfalls maBgebend.*” Dass die Einleitung von Salzabwissern in
die Weser (bzw. in das Flussdstuar der Weser) statt in die Werra insofern dem Ge-
wisserschutz dient, als dadurch relevante Abschnitte der Flussgebietseinheit Weser
signifikant entlastet werden sollen (siehe oben 1.), ist bereits dargelegt und im Rah-

8 Siehe dazu auch das Gutachten von Hansjiirgens.

88 Vgl. dazu auch Knopp, in: Sieder/Zeitler/Dahme, zu § 6 WHG, Rn. 9; siehe auch Czy-
chowski/Reinhardt, zu § 6 WHG, Rn. 47; zuriickhaltender demgegeniiber Laskowski/Ziehm,
a.a.0., Rn. 71, die den ,,Erhalt von Arbeitsplatzen* als ,,Schutz privater Belange® quaifizieren.

¥ Vgl. statt vieler Reinhardt, NuR 2006, 205, 208.
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men der Erorterungen iiber die Qualitdtszielanforderungen [siehe oben (2)] verarbei-
tet worden.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Tatbestandsvoraussetzungen der Er-
laubniserteilung infolge der Neuregelung des WHG stirker abgeschichtet worden
sind und die Bedeutung des AllgemeinwohlmaBstabs relativiert worden ist. Soweit
die in Erwdgung gezogene Einleitung in die Weser nicht mit den Erfordernissen des
europarechtlich geprigten Bewirtschaftungsrechts kollidiert, ergeben sich mit den
vorstehenden Uberlegungen auf der Grundlage des gegenwirtigen vorliufigen Pla-
nungsstandes keine zwingenden Anhaltspunkte dafiir, dass eine davon abgeschichte
Abwigung am Mallstab des Wohls der Allgemeinheit auf eine Gemeinwohlun-
vertriaglichkeit der Nutzung erkennen konnte.

e) Bewirtschaftungsermessen

Liegen die Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG vor und sind auch ,,an-
dere Anforderungen nach offentlich-rechtlichen Vorschriften® erfiillt (§ 12 Abs. 1
Nr. 2 WHQ), darf die zustidndige Behorde eine Erlaubnis erteilen; sie muss es aber
nicht. Denn der Behorde steht bei ihrer Entscheidung iiber die Erlaubnis zur Benut-
zung eines Gewissers ein sog. ,,Bewirtschaftungsermessen® zu (§ 12 Abs. 2 WHG
= § 6 Abs. 1 WHG a.F.). Dieses Ermessen rdumt der Behdrde einen Entscheidungs-
spielraum auf der Rechtsfolgenseite ein. Einen Rechtsanspruch auf Benutzung gibt
es demgemidl nicht, sondern lediglich einen Anspruch auf fehlerfreie Ermes-
sensausiibung.

Das Bewirtschaftungsermessen dient der ,,Feinsteuerung und Optimierung des
Gewdsserschutzes auch unter Beriicksichtigung kiinftiger Entwicklungen®.” Die
Beachtung der Tatbestandserfordernisse des § 12 Abs. 1 WHG wird insoweit ledig-
lich als ,,wasserwirtschaftlicher Mindeststandard*®' verstanden, der durch weiterge-
hende Bewirtschaftungskonzepte verschirft werden darf. Somit ist die Behorde be-
rechtigt iiber den ,,Mindeststandard*, der durch das Verschlechterungsverbot und das
auf der Tatbestandsebene nicht ndher spezifizierte Verbesserungsgebot charak-
terisiert ist, hinauszugehen [siehe dazu auch oben aa) (4)].

Im Bereich des Bewirtschaftungsermessens wird unterschieden zwischen dem
herkdmmlichen ,,Gestattungs-Bewirtschaftungsermessen* und dem praktisch immer
wichtiger werdenden ,,planerischen Bewirtschaftungsermessen®. ** Letzteres wird
nicht durch die einzelne Wasserbehorde ausgeliibt, sondern durch die fiir die Erarbei-
tung des MaBnahmenprogramms und des Bewirtschaftungsplans zustdndigen Institu-
tionen.

% Vgl. Reinhardt, NuR 2006, 205, 208.

o Reinhardt, NuR 2006, 205, 208; siche auch Hasche 2005, S. 33;

92 Dazu umfassend Hasche, Das neue Bewirtschaftungsermessen im Wasserrecht, 2005, S. 236
ff. und 277 ff.
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Zwar haben bereits im tradierten deutschen Wasserrecht Bewirtschaftungsplidne
eine gewisse Rolle gespielt,” die Bedeutung der planerischen Bewirtschaftung mit-
tels Maflnahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplidnen hat aber infolge der Euro-
paisierung des Wasserrechts durch Transformation der WRRL erheblich zugenom-
men.” Fiir jede Flussgebietseinheit ist ein MaBBnahmenprogramm und ein Bewirt-
schaftungsplan bis zum 22.12.2009 aufzustellen und auch in der Folgezeit unter
Kontrolle zu halten und periodisch zu aktualisieren (§§ 82, 83 WHG = §§ 36, 36b
WHG a.F.). Dabei kommt dem Maflnahmenprogramm die eigentliche handlungsan-
leitende Bedeutung zu, dem Bewirtschaftungsplan demgegeniiber eher eine informa-
torische Funktion.” Durch das MaBnahmenprogramm wird die flussgebietsbezogene
Bewirtschaftungskonzeption konkretisiert und festgelegt, was in einem bestimmten
Zeitraum zu tun ist, um die gesetzlichen Qualititsziele zu erreichen, diesen Zielen
ndher zu kommen oder dariiber hinausgehende eigene Ziele zu setzen.

Der gegenwirtige Entwurf des Bewirtschaftungsplanes 2009 enthélt mit Blick auf
die Salzbelastung noch keine Angaben iiber eindeutige BewirtschaftungsmalBnah-
men, die es im Rahmen des Erlaubnisverfahrens umzusetzen gilt, sondern lediglich
vorbereitende Arbeitsauftrage.” Aber der Entwurf deutet an, dass bis zum Ablauf der
Frist fiir die Verabschiedung von MaBBnahmenprogramm und Bewirtschaftungsplan
Festlegungen getroffen werden,”” die dann im Rahmen des Erlaubnisverfahrens durch
die zustidndige Wasserbehorde zu vollziehen wiren.

Kommt es wider Erwarten im MaBnahmenprogramm nicht zu bewirtschaftenden
Festlegungen mit Blick auf die Salzbelastung, ist die zustindige Wasserbehorde in
der Ausiibung ihres Gestattungs-Bewirtschaftungsermessens insoweit nicht be-
schrinkt und kann dieses eigenstindig ausiiben. Die Behdrde wire dann berechtigt,
fiir die Entscheidung im Einzelfall ein Konzept zu entwickeln und dieses ihrer Er-
messensausiibung zugrunde zu legen.” Da ein solches Konzept aber Wirkungen fiir
die gesamte Flussgebietseinheit hitte, diirfte die zustindige Wasserbehorde die Ent-
scheidung nicht allein treffen, sondern hitte die von der Entscheidung beriihrten
anderen Wasserbehorden in das Verfahren einzubeziehen.” Schon deshalb spricht
vieles dafiir, die bestehenden Moglichkeiten zu nutzen, dem Problem der Salzbelas-
tung auf der Ebene der Entscheidung liber das Mallnahmenprogramm zu begegnen.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die fiir die Erlaubniserteilung zustdandige
Wasserbehdrde in der Ausiibung ihres Ermessens beschriankt ist durch die Vorgaben
des MaBnahmenprogramms. Enthélt dieses Programm Vorgaben zur Salzsteuerung,

% Vgl. Reinhardt, ZfW 1999, 300 ff.

% Vgl. Reese 2006, 25, 31 f.; Oldiges 2006, 115 ff.; Kock, Pline, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-
ABmann/VoBkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band II, 2007, § 37, Rn. 7.

% Vgl. Durner, NuR 2009, 77, 78.

% Siehe den Entwurf des Bewirtschaftungsplans (obere Fn. 22), S. 66 f.

7 aa0.,S8.67.

% Siehe zum Konzeptgebot als Voraussetzung der Ermessensausiibung im Wasserrecht grundle-
gend: Salzwedel, Vorsorge und Bewirtschaftungskonzepte als EntscheidungsmafBstab fiir den
wasserrechtlichen Vollzug, in: Sanierung von Oberflichengewidssern, RAWWi 23 (1988), 11
ff.

% Vgl. Breuer, NuR 503, 512; Knopp, WuA 2005, 16 ff.; Kck, ZUR 2009, 227.
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hat die zustindige Behorde diese im Erlaubnisverfahren zu vollziehen. Trifft das
MalBnahmenprogramm demgegeniiber keine Festlegungen zur Salzbelastung, muss
die Bewirtschaftungskonzeption anhand des Einzelfalles durch die zustéindige Be-
horde im Rahmen ihres sog. ,,Gestattungs-Bewirtschaftungsermessens erarbeitet
werden. Da diese Entscheidung Auswirkungen auf die gesamte Flussgebietseinheit
hat, wéren in einem solchen Fall alle Wasserbehorden zu beteiligen, deren Zustén-
digkeitsbereich durch die Entscheidung beriihrt sind.

3. Zusammenfassung in Thesen

Vorbemerkung: Die wasserrechtlichen Anforderungen sind auf der Grundlage des
am 31.7.2009 verabschiedeten Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts gepriift
worden, das im Mirz 2010 in Kraft treten wird. Paragraphenangaben beziehen sich
auf das Neuregelungsgesetz.

1. Fiir die Einleitung von Abwissern in die Weser bzw. in das Flusséstuar der
Weser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, weil die Einleitung
von Abwissern ein erlaubnispflichtiger Benutzungstatbestand gem. § 8 Abs.
11.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG ist.

2. Die Einleitungserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn die Schadstofffracht
des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in
Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik moglich ist (§
57 Abs. 1 Nr. 1 WHGQG). Diese sog. ,,Vorsorgepriifung® ist als Mindestan-
forderung zu verstehen, die unabhédngig von der Gewissergiite jeden trifft,
der Abwasser einleitet. Die beabsichtige Einleitung von Salzabwéssern
(Ausgangsstoffe: Natriumchlorid, Kalium- und Magnesiumchlorid; Hilfsstof-
fe: Salicylsdure; Fettsduren; Praestabitol) erfiillt den Abwasserbegriff des §
54 Abs. 1 WHG. Da es einen branchenbezogen normativ konkretisierten
»Stand der Technik® nicht gibt, ist der Stand der Technik einzelfallbezogen
zu bestimmen. Hierbei sind die Kriterien des Anhangs 2 zum WHG zu be-
riicksichtigen (§ 3 Nr. 11 WHG).

3. Die Erlaubnis darf trotz Einhaltung des Stands der Technik nicht erteilt wer-
den, wenn durch die Einleitung gleichwohl eine schiidliche, auch durch Ne-
benbestimmungen nicht vermeidbare oder ausgleichbare Gewiésserverinde-
rung zu erwarten ist (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHGQG). Schédliche Gewisserverin-
derungen sind gemdll § 3 Nr. 10 WHG ,,Verdnderungen von Gewissereigen-
schaften, die das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die Offentliche
Wasserversorgung, beeintrdchtigen oder die nicht den Anforderungen ent-
sprechen, die sich aus diesem Gesetz, aus aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschriften ergeben®.
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4. Fir die Erteilung der Benutzungserlaubnis relevant sind insbesondere die ge-
setzlichen Vorschriften des WHG, die die Bewirtschaftung der Oberfli-
chengewisser betreffen. § 27 WHG schreibt den zustdndigen Behdrden vor,
oberirdische Gewdsser so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ih-
res Okologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird (Ver-
schlechterungsverbot)sowie ein guter o6kologischer und ein guter chemi-
scher Zustand erhalten oder erreicht werden (Verbesserungsgebot). Bezugs-
ebene fiir die Zielerreichung ist der Wasserkdrper. Fiir erheblich verinderte
undfiir kiinstliche Wasserkorper gelten geringere Bewirtschaftungsziele.
Fiir diese Wasserkorper muss lediglich ein gutes dkologisches Potenzial er-
reicht werden. Da knapp die Hilfte der Wasserkorper der Flussgebietseinheit
Weser als erheblich verdndert eingestuft worden ist, kann diese reduzierte
Zielstellung fiir die in Erwdgung gezogene Rohrfernleitung relevant werden.

5. Die Salzeinleitung kann keine rechtlich relevanten Auswirkungen auf den
chemischen Zustand haben, weil es sich bei der Salzfracht nicht um Anhang
IX-Stoffe und auch nicht um prioritire bzw. prioritdar gefdhrliche Stoffe (Art.
16 Abs. 7 WRRL) handelt. Die Salzeinleitung kann aber rechtlich relevante
Auswirkungen auf den 6kologischen Zustand haben, weil durch die Salzein-
leitung mafBigebliche maBgebliche biologische Parameter betroffen sind (An-
hang V Nr. 1.1.1 WRRL).

6. Die Wasserbehorde darf eine wasserrechtliche Benutzungserlaubnis nur ertei-
len, wenn durch die Benutzung keine Verschlechterung der durch die Benut-
zung betroffenen Wasserkorper bewirkt wird. Wie die Behorde dieses Ergeb-
nis erzielt, ist ihre Sache. Sie kann jede einzelne Gestattung am Verschlechte-
rungsverbot messen oder auch durch Reallokation der Nutzung im gesamten
Bereich des Wasserkdrpers dafiir Sorge tragen, dass neue belastende Nutzun-
gen nicht zu einer Verschlechterung fiihren.

7. Die materiellen Anforderungen des Verschlechterungsverbotes sind noch
nicht abschlieend geklart. Gestritten wird dariiber, ob von einer Verschlech-
terung nur bei Wechsel in eine schlechtere Zustandsklasse oder schon bei je-
der erheblichen (nicht nur geringfiigigen) nachteiligen Verédnderung auszuge-
hen ist. Gegenwirtig bereitet die Einordnung von Salzkonzentrationen zu
Wasserzustandsklassen noch Schwierigkeiten, deshalb spricht in der gegen-
wartigen situation viel dafiir, die Verschlechterung schlicht an der Salzkon-
zentration im Gewdsser zu messen und fiir Einleitungen in SiiBwasserkorper
jede — nicht nur geringfligige — Konzentrationserhohung als Verschlechterung
zu werten. Ausgehend vom status quo der Salzbelastung ist aber nicht zu er-
warten, dass durch die Einleitung in die Weser oder in das Flussistuar eine
Verschlechterung eintreten wird. Die bisherige Einleitung in die Werra be-
wirkt, dass das Salz im Wasser geldst, im Fluss mitgefiihrt und in das Kiis-
tenmeer geschwemmt wird. Gegeniiber dieser Situation erscheint die Einlei-
tung an anderer Stelle iiber eine Rohrfernleitung indifferent. Eine Verschlech-
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terung ist nur dann zu befiirchten, wenn wegen des Endes der Versenkung in-
folge der Uberbeanspruchungdes Verpressungsraumes zusitzliche Belastun-
gen zu erwarten sind. Ist dies der Fall, werden kompensierende MaBBnahmen
geboten sein, um den Konsequenzen des Verschlechterungsverbotes zu ent-
gehen. Eine kompensierende MaBinahme konnte eine an der Wasserfiih-
rungsmenge orientierte Salzlaststeuerung sein. Auch die zu erwartenden Ent-
lastungen durch das sog. ,,MaBnahmenpaket” konnen Kompensationsfunktio-
nen in diesem Sinne erfiillen. Soweit solche Maflnahmen im Ergebnis bewir-
ken werden, dass keine Verschlechterung eintritt, ist den Anforderungen des
Verschlechterungsverbotes Geniige getan. Dabei diirften kurzfristige tempo-
rdre Verschlechterungen — trotz des Fehlens einer entsprechenden Ausnah-
mevorschrift — hinzunehmen sein, wenn nur auf diese Weise die Verhéltnis-
mifigkeit im Einzelfall hergestellt werden kann.Nur in diesem Falle sind die
obigen Ausfithrungen zur Interpretation des Verschlechterungsverbotes von
Relevanz.

. Die Erteilung einer Benutzungserlaubnis erfordert iiber die Vermeidung einer

Verschlechterung hinaus auch, dass durch die Benutzung die Erreichung der
Bewirtschaftungsziele (mit Blick auf die Salzeinleitung also: der gute dkolo-
gische Zustand bzw. das gute dkologische Potenzial) moglich bleibt. Fiir die
Beantwortung der Frage, ob die Einleitung von Salzabwéssern in die Weser
eine Erreichung der 6kologischen Zustandsziele unmoglich macht, liefert das
geltende Recht gegenwirtig nur unvollkommene MaBstibe. Bindende
Grenzwerte, deren Uberschreitung in normativer Hinsicht die Verletzung der
Qualititsziele anzeigen, gibt es gegenwértig nicht. Im Rahmen eines Fachge-
spriachs, das der ,,Runde Tisch* am 27./28. April 2009 durchgefiihrt hatte,
sind die ,,Wertebereiche fiir Lebensbedingungen naturnaher Lebensgemein-
schaften* fiir Natriumchlorid mit ,,75-300 mg/1, fiir Kalium mit ,,5-20 mg/I1*
und flir Magnesium mit ,,20-30 mg/1* beziffert worden. Eine normative Fest-
legung, die den guten 6kologischen Zustand mit Blick auf die Salzbelastung
anzeigt, ist dies aber nicht. Immerhin aber werden die von den Fachleuten
angegebenen Werte als Orientierungspunkte dienen konnen (,,antizipiertes
Sachverstindigengutachten®). Konnen diese Werte bei einer Einleitung in die
Weser eingehalten werden, wird die Behorde — soweit nicht zwischenzeitlich
besseres Wissen verfiigbar ist (,,Stand der Wissenschaft“!) — davon ausgehen
diirfen, dass eine entsprechende Einleitung nicht in Konflikt mit den Zielen
der WRRL geraten wird.

. Konnen diese Werte demgegeniiber nicht eingehalten werden, und besteht

auch bei Ausnutzung der moglichen Fristverldngerungen keine realistische
Chance auf Einhaltung dieser Werte, bedarf es einer gewdisserspezifischen
Bewertung im Einzelfall. Kommt diese zu dem Ergebnis, dass durch die Ein-
leitung in die Weser die Erreichung der Qualitdsziele dauerhaft ausgeschlos-
sen wird, kommt eine Erlaubnis fiir eine Einleitung in die Weser nur unter
den Voraussetzungen der Ausnahmebestimmungen (§§ 30, 31 WHG) in Be-
tracht.
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Soweit in erheblich verdnderte Wasserkorper eingeleitet wird, konnen die
ermittelten Bandbreiten nicht ohne weiteres als Anhaltspunkt dienen.

Aus dem gegenwirtig ausliegenden Entwurf des Maflnahmenprogramms
fiir die Flussgebietseinheit Weser ergeben sich mit Blick auf die Salzeinlei-
tung keine besonderen Anforderungen.Es ist aber damit zu rechnen, dass das
MafBnahmenprogramm, das gem. § 82 WHG bis zum 22.12.2009 zu erarbei-
ten ist, noch Anforderungen mit Blick auf die Senkung der Salzbelastung zur
Verbesserung des okologischen Zustands formulieren wird. Das MaBnah-
menprogramm ist zwar keine auBlenverbindliche Rechtsvorschrift im Sinne
des § 3 Nr. 10 WHG, die im MaBnahmenprogramm festgelegten MaBBnahmen
sind aber gleichwohl von der Behorde, die iiber die Erlaubniserteilung zu ent-
scheiden hat, zu beachten. Dabei kann an dieser Stelle offen bleiben, ob die
Beachtlichkeit daraus resultiert, dass die MaBlnahmen des MalBnahmenpro-
gramms als Konkretisierung des Wohls der Allgemeinheit aufzufassen sind
(siche untere These 12), oder ob die Beachtlichkeit daraus resultiert, dass den
in das Programm aufgenommenen MafBnahmen eine ermessenslenkende
Funktion bei der Ausiibung des Bewirtschaftungsermessens (siehe untere
These 13) zukommt.

Die Wasserbehorde darf eine Benutzungserlaubnisnicht erteilen, wenn Ge-
wisserverdnderungen zu erwarten sind, die das Wohl der Allgemeinheit be-
eintrdchtigen. Die Bedeutung dieses Erfordernisses ist durch den Verweis auf
Spezialvorschriften des WHG in § 3 Nr. 10 WHG mittlerweile relativiert. In
wasserwirtschaftlicher Hinsicht gehen die Anforderungen nicht iiber das hin-
aus, was in den Thesen 8-11 festgehalten ist.

Sind keine schiadlichen Gewésserverdnderungen zu erwarten, darf die zustén-
dige Behorde eine Erlaubnis erteilen. Hierbei steht ihr ein sog. ,,Bewirtschaf-
tungsermessen® zu (§ 12 Abs. 2 WHGQG). Die fiir die Erlaubniserteilung zu-
stindige Wasserbehorde ist in der Ausilibung ihres Ermessens beschrinkt
durch die Vorgaben des MaBnahmenprogramms. Enthilt dieses Programm
Vorgaben zur Salzsteuerung, hat die zustdndige Behorde diese im Erlaubnis-
verfahren zu vollziehen (siehe auch oben These 11). Trifft das Manahmen-
programm demgegeniiber keine Festlegungen zur Salzbelastung, muss die
Bewirtschaftungskonzeption anhand des Einzelfalles durch die zustdndige
Behorde im Rahmen ihres sog. ,,Gestattungs-Bewirtschaftungsermessens® er-
arbeitet werden. Da diese Entscheidung Auswirkungen auf die gesamte
Flussgebietseinheit hat, wéren in einem solchen Fall alle Wasserbehorden zu
beteiligen, deren Zustdndigkeitsbereich durch die Entscheidung beriihrt sind.
In inhaltlicher Hinsicht hat sichdie Erarbeitung eines solchen Bewirtschaf-
tungskonzeptes an den Aussagen in Thesen 8-10 zu orientieren.

14. Einen Rechtsanspruch auf Erlaubniserteilung kennt das deutsche Wasserrecht

jenseits der Fille der Ermessensreduzierung auf Null nicht.
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III.  Naturschutzrechtliche Anforderungen

1. Einleitung

Das Naturschutzrecht dient dem Schutz von Natur und Landschaft. Schutzgiiter
sind nicht nur Tiere und Pflanzen einschlieBlich ihrer Lebensstéitten und Lebensrdu-
me (Biotope), sondern gemill dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) auch die
Leistungs- und Funktionsfdhigkeit des Naturhaushaltes, die Regenerations- und
nachhaltige Nutzungsfahigkeit der Naturgiiter sowie die Vielfalt, Eigenart, Schonheit
und der Erholungswert von Natur und Landschaft. Naturschutzrechtlich geschiitzt
sind somit Boden und Gewaésser als Teil des Naturhaushaltes und als Naturgiiter,
obwohl mit dem Bodenschutzrecht und dem schon erorterten Wasserrecht gesonderte
Rechtsgebiete bestehen. Das Verhiltnis des Naturschutzrechts zum Boden- und
Wasserrecht ist gesetzlich nicht ndher bestimmt, so dass alle Rechtsgebiete neben-
einander Anwendung finden. Der Schutzstandard bestimmt sich nach dem Gesetz mit
den hochsten oder konkretesten Anforderungen. Bei Gewdssern ist dies regelmafig
das Wasserrecht.

Das Naturschutzrecht besteht in Deutschland aus dem BNatSchG sowie den 16
Landesnaturschutzgesetzen. Das deutsche Naturschutzrecht ist in den letzten 20
Jahren stark vom europdischen Recht beeinflusst und verdndert worden. Mit der
Vogelschutz-Richtlinie von 1979 und der Flora-Fauna-Habitat (FFH)-Richtlinie von
1992 hat die Europdische Gemeinschaft europdisches Naturschutzrecht geschaffen,
welches den Schutz bestimmter Gebiete und den allgemeinen Schutz von ausge-
wéhlten Tier- und Pflanzenarten bezweckt. Das europdische Naturschutzrecht ent-
faltet aber nur mittelbare Rechtswirkungen, da es von den Mitgliedstaaten ins natio-
nale Recht zu implementieren ist. Aktuell befand sich das deutsche Naturschutzrecht
aufgrund der 2006 beschlossenen verfassungsrechtlichen Foderalismusreform in
einer Novellierungsphase. Mit der Foderalismusreform wurde dem Bund statt der
naturschutzrechtlichen Rahmenkompetenz eine konkurrierende Gesetzgebungskom-
petenz zur Vollregelung des Naturschutzrechts gewéhrt. Nach dem Anfang 2009
gescheiterten Entwurf eines Umweltgesetzbuches wurde im Juli 2009 ein unmittelbar
geltendes BNatSchG erlassen, welches aber erst im Mérz 2010 in Kraft tritt.'”

Die Einhaltung der naturschutzrechtlichen Anforderungen ist vollumfénglich im
Rahmen der fiir den Rohrleitungsbau erforderlichen bergrechtlichen Zulassungsver-
fahren zu priifen (§§ 57a Abs. 2 und 4 BBergG, § 75 VwV{G). Zum Schutz von Na-
tur und Landschaft sieht das deutsche Naturschutzrecht verschiedene Instrumente
vor, welche die Lander in ihren Naturschutzgesetzen entsprechend den Vorgaben des
BNatSchG rechtsverbindlich regeln. Sie lassen sich differenzieren in Planungsin-
strumente (Landschaftsplanung: §§ 13-17 BNatSchG (§§ 8-12 BNatSchG n.F.)), In-
strumente zum allgemeinen Schutz vor und Ausgleich von Beeintridchtigungen (Ein-
griffsregelung: §§ 18-21 BNatSchG (§§ 13-18 BNatSchG n.F.), Umweltschadenshaf-
tung: § 21a BNatSchG (§ 19 BNatSchQG)), Instrumente zum Schutz bestimmter wert-

10 BGBI. [-2542.
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voller Gebiete oder wertvoller Biotope (Schutzgebiete: §§ 22-29, 32-38 BNatSchG
(§§ 20-29, 31-36 BNatSchG n.F.)) sowie zum Schutz bestimmter Arten und Biotope
(gesetzlicher Biotopschutz: §§ 30, 31 BNatSchG (§ 30 BNatSchG n.F.), Artenschutz:
§§ 39-44 BNatSchG (§§ 39-47 BNatSchG n.F.)).

2. Mogliche Beeintrachtigungen durch eine Rohrfernleitung

Die Verlegung einer Rohrleitung ist mit Beeintrachtigungen von Natur und Land-
schaft verbunden, die je nach Trassenverlauf, Linge der Leitung, Verlegungsart so-
wie betroffenem Schutzgut unterschiedlich stark ausfallen konnen. Generell ist beim
Bau und beim spéteren Betrieb von folgenden moglichen Beeintrdchtigungen auszu-
gehen:

Tabelle 1

beeintrichtigtes
Schutzgut

Ursachen bei Errichtung

Ursachen beim Betrieb

Biotopen und
Arten

Berdumung der Trasse und
Zufahrtswege

Larm
optische Storungen

dauerhaftes Freihalten der
Trasse von groflerem Be-
wuchs

Einleitung Salzabwasser

Boden Aufgrabung, Vermischung, | Risiko von Stoffeintrdgen
Verdichtung aufgrund von Lecks
Eintrag von Fremdstoffen

Wasser mechanische Eingriffe in Einleitung Salzabwasser

Ufer und Gewisserbett Risiko von Stoffeintrdgen

Eintrag von Fremdstoffen aufgrund von Lecks

In der nun folgenden naturschutzrechtlichen Begutachtung einer moglichen Rohr-
leitung zum Transport und Einleitung von Salzabwissern aus der hessisch-
thiiringischen Kalibergbauregion in die Oberweser, in die Flussdstuare von Weser
bzw. Ems oder in die Nordsee, soll der Schutz von Lebensrdumen und Arten im
Mittelpunkt stehen, da fiir die Schutzgiiter Wasser und Boden wesentliche Anforde-
rungen aus dem Wasserrecht (siche oben B.II.) bzw. dem Bodenschutzrecht (siche
unten B.IV.) resultieren und dort erdrtert werden. Von den naturschutzrechtlichen
Instrumenten sind fiir den Bau einer Rohrleitung und die Einleitung von Bedeutung:
die Landschaftsplanung, die Eingriffsregelung, der Schutz ausgewiesener Schutzge-
biete sowie der nicht schutzgebietsbezogene Artenschutz.
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3. Landschaftsplanung

Mit der Landschaftsplanung bestimmen die zustdndigen Korperschaften die natur-
schutzfachlichen Anforderungen im Plangebiet (§ 13 BNatSchG, § 9 Abs. 1
BNatSchG n.F.) Die Landschaftsplanung dient neben dem Arten- und Landschafts-
schutz u.a. auch dem Schutz der Umweltmedien Boden und Wasser. Die Land-
schaftsplanung hat eine dreigliedrige Hierarchie. Die Landschaftsprogramme und -
rahmenpline stellen die tiberortlichen Erfordernisse und MaBnahmen des Natur-
schutzes auf Landes- bzw. Regionalebene dar (§ 15 BNatSchG, § 10 BNatSchG
n.F.). Den naturschutzfachlichen Planungserfordernissen auf lokaler Ebene dienen
ortlichen Landschaftspliane (§ 16 BNatSchG, § 11 BNatSchG n.F.). Die Landschafts-
planung hat einen dreifachen Inhalt (§ 14 Abs. 1 BNatSchG, § 9 BNatSchG n.F.).
Landschaftsprogramme, -rahmenpldne und Landschaftspldne bieten regionale und
ortliche Informationen zur gegenwértigen Ausstattung der Natur (z.B. Vorkommen
gesetzlich geschiitzter Biotope und Arten) und ihrem derzeitigen Schutz (z.B.
Schutzgebiete), die fiir das bessere Abschdtzen der Eingriffswirkungen von Vorha-
ben und Vermeidungsmoglichkeiten wichtig sind. Sie verdeutlichen ebenfalls die
naturschutzfachlichen Ziele und angestrebten MaBBnahmen in einem Gebiet (z.B. Fli-
chen fiir Biotopverbund, Renaturierung) und erméglichen so eine vorsorgende Ab-
stimmung von Vorhaben mit den Zielen des Naturschutzes. Sie kdnnen insofern das
Konfliktpotential reduzieren.

Die Rechtswirkung der Landschaftsplanungen ist unterschiedlich. Allgemein gilt
gemil § 14 Abs. 2 BNatSchG (§ 9 Abs. 5 BNatSchG n.F.), dass die Inhalte der
Landschaftsplanung in anderen Planungen (z.B. Raumordnung) und Verwaltungsver-
fahren (z.B. Planfeststellungsverfahren) zu beriicksichtigen, d.h. in der Abwigung
als Belang einzustellen sind. Die Inhalte sind insbesondere bei der Umweltvertrag-
lichkeitspriifung (UVP) und der Vertrdglichkeitspriifung bei Natura 2000-Gebieten
(FFH-VP) heranzuziechen. Soweit ihnen in den Entscheidungen nicht Rechnung ge-
tragen wird, ist dies zu begriinden. Bei der ortlichen Landschaftsplanung erméchtigt
§ 16 Abs. 2 BNatSchG (§ 11 Abs. 1 BNatSchG n.F.) die Lander dariiber hinaus, fiir
die Landschaftspldne eine Verbindlichkeit anzuordnen. Von dieser Mdoglichkeit ha-
ben aber nur Nordrhein-Westfalen'”' und eingeschrankt Berlin'® und Bremen '”
Gebrauch gemacht. Die iibrigen 13 Bundeslédnder sehen keine Aullenverbindlichkeit
von Landschaftsplinen vor und beschrinken die verwaltungsinterne Durchsetzung
entsprechend § 16 Abs. 2 S. 2 BNatSchG darauf, dass die Bauleitplanung oder ande-
re Plidne ihre Festsetzungen beriicksichtigen oder als rechtlich unverbindliche Dar-
stellungen nachrichtlich iibernehmen.'™

01 §§ 16 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 4, 31-40 LSchG NRW.

12 8§ 3 Abs. 5 S. 2, 8 Abs. 2 NatSchG Bln.

103 § 7 Abs. 2 S. 2 NatSchG Bremen.

104 Die iibrigen Léndern bestimmen nur eine Beriicksichtigungspflicht in anderen Planungen
(z.B. § 6 Abs. 1 S. 4 SidchsNatSchG; § 16 Abs. 5 S. 1 NatSchG BW; § 12 Abs. 1 S. 3
NatSchG LSA; § 3 Abs. 3 NatSchG Bln) (Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch (2003),
§ 16 Rn. 15; Marzik/Wilrich (2004), § 16 Rn. 12). Hierbei unterscheidet man zwischen Pri-
mir- und Sekundérintegration. Eine Sekundirintegration sehen z. B. § 18 Abs. 2 NatSchG
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Fiir die hier interessierenden Linder Hessen, Niedersachsen, Bremen und Nordh-
rein-Westfalen gilt Folgendes: In Hessen und Niedersachsen existierten keine
rechtsverbindlichen Landschaftspliane (§§ 10 f. HessNatSchG, §§ 5 f. NatSchG Nds).
In Bremen werden Landschaftsplane demgegeniiber als Satzung erlassen (§ 7 Abs. 2
S. 2 NatSchG Bremen). Die Inhalte der Landschaftsplanung sind bei Verwaltungs-
verfahren und anderen Planungen allerdings nur zu beriicksichtigen, wobei abwei-
chende Entscheidungen zu begriinden sind (§ 4 Abs. 3 S. 2 und 3 NatSchG Bremen).
Somit konnen aus Landschaftspldnen keine Festsetzungen resultieren, die einer
Rohrleitungsferntrasse verbindlich entgegenstehen. Vielmehr sind die Festsetzungen
der Landschaftsplanung nur innerhalb des Zulassungsverfahrens zu beriicksichtigen,
d.h. bei der Planung als Informationsquelle und in der Abwégung als einzustellender
Belang. Allein in Nordrhein-Westfalen konnen aus den ortlichen Landschaftspldnen
gemdll § 16 Abs. 1 LSchG NRW verbindliche Festsetzungen resultieren. Das Kon-
fliktpotential ist aber als gering einzustufen, da die Landschaftspldne die Ziele der
Raumordnung beachten miissen (§ 16 Abs. 2 LSchG NRW) und ihre eigenen Ent-
wicklungsziele bei behordlichen Mallnahmen nur zu beriicksichtigen sind (§ 33
LSchG NRW).

4. Eingriffsregelung

Mit der Eingriffsregelung normieren die §§ 18 ff. BNatSchG (§§ 13 ff. BNatSchG
n.F.) eine Grundanforderung fiir bauliche Vorhaben. Sie ist derzeit rechtsverbindlich
gemdll den entsprechenden Vorschriften in den Landesnaturschutzgesetzen (in
Hessen - §§ 12 ff. HessNatSchG, in Niedersachsen - §§ 7 ff. NatSchG Nds, in
Bremen - §§ 11 ff. NatSchG Bremen; in Nordrhein-Westfalen - §§ 4 ff. LSchG
NRW, ab Mérz 2010 unmittelbares Bundesrecht §§ 13 ff. BNatSchG n.F.). Eingriftfe
sind entsprechend der bundesrechtlichen Definition alle Verdnderungen der Gestalt
oder Nutzung von Grundflichen oder des mit dem der belebten Bodenschicht in
Verbindung stehenden  Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und
Funktionsfdhigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich beein-
trachtigen konnen (§ 18 Abs. 1 BNatSchG, § 13 Abs. 1 BNatSchG n.F.). Der Bau der
Rohrleitung ist ein solcher Eingriff. Dagegen unterfdllt die Einleitung der Salz-
abwisser in ein Gewisser (z.B. Weser oder Nordsee) nicht der Eingriffsregelung, da
Beeintrachtigungen von Oberflichengewédssern oder des Grundwassers mit Aus-
nahme einer Verdnderung des Grundwasserspiegels keine naturschutzrechtlichen
Eingriffe sind. Das Naturschutzrecht verldsst sich an dieser Stelle auf die entspre-
chenden Benutzungstatbestinde des Wasserrechts (§§ 2 ff. WHG, §§ 9 ff. WHG
n.F.).

Die Lander haben die naturschutzrechtlichen Eingriffe teilweise durch Positiv-
und/oder Negativlisten ergidnzt. In Hessen sind gemidll § 12 Abs. 2 Nr. 1 Hess-
NatSchG die Errichtung oder Verdnderung baulicher Anlagen im Auflenbereich und

BW, § 16 Abs. 1 NatSchG LSA vor. Eine Primirintegration verlangen z. B. § 7 Abs. 5
NatSchG Bbg; Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG; § 6 Abs. 1 SdachsNatSchG.
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gemiB Nr. 4 auch explizit die Errichtung nichtortlicher Entsorgungsleitungen Ein-
griffe. Gleiches gilt in Nordrhein-Westfalen (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 und 5 LSchG NRW).
In Bremen sind geméfl § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 NatSchG Bremen ebenfalls die Errich-
tung oder Verdnderung baulicher Anlagen im AuBenbereich und gemill Nr. 5 alle
Anlagen, die einem Planfeststellungsverfahren unterliegen, Eingriffe. Somit unter-
liegt eine planfeststellungspflichtige Rohrfernleitung in diesen Léndern kraft Gesetz
der Eingriffsregelung. Auch wenn Niedersachsen keine Vorhaben auflistet, gilt im
Ergebnis hier nichts anders, da die Errichtung einer Rohrfernleitung mit bis zu 600
km Linge unvermeidbar mit Eingriffen verbunden ist, die auch ohne fachliche Be-
gutachtung des konkreten Trassenverlaufs die Erheblichkeitsschwelle iiberschreiten.

Ist ein Vorhaben mit Eingriffen verbunden, kniipft das Naturschutzrecht hieran
abgestufte Rechtsfolgen. An erster Stelle steht die Pflicht zur Unterlassung vermeid-
barer Beeintrachtigungen (§ 19 Abs. 1 BNatSchG, § 15 Abs. 1 BNatSchG n.F.'”).
Diese Vermeidungspflicht bezieht nicht auf das ,,Ob*, den Sinn und Nutzen oder den
Standort eines Vorhabens, sondern nur auf die Ausfithrung, das,,Wie*“ des Vorha-
bens. Alternativen zum Vorhaben oder zum Standort sind bei der Eingriffsregelung
unerheblich (jetzt explizit § 15 Abs. 1 S. 2 BNatSchG n.F.)."” Somit muss bei der
Eingriffspriifung nicht untersucht werden, ob statt einer Rohrfernleitung z.B. ein
Eindampfen der Salzabwisser oder statt der ausgewéhlten Trasse eine andere Trasse
oder statt einer Einleitung in die Nordsee eine Einleitung in die Weser mit weniger
Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden ist. Die Vermeidungspflicht verlangt
lediglich, dass bei der konkreten Ausfithrung am geplanten Ort unndtige Beeintrach-
tigungen unterlassen werden. Dies konnen sein z.B.: vermeidbare Zufahrtswege bei
Errichtung, unnétig breiter Trassenstreifen, unglinstiger Zeitpunkt der Berdumung
und der BaumalBlnahmen (z.B. Brutzeiten, zu feuchte Waldboden im Herbst und
Friihjahr), ungiinstige bauliche Gestaltung der Anlage (z.B. unndtige Zerschnei-
dungswirkungen durch oberirdische Verlegung ohne ausreichende Durchlésse).'”
Als nicht vermeidbar sind bei einer Rohrfernleitung die grundsétzliche Berdumung
des Trassenstreifens, die unbedingt notigen Zufahrtswege bei Errichtung, die Auf-
grabung des Bodens und das spédtere Freihalten der Trasse von tiefwurzelndem Be-
wuchs anzusehen. Anhaltspunkte fiir die Beurteilung vermeidbarer MaBBnahmen bie-
ten u.a. die Technischen Regeln fiir Rohrfernleitung nach § 9 Abs. 5 Rohrfernlei-
tungsverordnung'®, welche z.B. Angaben zur Mindestbreite und Pflege des Trassen-
schutzstreifens konkretisieren.

15§ 14 Abs. 1 HessNatSchG; § 8 NatSchG Nds; § 11 Abs. 3 NatSchG Bremen; § 4a Abs. 1
LSchG NRW.

% BVerwG Urt. v. 7.3.1997 — 4 C 10/96 —, NVwZ 1997, 914; Beschl. v. 17.2.1997 — 4 VR
17/96, 4 A 41/96 —, NuR 1998, 305; VGH Kassel Beschl. v. 13.1.1997 — 2 Q 232/96 —, NuR
1998, 490; VGH Mannheim Urt. v. 30.7.1985 — 5 S 2553/84 —, NuR 1987, 31; NuR 1996,
297. Vgl. dazu in der Literatur Lorz/Miiller/Stockel (2003), § 19 Rn. 4 m.w.N. Kritisch zum
Ausschluss von Standortalternativen Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch (2003), § 19
Rn. 19.

107 Vgl. Lorz/Miiller/Stockel (2003), § 19 Rn. 4; Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch
(2003), § 19 Rn. 20.

108 Bundesanzeiger Nr. 100a v. 31.5.2003.
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An zweiter Stelle steht das Kompensationsverbot. Lassen sich Beeintrachtigungen
nicht vermeiden, sind diese entsprechend § 19 Abs. 2 BNatSchG (§ 15 Abs. 2
BNatSchG n.F.)'"” durch Mafinahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege —
soweit moglich — vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaflnahmen) oder in sonstiger
Weise zu kompensieren (ErsatzmaBnahmen). GeméB der Legaldefinition in § 19
Abs. 2 S. 2 BNatSchG (§ 15 Abs. 2 S. 2 BNatSchG n.F.) ist eine Beeintriachtigung
erst ausgeglichen, wenn und sobald die beeintrachtigten Funktionen des Naturhaus-
halts wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederher-
gestellt oder neu gestaltet ist. Die Wiederherstellung erfordert eine gleichartige
Kompensation, die in einem engen funktionalen, rdumlichen und zeitlichen Zusam-
menhang zur Beeintrachtigung steht.'” Bei der Rohrfernleitungstrasse konnen dies
z.B. das Aufbringung einer Humusschicht auf der Trasse, die Schaffung von funkti-
onellen gleichartigen Biotopen neben der Trasse, die Wiederbepflanzung der Trasse
oder eine Aufforstung in unmittelbarer Ndhe sein. Demgegeniiber geniigt bei der
ErsatzmaBBnahme eine gleichwertige Kompensation (§ 19 Abs. 2 S. 3 BNatSchgG, §
15 Abs. 2 S. 3 BNatSchG n.F.), so dass hier der sachlich-funktionale Zusammenhang
etwas gelockert ist und sich auf die Schaffung dhnlicher Funktionen erstrecken kann.
Der zeitliche und rdumliche Zusammenhang ist weniger streng, aber weiterhin zu
gewihrleisten.'"" Dies bedeutet, dass sich die ErsatzmaBnahme wie die Ausgleichs-
mafBnahme fiir die beeintriachtigte naturrdumliche Einheit positiv auswirken muss.
Das setzt voraus, dass die Kompensationen durch biodkologische Wechselwirkungen
unmittelbar mit dem Bereich des Eingriffs verbunden sind (funktionaler Zusammen-
hang).'"” Hinsichtlich der Rohrfernleitung konnen dies z.B. MaBnahmen der Renatu-
rierung, des Waldumbaus oder der Extensivierung im ndaheren Umfeld sein. Bei der
Frage, inwieweit die mit der Rohrleitung bezweckte Verbesserung der Gewisserqua-
litdt der Werra und gegebenenfalls der Weser'"” als Ausgleichs- oder Ersatzmalnah-
me hinsichtlich der Beeintrachtigungen aufgrund der Rohrtrasse anrechenbar ist, ist
wie folgt zu differenzieren. Wird die Rohrleitung abseits von Werra und Weser ver-
legt, fehlt es an dem erforderlichen funktionellen und/oder rdumlichen Zusammen-
hang, so dass hier eine Anrechung als Ausgleich oder Ersatz ausscheidet. Wird die
Rohrleitung hingegen in der Werra und Weser oder im Nahbereich (Ufer, Flussaue)
verlegt, kann die Verbesserung der Gewaisserqualitédt als Ausgleich zumindest aber
als ErsatzmaBnahme angesehen werden, da hier grundsitzlich ein ausreichender
rdumlicher und gegebenenfalls sogar funktionaler Zusammenhang mit den mogli-

109 § 14 Abs. 2 HessNatSchG; §§ 10 ff. NatSchG Nds; § 11 Abs. 3 NatSchG Bremen; § 4a Abs. 2
LSchG NRW.

1o BVerwGE Urt. v. 27.9.1990 — 4 C 44/87 —, E 85, 348 (360); Urt. v. 23.8.1996 — 4 A 29/95,

NVwZ 1997, 486 f. Lorz/Miiller/Stockel, BNatSchG, § 19 Rn. 11; Gassner/Bendomir-

Kahlo/Schmidt-Rantsch, BNatSchG, § 19 Rn. 27.

Die Lénder haben den Bezug zum betroffenen Raum z.T. ausdriicklich in ihren Landesgeset-

zen aufgenommen (z.B. § 11 Abs. 3 S. 3 und 4 NatSchG Bremen; § 12 Abs. 1 NatSchG Nds.;

§ 4a Abs. 2. LSchG NRW, vgl. auch § 15 Abs. 2 S. 3 BNatSchG-RE).

12 vgl. BVerwG Urt. v. 23.8.1996 — 4 A 29/95 —, NVwZ 1997, 486.

1 Siehe hierzu die Szenarien und Folgenabschitzungen in Borchardt (2009a, 2009b).
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chen Beeintrachtigungen'* anzunehmen ist.'"” Konkrete Fragen zur Gleichartig- oder
-wertigkeit lassen sich aber nur im jeweiligen Einzelfall beurteilen. In den Bundes-
landern gibt es hierzu unterschiedliche Bewertungsverfahren mit Stufen und Punkte-
Skalen sowie verbalen Aussagen.'"

Ist eine Vermeidung und eine Kompensation nicht mdglich — wovon aber bei den
Beeintriachtigungen aufgrund der Rohrfernleitung regelmifBig nicht auszugehen ist —,
verlangt das Naturschutzrecht als dritte Rechtsfolge eine von der Zulassungsbehorde
vorzunehmende Abwigung zwischen den Belangen des Naturschutzes und den 6f-
fentlichen und/oder privaten Belangen, die fiir das Vorhaben sprechen. Uberwiegen
die Naturschutzbelange, ist der Eingriff unzuldssig und das Vorhaben an dieser Stel-
le nicht moglich."” Fir den Bau einer Rohrfernleitung zur Entsorgung der Kaliberg-
bauabwésser sprechen u.a. folgende 6ffentlichen Belange: Verbesserung des okolo-
gischen Zustandes von Werra sowie gegebenenfalls Weser und damit Anndherung
oder Erreichung der Ziele der Wasserrahmen-Richtlinie (WRRL); Sicherung des
Kalibergbaus in der Region Hessen-Thiiringen fiir die nichsten 50 Jahre verbunden
mit der Sicherung von Arbeitspldtzen und Steuereinnahmen sowie der Bereitstellung
von landwirtschaftlichen Diingemitteln'"®; und private Interessen: Erhalt der Be-
triebsstandorte von K+S sowie Gewinnerzielung. Ohne einer behdrdlichen Abwi-
gung vorzugreifen, ist den 6ffentlichen Belangen, die fiir eine Rohrleitung sprechen
ein hohes Gewicht zu bescheinigen. Dies gilt insbesondere fiir die europarechtlich
vorgegebenen Umweltqualititsziele der WRRL. Uberwiegen diese Belange ist in den
Landern Hessen, Bremen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen eine finanzielle
Kompensation in Form eines Ersatzgeldes zu zahlen, welches zweckgebunden fiir
die Verbesserung des Zustandes von Natur und Landschaft zu verwenden ist.'”

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Eingriffsregelung Gegenstand des
bergrechtlichen Zulassungsverfahrens ist, da mit der Rohrfernleitung Eingriffe in
Natur und Landschaft verbunden sind. Bei der Errichtung und dem Betrieb der Lei-
tung sind vermeidbare Beeintrichtigungen zu unterlassen. Dies betrifft allerdings
nicht das ,,o0b“ und den Standort der Rohrleitung. Nicht vermeidbare Beeintrichti-
gungen sind durch AusgleichsmaBnahmen wiederherzustellen, wobei hierbei ein
funktioneller, rdumlicher und zeitlicher Zusammenhang sicherzustellen ist. Ist dies
nicht moglich, sind die Beeintrichtigungen durch sonstige ErsatzmafBnahmen in
gleichwertiger Weise zu kompensieren, wobei auch hier ein rdumlicher, zeitlicher
und gelockerter funktioneller Zusammenhang gewihrleistet sein muss. Die Verbes-

14 Bei der Verlegung im Fluss sind dies u.a. die Aufgrabung des Flussbettes mit der damit ver-

bundenen Beseitigung oder Stérung der Biozonose im Gewisser und Gewésserbett.
13 Vgl. die Vorrangregel in § 4a Abs. 6 lit. €¢) LSchG NRW.
He Einen Uberblick iiber die verschiedenen Bewertungsmodell geben Michler et al. (2007).
17§ 19 Abs. 3 S. 1 BNatSchG, § 14 Abs. 3 HessNatSchG, § 11 NatSchG Nds; § 11 Abs. 4
NatSchG Bremen, § 4a Abs. 7 LSchG NRW.
Vgl. Priambel der Offentlich-rechtlichen Vereinbarung iiber einen Gesamtrahmen fiir eine
nachhaltige Kaliproduktion in Hessen und Thiiringen zwischen dem Land Hessen, Freistaat
Thiiringen und der K+S KALI GmbH vom Februar 2009.
19§ 15 HessNatSchG, § 11 Abs. 6 und 7 NatSchG Bremen, § 12b NatSchG Nds, § 5 LSchG
NRW.
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serung des Okologischen Zustandes der Werra und gegebenenfalls der Weser durch
den Bau der Rohrleitung kann deshalb nur als Ausgleichs- oder Ersatzmafinahme
angerechnet werden, soweit die Trasse in oder in unmittelbarer Ndahe der Werra und
gegebenenfalls Weser verlduft. Fiir eine flussferne Trassenfiihrung sind deshalb an-
derweitige KompensationsmafBinahmen erforderlich und i.d.R. méglich. Fiir den un-
wahrscheinlichen Fall, dass Beeintrdachtigungen nicht vermeidbar und nicht kompen-
sierbar sind, verlangt das Naturschutzrecht eine Abwégung zwischen den betroffenen
Naturschutzbelangen und den fiir das Vorhaben sprechenden Belangen. Uberwiegen
die Naturschutzbelange, ist der Eingriff an dieser Stelle unzuldssig. Den vielfdltigen
offentlichen und privaten Interessen an einer gesicherten Entsorgung der Salzabwis-
ser der K+S Kali GmbH (v.a. die Verbesserung des 0kologische Zustandes und die
Erreichung der WRRL-Ziele sowie die Sicherung des Kalibergbaus in der Region)
ist jedoch ein hohes Gewicht zuzumessen. Im Ergebnis steht die Eingriffsregelung
einer Rohrfernleitung nicht im Wege. Sie erfordert aber Maflnahmen des Ausgleichs
oder Ersatzes von erheblichen Beeintrachtigungen. Ist der Eingriff zuldssig und ge-
nehmigt, scheidet eine dariiber hinaus gehende Umweltschadenshaftung fiir europai-
sche geschiitzte Habitate und Arten nach dem Umweltschadensgesetz gemil § 21a
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BNatSchG (§ 19 Abs. 1 BNatSchG n.F.) aus.

5. Schutzgebiete

Schutzgebiete dienen dem gebietsbezogenen Naturschutz, bei dem abgegrenzte
und rechtlich ausgewiesene Gebiete einem besonderen Schutz und Management
unterworfen sind. Bestimmt Gebiete weisen eine sehr hohe Dichte von Schutzgebie-
ten auf. Hierzu gehoren die fiir die Rohrleitung relevanten Regionen Nord-Ost-
Hessen, Miindungen von Weser und Ems sowie Wattenmeer (siche Karte 1). Wegen
des hoheren Schutzes sollten Schutzgebiete nach Moglichkeit von der Rohrleitungs-
trasse umgangen werden. Dies kann aus technischen oder wirtschaftlichen Griinden
aber nicht moglich oder nicht zumutbar sein, so dass fiir den Trassenverlauf die
Frage des rechtlichen Schutzregimes der unterschiedlichen Schutzgebietstypen grof3e
Bedeutung hat.

In Deutschland geben die §§ 22- 29 BNatSchG (§§ 20-29 BNatSchG n.F.) einen
abschlieBenden Katalog an Gebietstypen' vor, die unterschiedlichen Erhaltungs-
und Entwicklungszielen dienen. Fiir den Bau einer Rohrfernleitung von der Werra
bis zur Oberweser, bis zur Miindung der Weser bzw. Ems oder der Nordsee sind v.a.
die Schutzgebietstypen von Bedeutung, die ein allgemeines Zerstorungs-, Beschidi-
gungs- und/oder Verdnderungsverbot beinhalten und damit Beeintrachtigungen auf-
grund der Rohrleitung entgegenstehen kdnnen. Dies sind entsprechend §§ 23 Abs. 2,
24 Abs. 3, 25 Abs. 2 BNatSchG'"' Naturschutzgebiete, Nationalparke und Biosphé-
renreservate. Da auf dem Weg von Osthessen Richtung Nordsee kein Biosphérenre-
servat ausgewiesen ist (sieche Karte 1), braucht dieser Gebietstyp nicht ndher betrach-

120 Bestehend aus Naturschutzgebiet, Nationalpark, Biosphérenreservate, Landschaftsschutzge-

biet, Naturparke, Naturdenkmale und geschiitzte Landschaftsbestandteile.
21 8§ 23 Abs. 2, 24 Abs. 3, 25 Abs. 3 BNatSchG n.F.
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tet werden. Naturschutzgebiete und Nationalparke bedecken in Deutschland aber nur
einen geringen Teil der Staatsfliche (zusammen knapp 4 Prozent'*), so dass grund-
séitzlich eine Umgehung der Gebiete moglich ist. Die gro3raumigen Schutzgebietsty-
pen Landschaftsschutzgebiet und Naturpark lassen sich zwar beim Trassenverlauf
nur schwer vollig umgehen, da sie 28 Prozent bzw. 25,5 Prozent der deutschen Land-
flache'” (siche Karten 2 und 3) umfassen. Thnen kommt aber gemall §§ 26 Abs. 2, §
27 Abs. 2 BNatSchG/BNatSchG n.F. ein geringerer Schutz zu, der bei Naturparken
sogar nur einen Offentlichen Management- und Entwicklungsauftrag beinhaltet, so
dass hier keine Beschridnkungen des Vorhaben zu befiirchten sind.

Neben diesen nationalrechtlich entwickelten Schutzgebietstypen sind fiir die
Rohrleitungstrasse die Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Flora-Fauna-
Habitat (FFH) - Gebiete) und die Europidischen Vogelschutzgebiete (SPA), die zu-
sammen das europdische Netz ,,Natura 2000* bilden, von groBler Relevanz, da hier
ein hoher Schutzstandard gilt. Diese Gebiete iiberlappen sich zum Teil gegenseitig
und liegen teilweise auch innerhalb von bestehenden nationalrechtlichen Schutzge-
bieten.* Insgesamt bedecken die ,,Natura 2000“ Gebiete rund 14 Prozent der Land-
fliche Deutschlands. Auch wenn die Ausweisung dieser Gebiete grundsétzlich in
Form der bestehenden nationalen Schutzgebietstypen erfolgen soll'”, so unterliegen
die ,,Natura 2000 Gebiete besonderen europdisch vorgegebenen Schutzanforderun-
gen, die bundesrechtlich in die §§ 32 bis 38 BNatSchG (§§ 31-36 BNatSchG n.F.)
implementiert und durch Landesrecht rechtsverbindlich normiert wurden. '

a) Naturschutzgebiete

Naturschutzgebiete dienen der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung
von Biotopen oder Lebensgemeinschaften in einem bestimmten Gebiet (§ 23 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG/BNatSchG n.F). Thnen kommt in Deutschland ein strenger Schutz
zu, der mit dem Schutz von Nationalparken und Kernzonen von Biosphérenreserva-
ten identisch ist (vgl. §§ 24 Abs. 3, 25 Abs. 2 BNatSchG/BNatSchG n.F.). In Natur-
schutzgebieten sind gemil § 23 Abs. 2 BNatSchG/BNatSchG n.F. alle Handlungen,
die zu einer Zerstorung, Beschddigung oder Verdnderung des Naturschutzgebiets
oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Storung fiihren kdnnen verboten.

122 Der durchschnittliche Flichenanteil von Naturschutzgebieten betrigt 3,5 % der Gesamtfliche,

der von Nationalparken 0,54 % (BfN  http://www.bfn.de/0308 nsg.html und

http://www.bfn.de/0308 nlp.html).

Vgl. zu Landschaftsschutzgebieten BfN http://www.bfn.de/0308 Isg.html; zu Naturparken

BN http://www.bfn.de/0308 np.html (5.6.2009).

124 Raths et al. (2006), 68 (69, 73 f.).

123 § 33 Abs. 2 und 3 BNatSchG. Allerdings gestattet § 33 Abs. 4 BNatSchG den Léndern eine
Unterschutzstellung durch gleichwertige Mittel (z.B. 6ffentliche Verfiigungsbefugnis, vertrag-
liche Vereinbarungen), so dass — auch aufgrund Uberlastung der mit der Ausweisung beauf-
tragten Naturschutzbehdrden — derzeit eine grole Zahl von Natura 2000 Gebieten existieren,
die nicht als nationalrechtliche Schutzgebiete ausgewiesen sind.

126 §§ 32-34 HessNatSchG; §§ 34a-34c NatSchG Nds; §§ 26a-26d NatSchG Bremen; §§ 48a-48¢
LSchG NRW.
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Hierzu haben die Linder in den jeweiligen Schutzgebietsverordnungen entsprechen-
de Schutzverbote zu erlassen.

In den Schutzgebietsverordnungen konnen die Lénder Verbotstatbestinde und
auch Ausnahmetatbestinde bestimmen.'?” Letztere umfassen im Regelfall die ord-
nungsgemdfle Land-, Forst- und Fischereibewirtschaftung. Es sind zum Teil aber
auch bestimmte bauliche Vorhaben, wie InfrastrukturmaBBnahmen, Energieversor-
gungsanlagen, Wasserversorgungs- oder auch Abwasserentsorgungsanlagen, von
den Verbotstatbestdnden ausgenommen.'”® Ob fiir die Rohrfernleitung ein Ausnahme-
tatbestand besteht, muss im Einzelfall bei dem jeweils betroffenen Schutzgebiet ge-
priift werden.

Aus verfassungsrechtlichen Griinden'” enthalten die Verordnungen weiterhin re-
gelméBig eine Befreiungsklausel fiir Hértefélle, fiir nicht gewollte Beeintrachtigun-
gen von Natur und Landschaft oder fiir iiberwiegende Griinde des Wohls der Allge-
meinheit."* In der Regel sehen, wie in Hessen, Niedersachsen, Bremen und Nord-
rhein-Westfalen, die Landesnaturschutzgesetze zugleich die Moglichkeit einer Be-
freiung von in Schutzgebietsverordnungen erlassenen Anforderungen vor.”' Der Bau
einer Rohrfernleitungsanlage wird sich nicht auf die Hartefallklausel berufen kon-
nen. Der Fall, dass ohne eine Befreiung, eine nicht gewollte Beeintrachtigung von
Natur und Landschaft eintreten wiirde, erscheint zwar denkbar, wenn hierdurch das
gesamte Pipeline-Vorhaben scheitert und Werra und Weser weiterhin belastet wer-
den. Dieser Fall ist allerdings aufgrund der Vielzahl moglicher Trassenvarianten als
unwahrscheinlich einzustufen. Demgegeniiber erscheint eine Befreiung aufgrund
tiberwiegender Griinde des Wohls der Allgemeinheit durchaus als moglich, da die
Rohrleitung (wie schon bei der Eingriffsregel ausgefiihrt) 6ffentlichen Interessen
von hohem Gewicht dient. Soweit die Beeintrachtigung des Schutzgebietes fiir die
Verwirklichung der Rohrleitung erforderlich ist, kann eine Befreiung daher kaum
verweigert werden. Allerdings ist zu beachten, dass es anders als bei der allgemeinen
Eingriffsregelung aber an der Erforderlichkeit fehlt, wenn eine Trassenfithrung ohne

27 Lorz/Miiller/Stockel (2003), § 23 Rn. 11-19.

128 Vgl. z.B. § 5 Nr. 4 Verordnung iiber das Naturschutzgebiet "Brandlberg" v. 29.3.1996, Re-
gensburger ABL. Nr.7 vom 15.4.1996; § 5 Nr. 7-9 Verordnung iiber das Naturschutzgebiet
»Pegnitzaue zwischen Ranna und Michelfeld” v. 19.3.1998, RABI. S. 29, ber. RABI. S. 66
(M-V); § 5 Abs. 1 b) Verordnung iiber das Naturschutzgebiet ,,Lammer Holz* in der Stadt
Braunschweig v. 29.11.1985.

129 BVerfG Urt. v. 2.3.1999 — 1 BVL 7/91 —, NJW 1999, 2877 (2878 f.); BVerwG Beschl. v.

18.12.1995 — 4 NB 8/95, NuR 1996, 249/251; Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Rantsch

(2003), § 22 Rn. 24, 51 m.w.N.

Z.B. § 6 Verordnung iiber das Naturschutzgebiet "Brandlberg" v. 29.3.1996, Regensburger

ABI. Nr.7 vom 15.4.1996; § 7 Verordnung iiber das Naturschutzgebiet "Diillhamm" im Gebiet

der Stadtgemeinde Bremerhaven v. 12.7.1984; § 6 Verordnung iiber das Naturschutzgebiet

,»Pegnitzaue zwischen Ranna und Michelfeld” v. 19.3.1998, RABI. S. 29, ber. RABI. S. 66

(M-V); § 12 Verordnung iiber das Naturschutzgebiet "Gipskarstlandschaft Hainholz" im

Landkreis Osterode am Harz v. 6.4.2000 (Nds.).

131 § 42 HessNatSchG; § 53 Abs. 1 NatSchG Nds.; § 48 Abs. 1 NatSchG Bremen; § 69 Abs. 1
LSchG NRW.
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Beeintrichtigung des Schutzgebietes moglich und zumutbar ist."* Allein wirtschaft-
liche ZweckmaBigkeit rechtfertigt eine fiir besondere Ausnahmesituationen gedachte
Befreiung nicht.'

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Trassenfithrung soweit moglich Na-
turschutzgebiete vermeiden sollte, da hier grundsitzliche Stérungs- und Verdnde-
rungsverbote bestehen. Ist eine Verlegung in einem Naturschutzgebiet mangels
Trassenalternativen unumgénglich, kann fiir das Vorhaben eine Befreiung aus iiber-
wiegenden Griinden des Allgemeinwohls beantragt werden, soweit nicht schon ein
Ausnahmetatbestand in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung einschlidgig ist. Die
Erteilung einer Befreiung diirfte in Anbetracht des hohen Gewichts der fiir die Rohr-
leitung sprechenden 6ffentlichen Interessen nicht ausgeschlossen sein.

b) Nationalparke

In Deutschland gibt es 14 Nationalparke. Auf der in Betracht kommenden Route
einer Rohrleitung von Kaliregion an der Werra bis zum Oberlauf der Weser befindet
sich kein Nationalpark. Erst wenn die Leitung bis zum Flussdstuar der Weser oder
bis zur Nordsee gelegt wird, beriihrt oder durchschneidet sie den Nationalpark ,,Nie-
dersidchsisches Wattenmeer* (sieche Karte 5). Da der Nationalpark ,,Niedersédchsi-
sches Wattenmeer* hauptsdchlich bei den Trassenvarianten: Einleitung in den Flus-
siastuar Weser oder Ems bzw. Einleitung in die Nordsee oder AWZ relevant ist, wer-
den die Anforderungen des Nationalparkgesetz unter C.III. erortert. Gleiches gilt fiir
die Weltnaturerbestitte ,, Wattenmeer*

¢) ,Natura 2000“ Gebiete

Gemil Art. 4 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie™ haben die Mitgliedstaaten seit 1979
die fiir die Erhaltung besonders zu schiitzender Vogelarten die zahlen- und fldchen-
mifig geeignetsten Gebiete als Schutzgebiete auszuweisen. Lange Jahre wurden die
Richtlinie und ihre Konsequenzen fiir die Zulédssigkeit von Vorhaben in Deutschland
unterschatzt'” und nicht richtlinienkonform angewandt. Mit den seit 1992 gemél
Art. 4 Flora-Fauna-Habitat-(FFH)-Richtlinie"® auszuwdhlenden und bis 2010 auszu-
weisenden FFH-Gebieten wurde der europdische Gebietsschutz auf besonders
schutzbediirftige Lebensrdume und Tier- und Pflanzenarten erweitert, um ein europa-
isches Schutzgebietsnetz ,,Natura 2000 zu schaffen. Die Implementierung der FFH-
Richtlinie ins nationale Naturschutzrecht sorgte — unterstiitzt durch die strenge
Rechtsprechung des Europiischen Gerichtshofes — fiir eine deutliche Erweiterung
des gebietsbezogenen Naturschutzes, wobei auch die Vogelschutzgebiete ins richtige

132 Vgl. Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch (2003), § 22 Rn. 51.

133 BayVGH Urt. v. 8.8.1996 — 22 B 94.2465 —, NuR 1997, 291 (293); Gassner/Bendomir-
Kahlo/Schmidt-Réantsch (2003), § 22 Rn. 51.

134 RL (EG) Nr. 79/409 des Rates v. 2. 4. 1979 iiber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten,
ABIL. Nr. L 103 v. 25. 4. 1979, S. 1 ff.

% Art. 4 Abs. 4 VS-Richtline.

136 RL (EG) Nr. 92/43 des Rates v. 21. 5. 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie
der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABI. Nr. L 206 v. 22. 7. 1992, S. 7 ff.
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Licht riickten. Mittlerweile gilt der Auswahlprozess von Vogelschutz- und FFH-
Gebieten als abgeschlossen."”’” Insgesamt erfassen die ,,Natura 2000 Gebiete rund 14
Prozent der terrestrischen Landfliche Deutschlands und grofle Teile des Watten-
meers und der AWZ (siehe Karten 7 und 8).

Grundsatzlich gelten fiir Vogel- und FFH-Gebiete unterschiedliche Schutzanfor-
derungen (Art. 4 Abs. 4 Vogelschutzrichtlinie und Art. 6 Abs. 2-4 FFH-Richtlinie).
Soweit Vogelschutzgebiete rechtsformlich ausgewiesen sind, gilt fiir sie seit 1992
allerdings das Schutzregime FFH-Richtlinie (Art. 7 FFH-Richtlinie), welches anders
als die Vogelschutzrichtlinie weitergehende Ausnahmen vom Gebietsschutz vorsieht.
Aufgrund dieser fiir Vorhaben vorteilhafteren Rechtslage sind mittlerweile die meis-
ten Vogelschutzgebiete entweder als Schutzgebiete oder zumindest durch eine all-
gemeine Rechtsverordnung rechtsformlich ausgewiesen,'*® so dass hier im Folgenden
nur auf das Schutzregime der FFH-Richtlinie eingegangen wird.

FFH-Richtlinie und ihre Instrumenten zielen darauf ab, einen giinstigen Erhal-
tungszustand der natiirlichen Lebensrdume und wildlebenden Tier- und Pflanzenar-
ten von gemeinschaftlichem Interesse zu bewahren oder wiederherzustellen (Art. 2
Abs. 2 FFH-Richtlinie). Der Europidische Gerichtshof (EuGH) betonte wiederholt,
dass der nationale Habitat- und Artenschutz aufgrund seiner Bedeutung fiir das ge-
meinsame europdische Erbe eine besondere Verantwortung fiir den Mitgliedstaat
begriindet, weshalb es neben der hinreichenden Klarheit und Bestimmtheit insbeson-
dere auf die Genauigkeit der umsetzenden nationalen Rechtsvorschriften ankommt."”’
Die strenge, am Naturschutz orientierte Rechtsprechung des EuGH ist bei der An-
wendung und Auslegung der nationalen Rechtsédtze zur Umsetzung des europdischen
Naturschutzrechts zu beachten.'® Dies gilt sowohl fiir den Habitatschutz als auch fiir
den noch unter 6. zu behandelnden Artenschutz.

Das europdische Naturschutzrecht bedarf der Umsetzung ins nationale Recht.
Dies ist beim Habitatschutz rahmenrechtlich mit §§ 32-38 BNatSchG (§§ 31-36
BNatSchG n.F.) und landesrechtlich in Hessen, Niedersachsen, Bremen und Nord-
rhein-Westfalen mit §§ 32-34 HessNatSchG, §§ 34a-34c NatSchG Nds, §§ 26a-26d
NatSchG Bremen und §§ 48a-48e LSchG NRW geschehen und wird zukiinftig mit
§§ 31-36 BNatSchG n.F. unmittelbar bundesrechtlich verbindlich sein.

Zum Schutz von Natura 2000 Gebieten und der zu treffenden Erhaltungs- und
EntwicklungsmaBBnahmen enthdlt Art. 6 Abs.2 FFH-RL ein allgemeines

137 Eine Erdrterung von faktischen Vogelschutzgebieten und potentiellen FFH-Gebieten kann

daher hier unterbleiben.

138 Z.B. Verordnung iiber die Natura 2000-Gebiete in Hessen, v. 16.1.2008, HessGVBI. I S. 30;
Verordnung zur Festsetzung von natiirlichen Lebensrdumen und Arten von gemeinschaftli-
chem Interesse sowie von Europdischen Vogelarten nach § 26 Abs. 3a und § 26a Abs. 2 des
Thiiringer Gesetzes fiir Natur und Landschaft (Thiiringer Natura 2000-Erhaltungsziele-
Verordnung -ThiirNEzVO-), v. 29.5.2008, ThiirGVBI. 2008, 181.

139 EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 21 ff.; Urt. v. 10.1.2006 —
Rs. C-98/03 —, Slg. 2006, I-53 Rn. 59; Urt. v. 10.5.2007 — Rs. C-508/04 —, Slg. 2007, 1-03787
Rn. 58, 73.

140 Vgl. den Rechtsprechungsiiberblick bei Palme NuR 2007, 249 ff.
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Verschlechterungs- und Storungsverbot, das fiir alle Aktivitdten und vorhersehba-
ren Ereignisse — auch auflerhalb der Schutzgebiete — gilt und gemédll dem EuGH auch
Verschlechterungen umfasst, die aus Unachtsamkeit oder Unterlassen entstehen.'
Bei Projekten, wozu alle genehmigungspflichtigen Vorhaben zéhlen,'* sowie bei
behordlichen Planen'* verlangen Art. 6 Abs. 3 FFH-RL und ihm folgend § 34 Abs. 1
BNatSchG/BNatSchG n.F. sowie die Landesnaturschutzgesetzes die Durchfiihrung
einer Vertraglichkeitspriifung. '** Die zulassungspflichtige Rohrfernleitung ist ein
Projekt i.S.v. Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie und § 34 BNatSchG/BNatSchG n.F. Im
behordlichen Zulassungs- oder Kontrollverfahren (hier im bergrechtlichen Tréger-
verfahren) ist deshalb eine Vertriglichkeitspriifung durchzufiihren, wenn eine er-
hebliche Beeintrachtigung im Rahmen einer Vorpriifung (,,Screening*) anhand ob-
jektiver Umstidnde nicht mit einer jeden verniinftigen Zweifel ausschlieBenden Si-
cherheit ausgeschlossen werden kann.'* Letzteres kann beziiglich der Rohrfernlei-
tung ohne Bezug zum konkreten Einzelfall nicht vorausgesagt werden. Hervorzuhe-
ben ist, dass es nicht nur die Projekte innerhalb eines ,,Natura 2000 Gebietes be-
trifft, sondern auch Projekte auBerhalb von ,Natura 2000“ Gebieten, sofern hier-
durch das Gebiet und seine Schutzziele erheblich beeintrachtigt werden konnen. Dies
ist insbesondere bei der Einleitung in der Néhe eines ,,Natura 2000 Gebietes zu be-
achten, da durch Stromungen und Vermischungen im Wasser die Salzabwésser in ein
,Natura 2000 Gebiet eingetragen werden konnen.'* Letzteres gilt insbesondere im
Bereich der Flussidstuare Weser und Ems sowie im Wattenmeer, da hier grofle Teile
»Natura 2000 Gebiete sind und zum Teil nur kleine Bereiche ausgenommen sind
(siehe Karten 8, 9 und 10').

1l EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg. 2005, 1-9017 Rn. 30, 34; Urt. v. 29.1.2004 —
Rs. C-209/02 —, Worschacher Moos, Slg. 2004, 1-1211 Rn. 24 ff.; Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-
127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 38; Europdische Kommission (2000),
S. 25.

Der EuGH versteht den Begriff ,,Projekt* in Anlehnung an die Definition in Art. 1 Abs. 2

zweiter Gedankenstrich UVP-RL 85/337/EWG sehr umfassend (EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs.

C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 23 ff., 34; Urt. v. 11.1.2006 — Rs. C-

98/03 — Deutschland, Slg. 2006, I-53 Rn. 41-45).

Fiir Plane kann wie beim Projektbegriff auf die entsprechende SUP-Richtlinie Bezug genom-

men werden. Ausdriicklich vom Anwendungsbereich des Art. 6 Abs. 3 FFH-RL ausgenommen

sind Projekte und Pline, die unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in Verbindung ste-
hen.

144 EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, [-7405 Rn. 31 ff.

145 EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 43 f;

Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, 1-9017 Rn. 54; BVerwG Urt. v. 17.1.2007 - 9 A

20.05 —, E 128, 1 (Rn. 40, 59). Siehe dazu auch Kock (2005), S. 467.

Vgl. hierzu das Gutachten Winkel/Jiirgens/Uliczka 2007, welches die Stromungsverhiltnisse

und Vermischungen beim Eintrag von Salzabwéssern im Flussdstuar der Ems untersucht.

147 In diesem Bereich befinden sich folgende ,,Natura 2000” Gebiete: an der Weser: 2316-331
Unterweser, 2716-331 Mittlere und Untere Hunte, 2516-331 Nebenarme der Weser mit Stro-
hauser Plate und Juliusplate, 2517-331 Teichfledermaus-Gewésser im Raum Bremerha-
ven/Bremen, 2417-370 Weser bei Bremerhaven, 2817-370 Weser zwischen Ochtummiindung
und Rekum, 2817-301 Werderland; an der Ems: 2507-301 Hund und Paapsand, 2507-331 Un-
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143
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Bezogen auf den Bau der Rohrfernleitung ist davon auszugehen, dass im Falle der
Verlegung durch oder nahe einem ,,Natura 2000* Gebiet eine erhebliche Beeintrich-
tigung aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mit objektiver Sicherheit auszuschlieBen
ist, so dass in diesen Féllen eine gebietsbezogene FFH-Vertrdglichkeitspriifung
durchzufiihren ist. Gleiches gilt fiir eine Einleitung in oder in der Ndhe eines ,,Natura
2000 Gebietes.

aa) FFH-Vertriaglichkeitspriifung

Mit der Vertraglichkeitspriifung nach Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie, § 34 Abs. 2
BNatSchG/BNatSchG n.F. sollen mogliche erhebliche Beeintrachtigungen der Erhal-
tungsziele rechtzeitig erkannt und grundsitzlich verhindert werden. Anders als die
Umweltvertraglichkeitspriifung ist die FFH-Priifung materieller Teil der Zuldssig-
keitsentscheidung. Das Bundesverwaltungsgericht hat aber anerkannt, dass keine
FFH-Vertréaglichkeitspriifung des Gesamtprojektes erforderlich ist, sondern eine ab-
schnittsbezogene Priifung geniigt, wobei die Infrastrukturtrasse (im Urteil eine Bun-
desautobahn) in beliebige Abschnitte eingeteilt werden kann.'** Kumulationswirkun-
gen benachbarter Abschnitte sind allerdings beachtlich.'*

Ein Projekt oder Plan ist i.S.v § 34 Abs. 2 BNatSchG/BNatSchG n.F. nur zuldssig,
wenn Gewissheit besteht, dass aus wissenschaftlicher Sicht keine verniinftigen Zwei-
fel an dem Nichtvorliegen erheblicher Beeintrachtigungen bestehen.'® Die Behorde
hat hierbei die ,,besten einschligigen wissenschaftlichen Ergebnisse* zu Grunde zu
legen. ¥' Allerdings verlangt das gemeinschaftsrechtliche Vorsorgeprinzip kein
»Nullrisiko®, vielmehr ist ein Projekt zuldssig, wenn zweifelsfrei erhebliche Beein-
trachtigungen vermieden werden.'”

Die Zulassungsbehorde'™® muss prognostizieren, inwieweit eine erhebliche Beein-
trachtigung eines Gebietes wahrscheinlich ist. Diese Prognoseentscheidung darf sich
allein auf naturschutzrechtliche Kriterien stiitzen; sonstige 6konomische oder soziale
Belange miissen unberiicksichtigt bleiben.'** Der Genehmigungsbehorde wird aber
bei der FFH-Vertraglichkeitspriifung ein naturschutzfachlicher Prognosespielraumes
zugebilligt, so dass sich die gerichtliche Kontrolle der Priifung v. a. auf die Ange-
messenheit und die korrekte Anwendung der gewihlten Untersuchungsmethode be-

terems und AuBlenems und am Wattenmeer: 2306-301 Nationalpark Niedersachsisches Wat-
tenmeer.

" BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 32 f.

" BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 95.

150 EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, [-7405 Rn. 58 f.

B EuGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 54;
BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 94.

32 EGH Urt. v. 7.9.2004 — Rs. C-127/02 —, Herzmuschelfischerei, Slg. 2004, 1-7405 Rn. 59;

BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 94; Urt. v. 17.1.2007 — 9 A 20.05

—, E 128, 1 (Rn. 60).

Anders als bei Beeintrichtigungen nationaler Schutzgebiete entscheidet hier nicht die Natur-

schutzbehorde, sondern die Genehmigungs- bzw. Planungsbehdrde (Wolf (2005), S. 453).

'3 EuGH Urt. v. 14.4.2005 — Rs. C-441/03 —, Slg. 2005, 1-3043 Rn. 28.
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schréinkt." Die naturschutzfachliche Priifung muss insbesondere enthalten: (1) eine
Erfassung und Beschreibung der mafigeblichen Lebensraumtypen und Arten; (2) die
Bestimmung der Erhaltungs- und Entwicklungsziele der Habitate und der Schutz-
zwecke; (3) eine Prognose der Entwicklung des Gebietes ohne und mit Verwirkli-
chung des Projektes oder Planes sowie (4) eine Darstellung der unvermeidbaren Be-
eintrdchtigungen mit Angaben iiber Wirkfaktoren, Wirkungspfade und Wirkungs-
rdume."

Die Erheblichkeit einer Beeintrachtigung ist anhand der Auswirkungen des Pro-
jekts auf den Erhaltungszustand der Gebietsbestandteile zu beurteilen. Maflgebliches
Beurteilungskriterium ist der giinstige Erhaltungszustand.'”’” Bei Biotopen (geschiitz-
te Lebensraumtypen (LRT)) stellen nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts
Flachenverluste grundsétzlich immer eine erhebliche Beeintrdachtigung dar, da der
giinstige Erhaltungszustand eines LRT voraussetzt, dass die Flachen, die er in die-
sem Gebiet einnimmt, bestindig sind oder sich ausdehnen.'® Dies gilt allerdings
nicht fiir Flachenverluste mit Bagatellcharakter, welche das Bundesverwaltungsge-
richt entsprechend dem ,,Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Be-
stimmung der Erheblichkeit im Rahmen der FFH-VP“'* des Bundesamtes fiir Natur-
schutz bestimmt.'® Als relativen Orientierungswert postuliert die Fachkonvention
die Grenze von 1 Prozent der Fliche eines Lebensraumtyps, ergidnzt um absolute
Orientierungswerte je LRT (z.B. 100 gqm bei LRT 9150 ,,Mitteleuropdischer Orchi-
deen-Kalk-Buchenwald®)."'

Bei geschiitzten Arten verneint das Bundesverwaltungsgericht hingegen einen
Grundsatz, dass im Regelfall jeder Flichenverlust erheblich ist, da Verluste von Ha-
bitatflichen nicht ohne weiteres zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes
der geschiitzten Art fiihren, sondern die Stabilitdt der Population entscheidend ist.'®
Den Orientierungswerten der Fachkonvention des BfN (u.a. mit relativen 1 Prozent-
Wert)'® raumte das Gericht bei Arten eine geringere Bedeutung ein.'® Ein Flachen-
verlust bei einer Art ist unerheblich, wenn die Art auf die verlorenen Fldchen nicht
angewiesen ist oder auf andere Fldchen ohne Qualitits- und Quantitdtsverluste aus-
weichen kann.'®

55 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 74 f.; Gassner/Bendomir-
Kahlo/Schmidt-Réantsch (2003), § 34 Rn. 8 ff., 16.

136 Europdische Kommission (2007a), Ziff. 1.3; Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch
(2003), § 34 Rn. 18 ff.; Schumacher/Fischer-Hiiftle (2003), § 34 Rn. 23.

57 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 94; Urt. v. 17.1.2007 — 9 A 20.05
—, E 128, 1 (Rn. 43).

18 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 124; Urt. v. 17.1.2007 — 9 A
20.05 —, E 128, 1 (Rn. 50)

19 Lambrecht/Trautner (2007).

10 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 125 f.

tol Lambrecht/Trautner (2007), S. 33, 37.

122 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 132.

19 Lambrecht/Trautner (2007), S. 43 ff.

164 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 133.

16 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 132.
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Schutz- und KompensationsmaBnahmen koénnen nach Ansicht des Bundesverwal-
tungsgerichts schon bei der Priifung der Vertrdglichkeit nicht erst bei der Ausnah-
mepriifung beriicksichtigt werden.'® Allerdings miissen Schutz- und Kompensati-
onsmafnahmen eine erhebliche Beeintrichtigung ohne verniinftige Zweifel aus-
schlieBen. Insbesondere Kompensationsmallnahmen werden allerdings regelméfig an
der Zweifelsfreiheit scheitern, da sie i.d.R. erst verzogert wirken und ihr Erfolg sel-
ten mit einer jeden verniinftigen Zweifel ausschliefenden Sicherheit vorhergesagt
werden kann.'” Nur bei den Folgen von Zerschneidungseingriffen sind Kompensati-
onsmaflnahmen eher beriicksichtigungsfdhig, da die Gefdhrdung durch fehlenden
Populationsaustausch ebenfalls nur langfristig eintritt.'® Letzteres wire bei einer
oberirdischen Verlegung der Rohrleitungstrasse von Bedeutung.

Im Ergebnis ist der Bau, der Betrieb der Rohrfernleitung oder die Einleitung der
Salzabwisser in oder in der Néhe eines Natura 2000 Gebietes unzuldssig, wenn die
zustindige Genehmigungsbehorde feststellt, dass eine erhebliche Beeintrichtigung
von geschiitzten Lebensraumtypen oder Arten aus wissenschaftlicher Sicht nicht
ohne Zweifel auszuschlief3en ist.

bb) Ausnahmemoglichkeiten nach Art. 6 Abs. 4 FFH-RL bzw. § 34 Abs. 3-5
BNatSchG/BNatSchG n.F.

Die FFH-Richtlinie sieht mit Art. 6 Abs. 4 die Mdoglichkeit einer Ausnahme fiir
unvertragliche Vorhaben vor. Deutschland hat diese Ausnahmen mit § 34 Abs. 3 bis
5 BNatSchG/BNatSchG n.F. und den entsprechenden Landesregelungen'® umge-
setzt." Fiir die ausnahmsweise Zulassung eines Projektes miissen 3 Voraussetzun-
gen erfiillt sein.'”!

Erstens: Das Vorhaben muss aus zwingenden Griinde des iiberwiegenden o6f-
fentlichen Interesses einschlieBlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art not-
wendig sein (§ 34 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG/BNatSchG n.F.).

Zu der Frage, wann Offentliche Interessen iiberwiegen und was insbesondere
zwingende Griinde sind, hat sich der Europédische Gerichtshof bis jetzt noch nicht
ndher geduBert. Es kann auch nicht auf die Rechtsprechung zu Art. 9 VS-RL zu-
riickgegriffen werden, da diese Ausnahmevorschrift andere Anforderungen stellt und
der Gemeinschaftsgesetzgeber die Ausnahmen hier von vornherein auf wenige
wichtige 6ffentliche Interessen (Volksgesundheit, 6ffentliche Sicherheit) beschrankt
hat.

¢ BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 94.

17 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 94.

% BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 137.

19 7.B. § 34 Abs. 3-5 HessNatSchG; § 26b Abs. 4-6 ThiirNatSchG; § 34c Abs. 3-5 NatSchG
Nds.

Die Verurteilung Deutschlands wegen unzureichender Umsetzung der FFH-Richtlinie (EuGH
C-98/03 v. 10.1.2006, Slg. 2006, 1-53) betraf beim Habitatschutz nur die Sonderregelung fiir
immissionsschutzrechtliche Anlagen.

71 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 137.
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In mehreren Entscheidungen hat sich allerdings das Bundesverwaltungsgericht
mit dem Fragenkomplex befasst. Um feststellen zu konnen, ob andere o6ffentliche
Interessen gegeniiber dem Offentlichen Naturschutzinteresse iiberwiegen, verlangt
das BVerwG, dass die Gegebenheiten des Einzelfalles ndher ermittelt werden.'” In
die Interessenabwidgung diirfen nur 6ffentliche Interessen eingestellt werden, keine
Privatinteressen.'” Daraus folgt allerdings nicht, dass einzig Projekte der offentli-
chen Hand (z.B. Strallen) zuldssig sind, da z.B. auch die Schaffung und Sicherung
von Arbeitsplidtzen durch Ansiedlung oder Erhalt von Unternehmen als beriicksichti-
gungsfihige 6ffentliche Interessen vom Bundesverwaltungsgericht anerkannt sind.'”
Das oOffentliche Interesse, das fiir die Realisierung des Plans bzw. Projekts streitet,
muss allerdings nicht nur gegeniiber dem Erhaltungsinteresse am FFH-Gebiet {iber-
wiegen, sondern es muss zudem auf ,,zwingende Griinde* gestiitzt sein. In seinem
Urteil vom 27.01.2000 hat das BVerwG erstmals deutlich gemacht, dass zwingende
Griinde nicht das Vorliegen von unausweislichen Sachzwingen erfordert, sondern
dass ein ,,durch Vernunft und Verantwortungsbewusstsein geleitetes staatliches Han-
deln“ gemeint sei.'” Diese Rechtsprechung hat das BVerwG in spéteren Urteilen
bestitigt.'’* Damit kann grundsétzlich jedes 6ffentliche Interesse an einem 6ffentlich-
rechtlichen oder auch privaten Vorhaben ein zwingender Grund sein.

Fiir die Rohrfernleitung folgt hieraus, dass grundsétzlich jedes 6ffentliche Interes-
se eine Ausnahme rechtfertigen konnte. Wie schon bei der Eingriffsregelung ausge-
fiihrt, sprechen fiir die Errichtung einer Rohrfernleitung zur umweltschonenderen
Entsorgung von Kalibergbauabwissern folgende offentliche Interessen: Verbesse-
rung des 6kologischen Zustandes von Werra sowie gegebenenfalls Weser und damit
Anndherung oder Erreichung der Ziele der WRRL; Sicherung des Kalibergbaus in
der Region Hessen-Thiiringen fiir die néchsten 50 Jahre verbunden mit der Sicherung
von Arbeitsplitzen und Steuereinnahmen sowie die Bereitstellung von landwirt-
schaftlichen Diingemitteln."” Die 6kologische Verbesserung von Werra und gegebe-
nenfalls Weser ist ein europdisches Ziel der WRRL, welches auf gleicher Hohe mit
den europdischen Zielen der FFH-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie steht.

172 BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (314) = NuR 2000, 448 (452).

173 Vgl. Europidische Kommission (2000), S. 47.

174 Vgl. BVerwG Urt. v. 26.4.2007 — 4 C 12.05 —, E 128, 358 (Rn. 52); Beschluss v. 1.4.2009 —
4 B 62.08 —, NuR 2009, 414 (Rn. 48). Siehe dazu auch Cosack (2002), S. 254. Auch die EG-
Kommission hat in ihren Stellungnahmen, die sie unter den Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 4
UAbs. 2 FFH-RL abzugeben hat, erkennen lassen, dass sie die Sicherung bzw. Ansiedlung
von Industrien als 6ffentliches Interesse akzeptiert; vgl. nur die Stellungnahme der EG-
Kommission vom 19.4.2000 zur Airbus-Erweiterung in Hamburg (Miihlenberger Loch). Zu-
riickhaltender erscheint demgegeniiber die Position der EG-Kommission in ihrer Arbeitshilfe,
siehe Europdische Kommission (2000), S. 49.

' BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (314 f.); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 153.

170 Z.B.BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 153.

177 Vgl. Priambel der Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber einen Gesamtrahmen fiir eine
nachhaltige Kaliproduktion in Hessen und Thiiringen zwischen dem Land Hessen, Freistaat
Thiiringen und der K+S KALI GmbH vom Februar 2009.
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Die FFH-Richtlinie hebt in Art. 6 Abs. 4 UAbs. 2 die Verbesserung der Umwelt
sogar als Rechtfertigungsgrund ausdriicklich hervor, welcher Beeintrichtigungen
prioritdrer Biotope und Arten besonders rechtfertigen kann.'” Ob prioritdre Arten
und Biotope betroffen sind, kann zwar erst bei einer Konkretisierung des Trassenver-
laufs ermittelt werden'”, gleichwohl ist die Frage auch fiir die Rechtfertigung von
Beeintrdchtigungen nicht prioritirer Arten und Biotope im Sinne eines Erst-Recht-
Schlusses interessant. Rechtlich fraglich ist bei dem Ausnahmegrund, ob jede Um-
weltverbesserung geniigt oder ob die Verbesserung einen Bezug zur Beeintriachti-
gung, d.h. zum betroffenen ,,Natura 2000 Gebiet bzw. zum betroffenen Lebens-
raumtyp oder Art, haben muss. Von den Gerichten ist diese Auslegungsfrage noch
nicht geklart wurden. Das Bundesverwaltungsgericht hat sie zwar gesehen, aber
mangels Entscheidungsbediirftigkeit ausdriicklich offen gelassen.”® In der Literatur
iiberwiegt eine enge Auslegung, um kein uferloses Einfallstor zu schaffen, welches
dem strengen Schutzzweck der FFH-Richtlinie nicht entsprechen wiirde."' Aufgrund
der noch ausstehenden richterlichen Klarung dieser Frage sollte fiir die Rohrfernlei-
tung vorsichtshalber von der engeren Auslegungsvariante ausgegangen werden. Dies
hitte zur Konsequenz, dass die Verbesserung der Werra und Weser nicht unter den
benannten Ausnahmegrund subsumiert werden kann, wenn das betroffene ,,Natura
2000 Gebiet keinen rdumlichen und funktionalen Zusammenhang mit der Werra
oder Weser aufweist. Diese einschrankende Auslegung entspriche den Anforderun-
gen der Eingriffsregelung bei der Anrechung von Ausgleichs- und ErsatzmaBnah-
men. Damit kann sich die Verbesserung der Gewiésserqualitdt nur im Falle einer Ver-
legung im Fluss mogliche Beeintrachtigungen von flussbezogenen oder flussbeglei-
tenden ,,Natura 2000 Gebicten'® auf die besondere Rechtfertigung ,,maBgeblich
giinstige Auswirkungen auf die Umwelt* stiitzten. Haben die betroffenen ,,Natura

178 Befinden sich in dem Gebiet prioritire Biotope oder Arten gemiB Anhang I und II FFH-

Richtlinie sind grundsétzlich nur Griinde im Zusammenhang mit der Gesundheit des Men-
schen, der offentlichen Sicherheit oder den mafigeblichen giinstigen Auswirkungen des Pro-
jektes auf die Umwelt beachtlich.

Allein beziiglich einer Einleitung in die Flussédsturare Weser oder Ems sowie ins Wattenmeer

kann schon jetzt festgehalten werden, dass in den dort betroffenen ,,Natura 2000 Gebieten'”

keine prioritdren Arten vorkommen und einzig im Nationalpark ,,Niedersidchsisches Watten-
meer™ ein prioritdre Lebensraumtyp (Nr. 1150: Lagunen des Kiistenraumes (Strandseen)) ge-
schiitzt ist.

180 BVerwG Urt. v. 17.1.2007 — 9 A 20.05 —, E 128, 1 (Rn. 124).

181 Gellermann in: Landmann/Rohmer (Band IV), § 34 BNatSchG Rn. 36; Ramsauer (2000), 601
(609). Es wird befiirchtet, dass sonst z.B. klimaschiitzende Maflnahmen wie der Biomassean-
bau oder die Errichtung von Windkraftanlagen in ,,Natura 2000 Gebieten auf diesen Aus-
nahmegrund gestiitzt werden konnten, obwohl sie mit erheblichen Umweltauswirkungen fiir
geschiitzte Lebensraumtypen oder Arten verbunden sein kdnnen.

182 Bei dem betreffenden Werraabschnitt wiren dies v.a die FFH-Gebiete ,Rohrla-

che von Heringen® DE5026301 / 5026-301 / Hessen und ,,Werra bis Treffurt mit Zufliissen®
DES5328305 / 5328-305 / Thiiringen.
Eine umgekehrte Beeintrachtigung dieser Gebiete durch die Reduzierung des Salzgehaltes in
der Werra ist laut Auskunft der zustdndigen Fachmitarbeiter der zustdndigen Naturschutzbe-
horden bei der ,,Rohrlache” ausgeschlossen und bei der ,,Werra bis Treffurt® eher unwahr-
scheinlich (bei letzterem Vorpriifung empfohlen).
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2000 Gebiete keinen Bezug zur Werra oder Weser, ist die Verbesserung der dorti-
gen Gewaisserqualitdt nur ein ,,normaler” Grund von O6ffentlichem Interesse. Auch
dieser kann allerdings eine Ausnahme bei prioritdren Biotopen und Arten rechtferti-
gen.' Erforderlich ist nur, dass eine Stellungnahme der Kommission eingeholt wird
(Art. 6 Abs. 4 UAbs. 2 FFH-Richtlinie, § 34 Abs. 4 BNatSchG/BNatSchG n.F.).'*

Zweitens: Es diirfen keine zumutbaren Alternativen vorhanden sein, mit denen
der mit dem Vorhaben verfolgte Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren
Beeintridchtigungen zu erreichen ist (§ 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG/BNatSchG n.F.).
Anders als bei der Eingriffsregelung sind hier Standortalternativen zu priifen. Die
Beeintrachtigungen beziehen sich dabei allein auf durch die FFH-Richtlinie und Vo-
gelschutzrichtlinie geschiitzte Gebiete, Lebensraumtypen und Arten.'® Die FFH-
Alternativenpriifung ist nicht Teil der fachplanerischen Abwidgung, so dass der Ge-
nehmigungsbehorde kein Ermessen zusteht, sondern eine uneingeschrinkte gerichtli-
che Kontrolle besteht.'™

Eine Alternative setzt nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts voraus, dass
sich die zuldssigerweise verfolgten Planungsziele trotz gegebenenfalls hinnehmbarer
Abstriche auch mit ihr verfolgen lassen.'™ Die Planungsziele bestimmen sich nach
dem jeweiligen Fachplanungsrecht.'® Im Fall einer Rohrfernleitung besteht — anders
als z.B. bei Fernstralen, Flughdfen, Eisenbahntrassen — kein spezielles Fachpla-
nungsgesetz, vielmehr setzen allein §§ 20 - 23 UVPG fachplanerisches Recht. Die
Vorschriften enthalten allerdings keine Planungsziele, sondern regeln nur das Ge-
nehmigungsverfahren. Mangels einer gesetzlichen Zielkonkretisierung kommt es
daher auf die konkreten Planungsziele im Einzelfall an. Diese sind bei der zu prii-
fende Rohrfernleitung die oben erwédhnten 6ffentlichen und privaten Interessen: Ver-
besserung des Gewisserzustandes von Werra und gegebenenfalls Weser, Erhalt einer
wirtschaftlichen Kaliforderung in Hessen und Thiiringen fiir die ndchsten 50 Jahre.'®
Alternativen, mit denen sich eines dieser beiden Ziele nicht erreichen lassen, sind
somit beim Alternativenvergleich nicht mit einzubeziehen. Allerdings ist die Entsor-
gung der Salzabwisser durch eine Rohrfernleitung (wie die Malinahmeblétter des
Runden Tisches und das Mallnahmepaket der K+S Kali GmbH zeigen) nur eine von

183 BVerwG Urt v. 17.1.2007 — 9 A 20.05 —, E 128, 1 (Rn. 128 f.); Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —,

E 110, 302 (312).

Der Stellungnahme kommt allerdings nach herrschender Ansicht keine Bindungswirkung zu

(Europdische Kommission (2000), S. 54; Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch (2003),

§ 34 Rn. 39; Gellermann in: Landmann/Rohmer (Band 1V), § 34 BNatSchG, Rn. 23).

183 Vgl. BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06
—, NuR 2008, 633 Rn. 170.

186 BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 167.

187 BVerwG, Urt. v. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E 116, 254 (261 f.); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 168.

188 BVerwG Urt. v. 26.4.2007 — 4 C 12.05 —, E 128, 358 (Rn. 52); Beschluss v. 1.4.2009 — 4 B

62.08 —, NuR 2009, 414 (Rn. 48).

Vgl. Priambel der Offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber einen Gesamtrahmen fiir eine

nachhaltige Kaliproduktion in Hessen und Thiiringen zwischen dem Land Hessen, Freistaat

Thiiringen und der K+S KALI GmbH vom Februar 2009.
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mehreren technischen Moglichkeiten, die Einleitungen von Salzabwissern in die
Werra zu stoppen oder zu verringern und die Forderung von Kalisalzen weiter zu
betreiben. Damit ist auch eine Nullvariante — Verzicht auf eine Rohrfernleitung —
eine beriicksichtigungsfihige Alternative.'” Voraussetzung ist aber, dass andere Ent-
sorgungsmoglichkeiten fiir die K&S Kali GmbH zumutbar sind"™', was sowohl tech-
nische als finanzielle Erwdgungen einschlie3t."”> Die Kosten von Vermeidungsan-
strengungen diirfen nicht auBBerhalb jedes verniinftigen Verhéiltnisses zu dem damit
erzielbaren Gewinn fiir die betroffenen Natura 2000 Gebiete stehen.'” Existiert eine
zumutbare Alternative, darf nur diese verwirklicht werden. Der Zulassungsbehorde
ist diesbeziiglich kein Ermessen eingerdumt, weshalb die Ausnahmevorschrift ein
strikt zu beachtendes Vermeidungsverbot enthilt.”* Das Vermeidungsgebot und das
Integrititsinteresse von ,,Natura 2000* darf nur beiseite geschoben werden, soweit
dies mit der Konzeption groffitmdglicher Schonung der durch die FFH-Richtlinie ge-
schiitzten Rechtsgiiter vereinbar ist.'”

Planungsrechtlich relevanter sind alternative Standorte fiir Einleitung und Tras-
senalternativen. Eine Einleitung ist sowohl bei der Oberweser, bei der den Flusséstu-
aren Weser oder Ems als auch bei der Nordsee aullerhalb von ,,Natura 2000 Gebie-
ten moglich, auch wenn hierfiir teilweise eine Verldngerung der Rohrleitungstrasse
(ca. 10 km bei der Nordsee) erforderlich ist (siche Karten 7-10). Bei einer Einleitung
aullerhalb von ,,Natura 2000* Gebieten ist aber zu beachten, dass nicht durch Vermi-
schungs- oder Transportprozesse im Wasser (z.B. im Flussdstuar oder im Jadebusen)
doch ,,Natura 2000 Gebiete erheblich beeintrdchtigt werden. Insofern ist eine Ein-
leitung in die Nordsee mit Sicherheitsabstand zum Nationalpark ,,Niedersidchsische
Wattenmeer* zu empfehlen, da man hier naturschutzfachlich und -rechtlich auf der
sicheren Seite ist. Da eine entsprechende Verldngerung einer Nordsee oder Flus-
sistuar-Trasse um 10-15 km nicht als unzumutbar anzusehen ist, wire eine Einlei-
tung in ein ,,Natura 2000 Gebiet auch nicht ausnahmsweise zuldssig. Dabei wire
aber sicherzustellen, dass sich die einzuleitenden Salzabwisser nicht durch Stro-
mungen, Vermischungen etc. auf die ,,Natura 2000“ Gebiete und hierbei insbesonde-
re auf die FFH-Gebiete auswirken.

Gleiches gilt auch fiir die Trasse der Rohrfernleitung. Soweit die Mdglichkeit be-
steht, die Trasse ohne unzumutbaren Aufwand an einem ,,Natura 2000 Gebiet vor-

190 Das BVerwG hat eine Nullvariante nicht generell ausgeschlossen (BVerwG Beschluss v.

1.4.2009 — 4 B 62.08 —, NuR 2009, 414 (Rn. 47)).

Die Zumutbarkeitsgrenze ist Ausfluss des VerhéltnismiBigkeitsprinzips, welches auch im

Europarecht in Art. 5 Abs. 3 EGV verankert ist (BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E

110, 302 (310 f.); Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Rantsch (2003), § 34 Rn. 34) (vgl.

EuGH, Urt. v. 27.6.1990 — C 118/89 —, Slg. 1990, 1-2637 Rn. 12).

192 BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (311); Urt. v. 17.1.2007 — 9 A 20.05 —, E
128, 1 (Rn. 142); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 172.

% BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 172.

194 BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E
116, 254 (Ziff. 11.B.4.a).

193 BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E
116, 254 (Ziff. 11.B.4.a).
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beizufiihren, ohne andere ,,Natura 2000* Gebiete zu beeintrdchtigen, ist diese Tras-
senalternative vorrangig und eine Ausnahme unzuldssig.'® Lassen sich auch bei Al-
ternativtrassen ,,Natura 2000 Gebiete nicht vermeiden, was insbesondere im Gebiet
zwischen Heringen und Hannoversch Miinden der Fall sein kdnnte (siehe Karte
11)"7, miissen die zu erwartenden Beeintridchtigungen in den ,,Natura 2000* Gebie-
ten unter 2 Gesichtspunkten verglichen werden. (1) Nicht erhebliche Beeintrichti-
gungen sind erheblichen Eingriffen vorzuziehen. (2) Prioritdren Lebensraumtypen
und Arten sind gegeniiber Nicht-Prioritiren zu schonen.'”® Eine weitere Gewichtung
zwischen den betroffenen Lebensraumtypen und Arten lehnt das Bundesverwal-
tungsgericht ab.'” Planungsalternativen brauchen deshalb nur so vertieft untersucht,
wie sich einschidtzen lédsst, ob sie fiir prioritdre oder nicht prioritire Schutzgiiter ein
erhebliches Beeintrachtigungspotenzial bergen.

Drittens: SchlieBlich sind zur Sicherung der Gesamtheit und Funktion des
Schutzgebietsnetzes ,,Natura 2000 die notwendigen Ausgleichsmafinahmen (Ko-
hiarenzmaBnahmen) vorzusehen (§ 34 Abs. 5 BNatSchG/BNatSchG n.F.).*”

Die Kohédrenzsicherung gehort trotz der abgetrennten Normierung in § 34 Abs. 5
BNatSchG/BNatSchG n.F. zu den Tatbestandsvoraussetzungen einer Ausnahmeent-
scheidung.” Dies folgt zum einen aus der einheitlichen Regelung in Art. 6 Abs. 4
UAbs. 1 FFH-RL. Zum anderen setzt die ausnahmslose Ausgleichspflicht voraus,
dass Sicherungsmafnahmen iiberhaupt moglich sind.*”

Die KohdrenzmaBBnahmen sollen sicherstellen, dass eine mdgliche Funktionsmin-
derung des gesamten Netzes ,,Natura 2000 aufgrund eines Funktionsverlustes eines
einzelnen Gebiets ausgeglichen wird. Die Kohédrenzmafinahmen sind deshalb an der
jeweils erheblich beeintrachtigen Funktion im Netz ,Natura 2000 auszurichten,*”
und sollen die biogeografische Verteilung und Vernetzung der Lebensraumtypen und
Arten sichern. Die Europdische Kommission nennt als mogliche Kohdrenzmafinah-
men: die Wiederherstellung oder Verbesserung verbleibender Lebensrdume; die
Neuanlage von Lebensrdumen oder die Eingliederung eines neuen Gebietes in das
,Natura 2000 Netz.** Nach Ansicht der Europdischen Kommission muss der Aus-

1% Vgl. BVerwG, Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06

—, NuR 2008, 633 Rn. 170.

In diesem Gebiet sollte daher eine Verkniipfung der Rohrfernleitungstrasse mit der in Planung

befindlichen Bundesautobahn A 44 zwischen Eisenach und Kassel bei der Priifung der Tras-

senalternativen mit in Betracht gezogen werden. Eine parallele Verlegung entspriche auch

dem raumplanerischen Gebot der Trassenbiindelung (sieche oben B.I. 1.).

198 BVerwG, Urt. v. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E 116, 254 (264); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 170.

199 BVerwG, Urt. v. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E 116, 254 (264); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 170.

200 § 34 Abs. 3, 4 Hess NatSchG; § 34c Abs. 3, 4 NatSchG Nds; § 26b Abs. 6 ThiirNatSchG; §
26¢ NatSchG Bremen.

201 Schumacher/Fischer-Hiiftle (2003), § 34 Rn. 72; Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch
(2003), § 34 Rn. 41; Kock (2005), S. 468 ff.

22 Gassner/Bendomir-Kahlo/Schmidt-Réntsch (2003), § 34 Rn. 41.

2% BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 199 f.

204 Europédische Kommission (2000), S. 48 f.; dies. (2007a), Ziff. 1.4.3, 1.5.6.
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gleich normalerweise schon vor dem Eingriff tatsdchlich erfolgt sein.”” Allerdings
sind nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts zeitliche Verzdgerungen beim
Ausgleich von Funktionseinbuflen hinnehmbar, sofern die Erhaltungsziele nicht irre-
versibel geschddigt werden und die Maflnahmen rechtzeitig bis zur Vollendung des
Vorhabens ergriffen werden.** MaBstab fiir die Eignung sind allein naturschutzfach-
liche Kriterien. Hierbei sind aber an die Beurteilung weniger strenge Anforderungen
als an die Eignung von Schadensvermeidungs- und -minderungsmafinahmen zu stel-
len.”” Statt Gewissheit beziiglich der vollen Wirksamkeit geniigt hier eine hohe Er-
folgswahrscheinlichkeit. Die Genehmigungsbehorde verfligt dabei nach Auffassung
des Bundesverwaltungsgerichtes iiber eine naturschutzfachliche Einschitzungspra-
rogative, wobei die gerichtliche Priifung auf eine Vertretbarkeitskontrolle beschrankt
ist.”® Eine verbale Bilanzierung geniigt. Kohdrenzmafinahme konnen Schadensmin-
derungsmafinahmen und auch Ausgleichs- oder ErsatzmafBnahmen i.S.v. § 19
BNatSchG (§ 15 BNatSchG n.F.) sein, sofern hiermit die gleiche Beeintrichtigung
ausgeglichen wird.*”

d) Zusammenfassung Schutzgebiete

Zusammenfassend ist bei den Schutzgebieten folgendes Resiimee zu ziehen. Eine
Rohrfernleitungstrasse sollte Schutzgebiete und hierbei insbesondere europdische
geschiitzte ,,Natura 2000 Gebiete grundsitzlich meiden. Dies gilt sowohl fiir die
Trassenfiihrung als auch fiir die Einleitungsstelle. Bei Naturschutzgebieten kdnnen
bei unvermeidbaren Eingriffen entsprechend der Schutzgebietsverordnung oder kraft
Landesnaturschutzgesetz Befreiungen aus iiberwiegenden Griinden des Allgemeinen
Wohls beantragt werden. In Anbetracht der gewichtigen 6ffentlichen Interessen: 6-
kologische Verbesserung der Werra und gegebenenfalls Weser entsprechend den
Zielen der europdischen Wasserrahmenrichtlinie sowie Erhalt der Kaliférderung im
Gebiet Hessen und Thiiringen, diirfte regelméBig eine Befreiungslage gegeben sein.
Der strengste Schutzmalistab besteht bei ,,Natura 2000 Gebieten. Wird im Rahmen
der erforderlichen FFH-Vertriglichkeitspriifung festgestellt, dass erhebliche Beein-
trachtigungen des Gebietes sich nicht ohne verniinftige Zweifel ausschlieen lassen,
ist das Vorhaben im betroffenen Gebiet grundsitzlich unzuléssig. Es besteht aller-
dings die Moglichkeit einer Ausnahmeerteilung. Voraussetzung hierfiir ist, dass
zwingende Griinde des liberwiegenden Offentlichen Interesses das Vorhaben in dem

205 Europdische Kommission (2000), S. 48 f.; dies. (2007a), Ziff. 1.4.3, 1.5.6; Schuma-
cher/Fischer-Hiiftle (2003), § 34 Rn. 74.

206 BVerwG Urt. v. 17.1.2007 — 9 A 20.05 —, E 128, 1 (Rn. 148); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 200.

27 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 201. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat einen Flachenausgleich von 1:3 (beeintrichtigte Flache : Ausgleichsfliche) als aus-
reichend angesehen (aaO Rn. 206 ff.).

2% BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 202.

209 Doppelanrechnungen sind jedoch unzuléssig (BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR
2008, 633 Rn. 203).
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Gebiet erfordern, keine weniger belastende Standort- oder Ausfiihrungsalternativen
bestehen und die Funktion des gesamten Netzes ,,Natura 2000* durch entsprechende
Ausgleichsmafinahmen dauerhaft gesichert ist. Eine Ausnahmegenehmigung ist trotz
der gewichtigen offentlichen Interessen aber als wenig wahrscheinlich einzustufen,
da in der Regel eine zumutbare Standortalternative vorhanden sein wird.

6. Artenschutz und gesetzlicher Biotopschutz

Naturschutz endet nicht an den Schutzgebietsgrenzen. Vielmehr sichern der ge-
setzliche Biotopschutz in § 30 BNatSchG/BNatSchG n.F. 1.V.m. den entsprechenden
Landesregelungen und der gesetzliche Artenschutz in §§ 39-44 BNatSchG (§§ 39-46
BNatSchG n.F.) Arten und Biotope auBlerhalb von Schutzgebieten. Dabei ist aber
nicht jedes Biotop oder jede Art gleich stark geschiitzt. Arten und Biotope konnen
durch den Bau der Rohrfernleitung und durch die Einleitung der Salzabwésser erheb-
lich beeintriachtigt werden. Neben den Schutzgebieten ist der Artenschutz daher von
grofler Bedeutung fiir die Rohrfernleitung. Konflikte lassen sich hierbei aber weniger
durch einen optimierten Trassenverlauf als durch eine vorsorgende und riicksichtis-
volle Bausausfiihrung verringern. Ganz vermeiden werden sie sich aber nicht lassen.

a) Gesetzlicher Biotopschutz

Beim gesetzlichen Biotopschutz haben die Bundesldnder geméfl § 30 Abs. 1
BNatSchG (§ 30 Abs. 2 BNatSchG n.F.) bestimmte Biotoptypen kraft Gesetz unter
ein allgemeines Zerstorungs- und Beeintrachtigungsverbot gestellt.’* Das Gebot ent-
spricht dem allgemeinen Zerstorungs- und Verdnderungsverbot bei Naturschutzge-
bieten.”!! Die geschiitzten Biotope bediirfen keiner gesonderten rechtlichen Auswei-
sung durch Naturschutzbehorden, sondern sind bei Vorliegen der Biotopmerkmale
kraft Gesetz geschiitzt. Die Léinder haben jedoch Biotopkartierungen und -
registrierungen vorgenommen, die einen Anhaltspunkt fiir das Vorliegen eines Bio-
tops bieten.””* Die Lander haben gemafy § 30 Abs. 1 BNatSchG Ausnahmevorschrif-
ten erlassen. In Hessen sind Ausnahmen zulédssig, wenn die Beeintrachtigungen der
Biotope ausgleichbar*”’ oder die MaBBnahmen aus iiberwiegenden Griinden des Ge-
meinwohls notwendig sind (§ 31 Abs. 2 HessNatSchG). Entsprechendes gilt in Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen (§§ 28a Abs. 4, 28b Abs. 4 NatSchG Nds; § 62
Abs. 2 LSchG NRW). In Bremen beschranken sich die Ausnahmen auf ausgleichbare
Beeintriachtigungen (§ 48 Abs. 4 NatSchG Bremen), weshalb fiir nicht ausgleichbare
Beeintrichtigungen eine Befreiung®'* notig ist. Mit der 2009 erfolgten Novellierung

210 § 31 HessNatSchG, §§ 28a, 28b NatSchG Nds, § 22a NatSchG Bremen, § 62 LSchG NRW; §
18 ThiirNatSchG.

2 Vgl. § 48 Abs. 1 NatSchG Bremen.

212 In Bremen z.B. mit dem Naturschutzbuch (§ 24 NatSchG Bremen). Vgl. § 30 Abs. 6

BNatSchG-RE.

Entsprechend den Kompensationserfordernissen bei Eingriffen.

214 § 48 Abs. 1 NatSchG Bremen.
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des BNatSchG zum Vollrecht, sind Biotope nun geméf § 30 Abs. 2 BNatSchG n.F.
unmittelbar bundesrechtlich geschiitzt. Auch hier besteht aber nach § 30 Abs. 3
BNatSchG n.F. eine Ausnahmemdglichkeit, sofern die Beeintriachtigung ausgleich-
bar ist, sowie nach § 67 Abs. 1 BNatSchG n.F. die Mdglichkeit einer Befreiung aus
tiberwiegenden Griinden des Allgemeinwohls.

b) Artenschutz

Beim Artenschutz unterscheiden die Naturschutzgesetze zwischen dem allgemei-
nen Artenschutz fiir alle wildlebenden Tier- und Pflanzenarten (§§ 39-41 BNatSchG,
§§ 39-46 BNatSchG n.F.) und dem speziellen Artenschutz fiir besonders oder streng
geschiitzte wildlebende Tier- und Pflanzenarten (§§ 42-43 BNatSchG, §§ 44-46
BNatSchG n.F.), welcher v.a. den europédischen Artenschutz gemif3 Art. 5-9 Vogel-
schutzrichtlinie sowie Art. 12 -16 FFH-Richtlinie umsetzt.

aa) Allgemeiner Artenschutz

Der allgemeine Artenschutz birgt fiir den Bau und Betrieb einer Rohrfernleitung
sowie die Einleitung der Salzabwisser keine groferen Risiken, da sein Schutz auf
mutwillige und unndtige Handlungen beschrénkt ist. Entsprechend § 41 Abs. 1
BNatSchG haben die Bundeslédnder allgemeine Artenschutzverbote erlassen, die es
untersagen, (1.) ,,Tiere mutwillig oder ohne verniinftigen Grund zu fangen, zu ver-
letzten oder zu toten®, (2.) ,,Pflanzen ohne verniinftigen Grund von ihrem Standort
zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestinde niederzuschlagen oder auf sonstige
Weise zu verwiisten® und (3.) ,,Lebensstitten nicht ohne verniinftigen Grund zu be-
eintrdchtigen oder zu zerstdren®. Ab Mérz 2010 besteht mit § 39 Abs. 1 BNatSchG
n.F. eine unmittelbar geltende Bundesregelung. Da am Bau der Rohrfernleitung ein
grofles Offentliches Interesse besteht, wiirden die damit verbundenen Beeintrichti-
gungen von Tieren, Pflanzen oder Lebensstitten grundsétzlich nicht ohne verniinfti-
gen Grund erfolgen, so dass die Verbotstatbestdnde nicht erfiillt waren. Etwas anders
gilt nur fiir Ausfilhrungshandlungen, die (wie schon bei der Eingriffsregelung
erortert) vermeidbar sind und ohne sonstigen verniinftigen Grund erfolgen (z.B. un-
notige Bauwege oder iibermiflige Trassenberdumung). Der allgemeine Artenschutz
geht daher nicht liber das Vermeidungsgebot der Eingriffsregelung hinaus.

bb) Besonderer Artenschutz

GroBere rechtliche Risiken sind beim besonderen Artenschutz zu erwarten, da
dieser aufgrund der européischen Vorgaben einen strengen Schutz bestimmter Tier-
und Pflanzenarten bezweckt (vgl. Art. 12 Abs. 1 FFH-Richtlinie). Die européischen
Artenschutzvorschriften in der Vogelschutz- und FFH-Richtlinie werden vom EuGH
streng und die Ausnahmetatbestéinde restriktiv ausgelegt, was zu einer wiederholten



60 Rechtsgutachten

Verurteilung Deutschlands wegen unzureichender gesetzlicher Implementierung
fihrte.*"

Die Vogelschutzrichtlinie und die FFH-RL wollen die Artenvielfalt sowohl durch
die Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume (Natura 2000) als auch durch die Erhal-
tung bestimmter wildlebenden Tiere und Pflanzen sichern (Art. 2 Abs. 1 FFH-RL).
Européisches Ziel ist es, den giinstigen Erhaltungszustand aller Vogelarten sowie der
in Anhang IV FFH-Richtlinie genannten Tier- und Pflanzenarten zu bewahren oder
wiederherzustellen.?'® Dabei sind jedoch die Anforderungen von Wirtschaft, Gesell-
schaft und Kultur zu wiirdigen (Art. 2 Vogelschutzrichtlinie, Art. 2 Abs. 3 FFH-RL).

(1) Zugriffsverbote

Der Bundesgesetzgeber hat die Verbote und Ausnahmen schon jetzt als unmittel-
bar geltendes Recht in §§ 42, 43 BNatSchG geregelt (§ 11 BNatSchG). Durch die
Novellierung des BNatSchG hat sich nichts Wesentliches geédndert (§§ 44, 45
BNatSchG n.F.). Fiir die Rohrfernleitung sind die Zugriffsverbote in § 42 Abs. 1
BNatSchG (§ 44 Abs. 1 BNatSchG n.F.) sowie die tatbestandliche Freistellung fiir
zuldssige Eingriffe in § 42 Abs. 5 BNatSchG (§ 44 Abs. 5 BNatSchG n.F.) sowie die
Ausnahmeregelung in § 43 Abs. 8 BNatSchG (§ 45 Abs. 7 BNatSchG n.F.) von
Bedeutung. Bei den Zugriffsverboten ist zwischen individualbezogenen und funkti-
onsbezogenen (populationsbezogenen) Verboten zu differenzieren. § 42 Abs. 1
BNatSchG (§ 44 Abs. 1 BNatSchG n.F.) untersagt im Einzelnen:

1. Tiere zu verletzten oder zur téten oder ihre Entwicklungsformen zu bescha-
digen (individualbezogenes Totungs- und Verletzungsverbot)

2. Tiere wihrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-
und Wanderungszeiten so erheblich zu storen, dass der Erhaltungszustand der
lokalen Population sich verschlechtert (funktionsbezogenes Storungsverbot)

3. Fortpflanzungs- und Ruhestitten zu beschiadigen oder zu zerstoren
(individualbezogenes Zerstérungsverbot — Tiere)

4. Pflanzenstandorte zu beschddigen oder zu zerstoren
(individualbezogenes Zerstérungsverbot — Pflanzen)

Die artenschutzrechtliche Priifung hat sowohl bei der Erfassung wie bei der Be-
wertung moglicher Betroffenheiten ausschlieBlich nach wissenschaftlichen Kriterien
zu erfolgen. Der Genehmigungsbehdrde steht aber bei der Beurteilung eine natur-
schutzfachliche Einschiatzungsprirogative zu.?'” Die Tatbestdnde sind auch erfiillt,

213 Zuletzt am 10.1.2006 (EuGH Urt. Rs. C-98/03 (Deutschland), Slg. 2006, I-53 Rn. 53 ff.).
Erstmals schon 1987 hinsichtlich der Vogelschutzrichtlinie (EuGH Urt. Rs. 412/85 (Deutsch-
land), Slg. 1987, 3503 Rn. 13 ff.).

Anders als die Vogelschutzrichtlinie, deren Tatbestdnde grundsétzlich alle in Europa heimi-
schen Wildvogelarten schiitzen (Art. 1 VS-RL), beschrinkt sich der Schutz der FFH-RL auf
eine Auswahl gefahrdeter oder bedeutsamer Tier- und Pflanzenarten (Anhang IV FFH-RL).
Die in Anhang IV aufgelisteten streng zu schiitzenden Arten sind begrifflich nicht mit den in
Anhang II gekennzeichneten prioritiren Arten gleichzusetzen, auch wenn es weitgehende U-
bereinstimmungen gibt.

27 BVerwG Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 64 f., 106.
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wenn sich die Stérung oder Verletzung als unausweisliche Konsequenz eines im Ub-
rigen rechtmédBigen Verwaltungshandelns erweist. *"* Entgegen den europdischen
Vorgaben ist im BNatSchG keines der Verbote auf vorsitzliche*”” Handlungen be-
schrinkt, so dass selbst fahrldssige Verletzungen erfasst sind. Durch den Bau einer
Rohrleitung (z.B. Berdumung der Trasse und Zufahrtswege) und durch die Einlei-
tung der Salzabwisser konnen alle Verbotstatbestinde verletzt werden.

Im Einzelnen ist beim Bau der Rohrfernleitung und bei der Einleitung folgendes
zu berticksichtigen:

Das individualbezogene®” Verletzungs- und Toétungsverbot ldsst sich weitge-
hend einhalten, wenn vor der Berdumung eine Begehung der Trasse erfolgt, bei der
mogliche besonders geschiitzte Tiere und Entwicklungsformen verscheucht oder ver-
setzt werden. Ein gleichwohl verbleibendes Restrisiko ist vom Bundesverwaltungs-
gericht als zuldssig anerkannt, solange sich nicht das allgemeine Lebensrisiko der
Tiere signifikant erhoht.*'

Das funktionsbezogene Storungsverbot ist auf bestimmte Zeiten beschrinkt. Er-
hebliche Storungen konnen u.a. sein: Verkleinerung von Jagdhabitaten, Trennwir-
kungen, Irritation durch akustische oder optische Effekte.”* Diese Effekte konnen
insbesondere beim Bau der Rohrleitung auftreten. Aber auch die Erh6hung der Salz-
und Néahrstoffkonzentration an der Einleitungsstelle kann Stérungen hervorrufen und
Tiere vertreiben.”” Stérungen sollten durch Vermeidungs- und Minderungsmafnah-
men unterhalb der Schwelle der Populationswirksamkeit bleiben.”* Bei der Errich-
tung ist deshalb darauf zu achten, dass BaumaBnahmen nach Moglichkeit nicht in
den Storungszeiten erfolgen bzw. sie mit Gewissheit Populationen nicht erheblich
storen konnen. Soweit Storungen permanent an der Einleitungsstelle auftreten kon-
nen, sind diese durch Lage und technische Gestaltung der Einleitung (z.B. Stro-
mungsdesign) weitgehend zu minimieren.

218 EuGH Urt. v. 30.1.2002 — C-103/00 —, Slg. 2002, I-1163 Rn. 28 ff.; Urt. v. 20.5.2005 — C-
6/04 —, Slg. 2005, 1-9017 Rn. 109-113; BVerwG Urt. v. 16.3.2006 — 4 A 1075.04 —, E 125,
116 (Rn. 559 f.); Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 91 m.w.N.

29 Der EuGH legt den Begriff ,,absichtlich® in Art. 12 Abs. 1, 13 Abs. 1 FFH-Richtlinie und Art.
5 Vogelschutzrichtlinie nicht im Sinne des deutschen Absichtsbegriffs, sondern seit dem Ca-
retta-Urteils im Jahr 2006 ausdriicklich dahingehend aus, dass auch die zumindest in Kauf ge-
nommene Storung absichtlich im Sinne der Richtlinie ist (EuGH Urt. v. 18.5.2006 — Rs. C-
221/04 —, Fischotter, Slg. 2006, 1-4515 Rn. 71; Urt. v. 30.1.2002 — Rs. C-103/00 —, Caretta-
Caretta, Slg. 2002, I-1147 Rn. 36, 39.

20 BVerwG Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 91 m.w.N.

2 BVerwG Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 91; Urt. v. 12.3.2008 — 9 A
3.06 —, NuR 2008, 633, Rn. 219.

2 BVerwG Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 105; Urt. v. 12.3.2008 — 9 A

3.06 —, NuR 2008, 633, Rn. 230.

Mogliche von der Einleitung betroffene Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind:

Schweinswal, Biber oder Fischotter.

% BVerwG Urt. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 105.
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Der individualbezogene®” Schutz der Fortpflanzungs- und Ruhestitte umfasst
z.B. Quartiersbdume von Fledermiusen, Baum- und Felshohlen, Vogelnester sowie
die nétigen Lebens- und Standortstrukturen.”® Der Schutz gilt fir alle regelmiBig
genutzte Quartiere auch auBlerhalb Fortpflanzungszeit, soweit keine nutzbaren Aus-
weichmoglichkeiten bestehen.”” Er gilt nicht fiir potentielle oder aufgegebene Stit-
ten oder Nahrungs- oder Jagdhabitate.”® Um eine Verletzung nach Mdoglichkeit zu
vermeiden, ist vor der Trassenberdumung eine naturschutzfachliche Begehung noétig.
Sind Zerstorungen durch den Bau unvermeidbar, kann durch die Schaffung von aus-
reichenden Ausweichmoglichkeiten (z.B. Brutkdsten fiir Flederméuse) eine Tatbe-
standserfiillung vermieden werden. Aufgrund des hohen Konfliktpotentials dieses
Verbotes hat der Bundesgesetzgeber in § 42 Abs. 5 BNatSchG (§ 44 Abs. 5
BNatSchG n.F.) fiir das Zerstorungsverbot eine gesetzliche Tatbestandsbefreiung
eingefiihrt. Danach verletzt ein nach § 19 BNatSchG (§ 15 BNatSchG n.F.) zuléssi-
ger Eingriff nicht das Verbot, wenn die 6kologische Funktion der von dem Eingriff
oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten im rdumlichen Zu-
sammenhang weiterhin erfiillt wird. Diese funktionsbezogene Tatbestandsfreistel-
lung ist nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts europarechtskonform.”” Eine
Funktionserfiillung nehmen die Gerichte an, wenn der Verlust von Quartieren keine
limitierende Wirkung auf die betroffene Population hat oder vorgezogene Aus-
gleichsmaBBnahmen (CEF-Mafinahmen, z.B. Ersatzhabitate) einen Funktionsverlust
verhindern (§ 42 Abs. 5 S. 3 BNatSchG, § 44 Abs. 5 S. 3 BNatSchG n.F.).”° Damit
aber die Funktionsfihigkeit zu keinem Zeitpunkt qualitativ oder quantitativ beein-
triachtigt ist — in diesem Fall wére § 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (§ 44 Abs. 1 Nr. 3
BNatSchG n.F.) tatbestandsméBig und es bliebe nur § 43 Abs. 8 BNatSchG (§ 45
Abs. 7 BNatSchG n.F.) — sind an die CEF-Measures strenge Anforderungen zu stel-
len. Sie miissen gewihrleisten, dass die dkologische Funktion der Lebensstitte der
spezifischen betroffenen Art kontinuierlich erhalten bleibt, wenn nicht gar verbessert
wird.”! Dies setzt voraus, dass Sicherungs- und Ausgleichsmaflnahmen im Zeitpunkt
der Vorhabendurchfiihrung bereits umgesetzt sind und ihre Wirksamkeit iiberwacht
wird. Die MaBBnahmen miissen in einen unmittelbaren sachlichen und rdumlichen-
funktionalen Zusammenhang mit der bedrohten Lebensstétte und Art stehen. Da der
Funktionsbezug artspezifisch ist, richten sich auch die Anforderungen an konkrete

25 BVerwG Urt. v. 16.3.2006 — 4 A 1075.04 —, E 125, 126 Rn. 563; Urt. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —,
NVwZ 2009, 302 Rn. 98.

26 BVerwG Beschl. v. 13.3.2008 — 9 VR 10.07 —, Rn. 31.

27 BVerwG Urt. 21.6.2006 — 9 A 28.05 —, E 126, 166 Rn. 33, 37; Urt. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —,
NuR 2008, 633 Rn. 222; OVG Koblenz Urt. 13.2.2008, NuR 2008, 410/413.

28 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 —9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 222; Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07
—, NVwZ 2009, 302 Rn. 100.

29 BVerwG Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 98. In der Literatur wird dies
aber angezweifelt (z.B. Fehrensen (2009), 13 (17); Mdockel (2008), 57 (63)).

B0 BVerwG Urt. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 98; VGH Kassel Urt. v.
17.6.2008 - 11 C 1975/07.T -, ZUR 2009, 93 (Rn. 68) (bestdtigt von BVerwG Beschluss v.
1.4.2009 — 4 B 62.08 —, NuR 2009, 414 ff.). Zu den CEF-MaBnahmen Européische Kommis-
sion (2007b), Ziff. I11.3.4.d) Rn. 72 - 79. Vgl. hierzu die LANA Hinweise (2006), S. 3 f.

Bl Europiische Kommission (2007b), Ziff. I1.3.4.d) Rn. 74, 76.
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CEF-Measures nach der jeweiligen betroffenen Art.>* Die Gewihrleistungspflicht ist
dabei umso hoher, je bedrohter die Art und je bedeutender der betroffene Standort
ist.

Der Schutz besonders geschiitzter Pflanzen und ihres Standortes vor Entnahme,
Beschiddigung und Zerstorung konnte fiir die Rohrleitung ebenfalls nicht unproble-
matisch sein, da Pflanzen anders als Tieren nur eingeschrinkt Ausweichstandorte
angeboten werden konnen.”” Ob eine Versetzung von Pflanzen noch eine Schutz-
maBnahme oder schon eine tatbestandliche Entnahme ist, ist gerichtlich noch unge-
klart. Sinn und Zweck der Artenschutzverbote sprechen aber eher fiir eine Schutz-
mafBnahme, sofern eine positive Entwicklung am neuen Standort sichergestellt ist.
Dem entsprechend normiert § 42 Abs. 5 S. 4 BNatSchG (§ 44 Abs. 5 S. 4 BNatSchG
n.F.) auch fiir Pflanzen eine funktionsbezogene Tatbestandsfreistellung und die
Moglichkeit vorgezogener Ausgleichsmallnahmen (z.B. Schaffung von Ersatzhabita-
ten durch Renaturierung von Flidchen in rdumlicher Néhe).

(2) Ausnahmemdéglichkeiten

Konnen Vorsorge-, Schutz- und vorgezogene AusgleichsmaBBnahmen gleichwohl
eine Tatbestandserfiillung der Artenschutzverbote nicht verhindern, sehen Art. 9 Vo-
gelschutzrichtlinie und Art. 16 FFH-Richtlinie sowie umsetzend § 43 Abs. 8
BNatSchG (§ 45 Abs. 7 BNatSchG n.F.) die Moglichkeit einer Ausnahmenerteilung
vor. Die Ausnahmegriinde sind gemélB der Rechtsprechung des EuGH restriktiv aus-
zulegen und gestatten nicht jede an sich rechtméBige Handlung.”* Art. 12, 13 und 16
FFH-RL bilden ein in sich stimmiges Regelungssystem, weshalb jede Verletzung
von Art. 16 auch Art. 12 und 13 verletzt.”’ Die Gewidhrung einer Ausnahme muss
das letzte Mittel sein®® und setzt das Vorliegen der folgenden drei Tatbestands-
merkmale voraus.

(a)  Wichtiger Rechtfertigungsgrund

Erstens muss ein wichtiger Grund fiir das Ausnahmebegehren vorliegen. Ent-
sprechend Art. 16 Abs. 1 FFH-RL und Art. 9 Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie erkennt §
43 Abs. 8 BNatSchG (§ 45 Abs. 7 BNatSchG n.F.) u.a. folgende Griinde an, die fiir
den Rohrleitungsbau relevant sein konnen:

Nr. 1 Abwendung erheblicher wasserwirtschaftlicher Schéden,
Nr. 2 Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt,
Nr. 4 malgeblich giinstige Auswirkungen auf die Umwelt,

2 Europiische Kommission (2007b), Ziff. I1.3.4.d) Rn. 76; LANA (2006), S. 4; Kéck (2006), S.

521f.

Bei der Einleitung konnten unter Umstinden die Gewésserpflanzen des Anhang IV FFH-

Richtlinie: Sumpf-Glanzkraut und Schwimmendes Froschkraut betroffen sein.

24 EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, I-9017 Rn. 111, 113. Dem folgend Euro-
paische Kommission (2007b), Ziff. II1.1.2. Rn. 9 -12.

25 EuGH Urt. v. 20.10.2005 — Rs. C-6/04 —, Slg, 2005, 1-9017 Rn. 112.

26 Buropiische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.2. Rn. 38.
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Nr. 5 andere zwingende Griinde des offentlichen Interesses, einschlieflich sol-
cher sozialer oder wirtschaftlicher Art.

Die Abwendung wasserwirtschaftlicher Schiaden setzte bis 2007 nach § 43 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG a.F. erhebliche gemeinwirtschaftliche Schidden voraus, was nach
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bedeutete, dass ein existenziel-
les Interesse der Allgemeinheit an dem betroffenen Volkswirtschaftszweig bestehen
muss.”’ Dies wurde mit der Novelle 2007 gelockert, so dass nunmehr auch erhebli-
che wirtschaftliche Schiden einzelner Betriebe geniigen. Die Rohrfernleitung soll
die chemische Belastung der Werra mit Kaliabwéssern verringern und langfristig
ganz unterbinden und wiirde damit die gegenwartige schon eingetretenen wasser-
wirtschaftlichen Schiden, insbesondere bei der Fischwirtschaft, verringern wenn
nicht gar vollstindig beseitigen. Insofern konnte eine Verletzung von Artenschutz-
verboten sich auf den Rechtfertigungsgrund Nr. 1. stiitzen.

Der Ausnahmetatbestand ,,Schutz der heimischen Tier- und Pflanzenwelt“** dient
in erster Linie dem Schutz vor sich iiberméBig ausbreitenden besonders geschiitzten
Arten.”” Zwar haben sich durch die Salzeinleitung gebietsfremde Tier- und Pflan-
zenarten in der Weser und Werra ausgebreitet und dabei auch heimische Arten ver-
driangt. Diese Arten sind aber zum einen nach unseren Kenntnissen keine besonders
geschiitzten Arten. Zum anderen fehlt es bei den hier in Betracht kommenden Ver-
letzungen von Artenschutzverboten aufgrund des Baus der Rohrleitung und der Ein-
leitung von Salzabwissern an einem Bezug zu diesen zugewanderten Arten. Nr. 2
scheidet daher als Rechtfertigungsgrund aus.

Hinsichtlich der Frage der mafigeblich giinstigen Auswirkungen auf die Umwelt
kann auf die Ausfithrungen zu dem gleichlautenden Rechtfertigungsgrund in § 34
Abs. 4 BNatSchG/BNatSchG n.F. (siche B.III.5.c.bb.) verwiesen werden. Gemal der
engeren restriktiveren Ansicht kommt eine Rechtfertigung kommt nur in Betracht,
wenn durch die Rohrleitung Arten und Lebensstitten in oder an Werra und Weser
beeintriachtigt werden, da nur in diesem Fall ein hinreichender Bezug gegeben ist.
Eine weite Auslegung des Rechtfertigungsgrundes wiirde diesen hingegen ausufern
lassen und den Artenschutz entgegen der europdischen Konzeption schwichen, was
der restriktiven Auslegung der Ausnahmegriinde durch den EuGH widersprechen
konnte.

Der neben Nr. 1 wichtigste Rechtfertigungsgrund fiir die Rohrfernleitung diirfte
Nr. 5 sein, welcher alle 6ffentlichen Interessen an der Rohrfernleitung erfasst. Hier
kann ebenfalls auf die Ausfiihrungen bei der FFH-Vertraglichkeitspriifung verwiesen
werden (siehe B.III.5.c.bb.). Danach ist insbesondere das europarechtliche und
nationale Interesse an einer Verbesserung des Gewisserzustandes von Werra und
Weser als ein zwingender Grund von liberwiegendem Interesse einzustufen.

(b) Alternativenpriifung

7 BVerwG Urt. v. 18.6.1997 — 6 C 3.97 —, NuR 1998, 541.

238 Ab Mirz 2010 ,,Schutz der natiirlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt” gemdll § 45
Abs. 7 Nr. 2 BNatSchG n.F.

29 Gellermann in: Landmann/Rohmer (Band 1V), § 43 BNatSchG Rn. 23.
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Zweitens darf es keine anderweitige zufrieden stellende Losung geben. Diese
Anforderung entspricht Art. 6 Abs. 4 FFH-RL und beinhaltet eine rdumliche und
sachliche Alternativenpriifung, die sich im Falle einer zumutbaren®* artenschutz-
rechtlichen Alternative zu einem strikt beachtlichen Vermeidungsverbot wandelt,
welches nicht durch eine planerische Abwigung tiberwunden werden kann.”*' Wie
bei der FFH-Vertriglichkeitspriifung sind Standort- oder Ausfiihrungsalternativen
mit geringerer Eingriffsintensitdt zu suchen und vorrangig durchzufiihren, wobei
Abstriche an den Grad der Vollkommenheit der Vorhabenziele hinzunehmen sind.**
Soweit FFH- und Vogelschutzrecht dem Vorhaben am Alternativstandort ebenso
entgegenstehen, kommt dieser Alternative kein Vorrang zu.** Gleiches gilt, wenn
durch die Alternative andere Nachteile einschlieBlich naturschutzexterner Griinde,
wie z.B. libermidflige Kosten, bestehen, die auller Verhiltnis zu Gewinn fiir Natur
und Umwelt stehen.”* Ein Ermessen steht der Behorde anders als bei der fachplane-
rischen Abwigung hier nicht zu, vielmehr ist die Alternativenpriifung voll gericht-
lich kontrollierbar.**

(c)  Ginstiger Erhaltungszustand der betroffenen Population

Drittens miissen die Populationen der betroffenen Art in ihrem natiirlichen
Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung in einem giinstigen Erhaltungszu-
stand verweilen (Art. 16 Abs. 1 S. 1 FFH-Richtlinie) bzw. darf sich nach § 43 Abs.
8 S. 2 BNatSchG (§ 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG n.F.) der Erhaltungszustand nicht ver-
schlechtern. Das Verschlechterungsverbot setzt zweierlei voraus. Zum einen ist der
gegenwirtige Zustand der betroffenen Art sowohl hinsichtlich der lokalen Populati-
on als auch hinsichtlich des Gesamtzustandes im natiirlichen Verbreitungsgebiet zu
ermitteln, wobei dem Ortlichen Zustand groBere und vorrangige Bedeutung
beizumessen ist.*** Entscheidend ist, wieweit sich die Beeintrdchtigung der lokalen
Population auf den Zustand im gesamten Verbreitungsgebiet auswirkt. Zum anderen
sind die Auswirkungen der Ausnahmebewilligung zu priifen. Soll die Art in einem
glinstigen Erhaltungszustand verweilen, darf das vom Artenschutz abweichende

20 GroBere Unannehmlichkeiten und Verhaltensdnderungen sind jedoch hinzunehmen (Européi-

sche Kommission (2007b), Ziff. I11.2.2. Rn. 41).

# BVerwG Urt. v. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. v. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E
116, 254 (262); Urt. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 240; Europdische Kommis-
sion (2007b), Ziff. I11.2.2. Rn. 39; LANA (2006), S. 5.

2 vVgl. BVerwG Urt. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E 116, 254 (Ziff. I1.B.4.a.); Urt. 12.3.2008 — 9 A
3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 240, 170; Urt. v. 15.1.2004 — 4 A 11.02 —, NVwZ 2004, 732 Rn.
42.

# BVerwG Urt. v. 17.5.2002 — 4 A 28.01 —, E 116, 254 (Ziff. IL.B.4.b.); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A
3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 170, 240.

2 BVerwG Urt. v. 9.7.2008 — 9 A 14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 119; Urt. v. 16.3.2006 — 4 A
1075.04 —, E 125, 126 Rn. 567; Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 172, 240.

% BVerwG Urt. 27.1.2000 — 4 C 2.99 —, E 110, 302 (310); Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR
2008, 633 Rn. 240, 169.

2 BVerwG Urt. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 249; Urt. 16.3.2006 — 4 A 1075.04
—, E 125, 126 Rn. 572; Europidische Kommission (2007b), Ziff. 111.2.3. Rn. 46, 49 f., 52.
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Vorhaben die betroffene Population, ihre Aussichten und ihr Verbreitungsgebiet
nicht erheblich beeintrachtigen.””’ Dies beinhaltet, dass die Art langfristig weiterhin
ein lebensfihiges Element ihres natiirlichen Lebensraumes bilden muss, ihr Verbrei-
tungsraum nicht abnimmt und ein gentligend grofler Lebensraum vorhanden sein wird
(Art. 1 lit. i) FFH-RL).” Der Genehmigungsbehorde billigt das Bundesverwaltungs-
gericht hierbei eine naturschutzfachliche Einschidtzungsprarogative zu* und erachtet
es als zuldssig, der Ausnahmepriifung eine Worst-Case-Betrachtung zu Grunde zu
legen.™

Bei einem bereits bestehenden schlechten Erhaltungszustand von Arten (z.B. alle
deutschen Fledermausarten) sind die Anforderungen dabei umso strenger.”' Im All-
gemeinen setzt eine Ausnahmebewilligung voraus, dass alle notwendigen MaBnah-
men getroffen wurden, um den Schutz und das Ziel eines giinstigen Erhaltungszu-
standes der betroffenen Art sicherzustellen.*? Gerichtlich noch ungeklart war bis
kurzem aber die Frage, ob bei einem ungiinstigen Erhaltungszustand eine Ausnahme
nur bei unmittelbarer Gefidhrdung hochster Giiter oder schon beim sicheren Aus-
schluss einer weiteren Verschlechterung gewéhrt werden kann. Der EuGH hatte in
zwel Urteilen entschieden, dass der ,,glinstige* Erhaltungszustand eine unabdingbare
Voraussetzung ist und hiervon nur unter auflergewohnlichen Umstdnden Ausnahmen
zuldssig sind, ohne allerdings Finnland wegen der erteilten Ausnahmegenehmigun-
gen zum Abschuss von Wolfen zu verurteilen.”?

Das Bundesverwaltungsgericht hat nunmehr aktuell entschieden, dass eine Aus-
nahme trotz ungiinstigen Erhaltungszustandes keiner Gefdhrdung hdochster Giiter
bedarf, vielmehr schon eine Verbesserung des Zustandes durch vorhabenbegleitende
AusgleichsmafBnahmen geniigt, was als ein auBlergewohnlicher Umstand 1.S.d. der
Rechtsprechung des EuGH anzusehen ist.”* Somit konnte im Fall einer Beeintrachti-
gung von Arten, die sich in einem ungiinstigen Zustand befinden, durch entspre-
chende iiberkompensierende Ausgleichsmaflnahmen eine Ausnahme erteilt werden.
Dies entspricht der Auffassung der Europdischen Kommission, die es trotz der feh-
lenden Erwdhnung in der Richtlinie als zuldssig erachtet, im Fall von Art. 12 Abs. 1
lit. d) FFH-RL (Fortpflanzungs- und Ruhestitten) eine Verschlechterung des Zustan-
des durch Kompensationsmafinahmen auszugleichen.?’ Dabei sind die negativen
Wirkungen aber vollumfianglich entsprechend den Anforderungen der Art auszuglei-

27 Europiische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 51.

8 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 249.

* BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 242.

250 BVerwG Beschl. v. 13.3.2008 — 9 VR 10.07 —, NuR 2008, 495 Rn. 30; Urt. v. 9.7.2008 — 9 A

14.07 —, NVwZ 2009, 302 Rn. 63.

MaBstab ist hier gleichwohl der aktuelle, ungiinstige Zustand und nicht ein angestrebter giins-

tiger Erhaltungszustand (LANA (2006), S. 6).

2 Europiische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 53 lit. a).

253 EuGH Urt. Rs. C-508/04 (Osterreich), Slg. 2007, 1-03787 Rn. 115; Urt. Rs. C-342/05 (Canis
lupus), Slg. 2007, I-04713 Rn. 28 ff.

24 BVerwG Urt. v. 12.3.2008 — 9 A 3.06 —, NuR 2008, 633 Rn. 259, 266 f.; Beschl. v. 1.4.2009 —
4 B 62.08 —, NuR 2009, 414 Rn. 39 ff.; VGH Kassel Urt. v. 17.6.2008 —11 C 1975/07.T —,
ZUR 2009, 93 Rn. 42 ff.

253 Europdische Kommission, (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 53 lit. ¢), 55 ff.; LANA (2006), S. 6.
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chen.”® Um die Kompensationswirkung tatsdchlich zu gewihrleisten, sollten die
MaBnahmen schon vor dem Eingriff wirksam sein (vorgezogener Ausgleich).”’ Die
Kommission betont, dass Kompensationsmallnahmen nicht die Voraussetzungen von
Art. 16 FFH-RL entwerten diirfen.

c) Zusammenfassung

Zusammengefasst lassen sich die artenschutzrechtlichen Anforderungen an den
Bau einer Rohrfernleitung und an eine Einleitung von Salzabwéssern wie folgt um-
schreiben. Naturschutzrechtlich sind auflerhalb wie innerhalb von Schutzgebieten
bestimmte Biotope und Arten kraft Gesetz geschiitzt, ohne dass es einer weiteren
rechtsformlichen Ausweisung von Gebieten bedarf.

Bei Biotopen folgt dies allein aus dem nationalen Recht. GemiB3 § 30 BNatSchG
haben die Lander bestimmte Biotope bezeichnet und unter ein generelles Zersto-
rungs- und Beeintrachtigungsverbot gestellt. Ab Mérz 2010 erfolgt dies durch § 30
Abs. 2 BNatSchG n.F. unmittelbar durch Bundesrecht. Von diesem Verbot sind al-
lerdings Ausnahmen oder Befreiungen zuldssig, wenn die Beeintrdchtigungen i.S.v.
§ 19 Abs. 2 BNatSchG (§§ 15 Abs. 2, 67 Abs. 1 BNatSchG n.F.) ausgeglichen wer-
den oder iliberwiegende Griinde des Gemeinwohls eine Ausnahme erfordern. Die
Ausgleichbarkeit kann allerdings nur im Einzelfall beurteilt werden. Fiir den Bau der
Rohrfernleitung sprechen aber gewichtige 6ffentlichen Interessen: Verbesserung des
Okologischen Zustandes von Werra und gegebenenfalls Weser entsprechend den
Zielen der WRRL sowie Erhalt der Kaliproduktion in Hessen und Thiiringen, so dass
eine Ausnahme- oder Befreiungserteilung nicht unwahrscheinlich ist.

Bei Arten besteht ein zweiteiliger Schutz. Der allgemeine Artenschutz gemal §§
39-41 BNatSchG/BNatSchG n.F. verbietet nur jede mutwillige bzw. ohne verniinf-
tigen Grund erfolgte Beeintrdchtigung von wildlebenden Tieren und Pflanzen. Dies
ist beim Bau der Rohrfernleitung aufgrund der damit verbundenen berechtigten Inte-
ressen nicht der Fall, soweit die Beeintrachtigungen nicht vermeidbar sind.

Deutlich strenger ist der besondere Artenschutz fiir gesetzlich ausgewéhlte beson-
ders und streng geschiitzte Arten, welcher durch die europédische FFH-Richtlinie und
Vogelschutzrichtlinie vorgegeben ist. Eine Verletzung der Zugriffsverbote in § 42
Abs. 1 BNatSchG (§ 44 Abs. 1 BNatSchG n.F.), insbesondere durch den Bau der
Leitung, ist in Anbetracht der Trassenldnge und der Vielzahl der geschiitzten Arten
(z.B. alle Fledermausarten) nicht unwahrscheinlich. Versté3e konnen aber durch
eine Begehung der Trasse vor Rdumung, durch zeitliche Riicksichtnahme bei den
BaumaBnahmen und auch durch vorgezogene Ausgleichsmaflnahmen minimiert wer-

256 Europidische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 55. Die Ausweitung der Kompensati-

onsmoglichkeit auf alle Artenschutzverbote durch die LANA (2006), S. 6., geht daher weit
iiber den Kommissionsvorschlag hinaus und diirfte nicht mehr dem einheitlich zu betrachten-
den System der Art. 12, 13, 16 FFH-RL entsprechen. Im Ubrigen stellt sich die praktische
Frage, ob und wie z. B. Stérungen einer Art artspezifisch und vollumfanglich kompensiert
werden konnten, da Stérungen i. d. R. irreversibel sind.

27 Europdische Kommission (2007b), Ziff. I11.2.3.b. Rn. 55; LANA (2006), S. 6; Gellermann
(2003), S. 393.
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den. Sollte gleichwohl ein Verstol unvermeidbar sein, besteht nach § 43 Abs. 8
BNatSchG (§ 45 Abs. 7 BNatSchG n.F.) die Moglichkeit einer Ausnahme. Hierfiir
missen, dhnlich wie bei ,,Natura 2000, abschlieBend aufgelistete Griinde fiir die
Verletzung sprechen, diirfen keine weniger beeintrachtigende Standort- oder Ausfiih-
rungsalternativen bestehen und darf der Erhaltungszustand der Population der betrof-
fenen Art sich nicht verschlechtern. Rechtfertigungsgrund kénnen alle zwingenden
Griinde von liberwiegendem oOffentlichem Interesse sein, wozu die Ziele der WRRL
zu zdhlen sind. Einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes ist durch Schutz-
und Ausgleichsmafinahmen vorzubeugen. Insgesamt sind der Arten- und Biotop-
schutz (und hierbei insbesondere der besondere Artenschutz) wichtige Priifungs-
punkte bei der Planung und dem Bau einer Rohrfernleitung. Uniiberwindbare Hin-
dernisse gehen aber von diesem nicht aus.

7. Zusammenfassung Naturschutz

Das Naturschutzrecht dient dem Schutz von Natur und Landschaft. Schutzgiiter
sind nicht nur Tiere und Pflanzen sowie ihrer Lebensstdtten und Lebensrdume (Bio-
tope), sondern gemill § 1 BNatSchG/BNatSchG n.F. auch die Leistungs- und Funk-
tionsfdhigkeit des Naturhaushaltes, die Regenerations- und nachhaltige Nutzungsfa-
higkeit der Naturgiiter sowie die Vielfalt, Eigenart, Schonheit und Erholungswert
von Natur und Landschaft. Naturschutzrechtlich geschiitzt sind somit auch Bdden
und Gewisser. Das Naturschutzrecht besteht in Deutschland aus dem Bundesnatur-
schutzgesetz sowie den 16 Landesnaturschutzgesetzen. Das deutsche Naturschutz-
recht ist in den letzten 20 Jahren stark vom europidischen Recht beeinflusst und ver-
andert wurden. Mit der Vogelschutz-Richtlinie von 1979 und der Flora-Fauna-
Habitat (FFH)-Richtlinie von 1992 hat die Europdische Gemeinschaft européisches
Naturschutzrecht geschaffen, welches den Schutz bestimmter Gebiete und den all-
gemeinen Schutz von ausgewihlten Tier- und Pflanzenarten bezweckt.

Die Einhaltung der naturschutzrechtlichen Anforderungen ist vollumfénglich im
Rahmen der fiir den Rohrleitungsbau bergrechtlichen Tragerverfahren zu priifen (§§
57a Abs. 2 und 4 BBergG, § 75 VwV{G). Zum Schutz von Natur und Landschaft
sieht das deutsche Naturschutzrecht verschiedene Instrumente vor, welche die Lan-
der in ihren Naturschutzgesetzen entsprechend den Vorgaben des BNatSchG rechts-
verbindlich regeln. Sie lassen sich differenzieren in Planungsinstrumente (Land-
schaftsplanung: §§ 13-17 BNatSchG (§§ 8-12 BNatSchG n.F.)), Instrumente zum
allgemeinen Schutz vor und Ausgleich von Beeintrachtigungen (Eingriffsregelung:
§§ 18-21 BNatSchG (§§ 13-18 BNatSchG n.F.), Umweltschadenshaftung: § 21a
BNatSchG (§ 19 BNatSchG)), Instrumente zum Schutz bestimmter wertvoller Gebie-
te oder wertvoller Biotope (Schutzgebiete: §§ 22-29, 32-38 BNatSchG (§§ 20-29,
31-36 BNatSchG n.F.)) sowie zum Schutz bestimmter Arten und Biotope (gesetzli-
cher Biotopschutz: §§ 30, 31 BNatSchG (§ 30 BNatSchG n.F.), Artenschutz: §§ 39-
44 BNatSchG (§§ 39-47 BNatSchG n.F.)). Die Priifung der naturschutzrechtlichen
Anforderungen ist unumgénglich, da die Verlegung einer Rohrleitung und die Einlei-
tung mit Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft verbunden sind, die je nach
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Trassenverlauf, Linge der Leitung, Verlegungsart, Einleitungsort sowie betroffenem
Schutzgut unterschiedlich stark ausfallen konnen. Die Priifung bedeutet aber nicht,
dass das Vorhaben mit groBer Wahrscheinlichkeit am Naturschutz scheitert. Viel-
mehr ist von einer grundsitzlichen Zuldssigkeit des Vorhabens auszugehen, da hier-
fiir gewichtige offentliche Interessen (insbesondere der WRRL) sprechen, die das
Naturschutzrecht auch anerkennt. Das Naturschutzrecht bestimmt daher in erster
Linie Leitplanken fiir eine naturvertrdgliche Errichtung einer Rohrfernleitung mit
dem Zweck vermeidbare Beeintrachtigungen zu unterlassen, nicht vermeidbare Be-
eintrdchtigungen zu kompensieren und bestimmte besonders geschiitzte Natur-
schutzgiiter vorrangig zu schonen.

Im Einzelnen:

¢ Die Landschaftsplanung ist die naturschutzrechtliche Fachplanung fiir alle Be-
lange von Natur und Landschaft. Thre rechtlichen Wirkungen sind jedoch begrenzt,
da die Inhalte der Landschaftsplanung bei Verwaltungsverfahren und anderen Pla-
nungen nur zu beriicksichtigen sind. Somit kénnen aus Landschaftspldnen keine
Festsetzungen resultieren, die einer Rohrleitungsferntrasse verbindlich entgegen-
stehen. Vielmehr sind die Festsetzungen der Landschaftsplanung nur innerhalb des
bergrechtlichen Zulassungsverfahrens zu beriicksichtigen (bei der Planung als In-
formationsquelle und in der Abwégung als einzustellender Belang).

¢ Dic Eingriffsregelung ist Gegenstand des Zulassungsverfahrens, da mit der Rohr-
fernleitung Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden sind. Bei der Errichtung
und dem Betrieb der Leitung sind vermeidbare Beeintrachtigungen zu unterlassen.
Dies betrifft allerdings nicht das ,,ob* und den Standort der Rohrleitung. Nicht
vermeidbare Beeintrdachtigungen sind durch Ausgleichsmaflnahmen wiederherzu-
stellen, wobei hierbei ein funktioneller, rdumlicher und zeitlicher Zusammenhang
sicherzustellen ist. Ist dies nicht moglich, sind die Beeintrdchtigungen durch sons-
tige ErsatzmaBnahmen in gleichwertiger Weise zu kompensieren, wobei auch hier
ein rdumlicher, zeitlicher und gelockerter funktioneller Zusammenhang gewéhr-
leistet sein muss. Die Verbesserung des dkologischen Zustandes der Werra und
gegebenenfalls der Weser durch den Bau der Rohrleitung kann deshalb nur als
Ausgleichs- oder ErsatzmaBnahme angerechnet werden, soweit die Trasse in un-
mittelbarer Ndhe der Werra und gegebenenfalls Weser oder in Werra und gege-
benfalls Weser (Alternative Nr. 4) verlduft. Fiir eine flussferne Trassenfiihrung
sind deshalb anderweitige KompensationsmaBBnahmen erforderlich, aber i.d.R.
moglich. Fiir den unwahrscheinlichen Fall, dass Beeintrichtigungen nicht ver-
meidbar und nicht kompensierbar sind, verlangt das Naturschutzrecht eine Abwé-
gung zwischen den betroffenen Naturschutzbelangen und den fiir das Vorhaben
sprechenden Belangen. Den vielfiltigen 6ffentlichen und privaten Interessen an
einer gesicherten Entsorgung der Salzabwésser der K+S Kali GmbH (v.a. die Ver-
besserung des dkologische Zustandes und Erreichung der WRRL-Ziele sowie Si-
cherung des Kalibergbaus in der Region) ist jedoch ein hohes Gewicht zu beschei-
nigen, so dass eine Unzuldssigkeit auch in diesem seltenen Fall nicht wahrschein-
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lich ist. Im Ergebnis steht die Eingriffsregelung einer Rohrfernleitung nicht im
Wege. Sie erfordert aber Malnahmen des Ausgleichs oder Ersatzes von erhebli-
chen Beeintrachtigungen. Ist der Eingriff zuldssig und genehmigt, scheidet eine
dariiber hinaus gehende Umweltschadenshaftung fiir europdische geschiitzte Habi-
tate und Arten gemdll dem Umweltschadensgesetz gemidB3 § 21a Abs. 1 S. 2 Nr. 1
BNatSchG (§ 19 BNatSchG n.F.) aus.

Eine Rohrfernleitungstrasse sollte Schutzgebiete und hierbei insbesondere euro-
pdische geschiitzte ,,Natura 2000 Gebiete grundsitzlich meiden. Dies gilt sowohl
fiir die Trassenfiihrung als auch fiir die Einleitungsstelle. Bei Naturschutzgebieten
konnen bei unvermeidbaren Eingriffen entsprechend der Schutzgebietsverordnung
oder kraft Landesnaturschutzgesetz Befreiungen aus iiberwiegenden Griinden des
Allgemeinen Wohls beantragt werden. In Anbetracht der gewichtigen 6ffentlichen
Interessen: okologische Verbesserung der Werra und gegebenenfalls Weser ent-
sprechend den Zielen der europédischen Wasserrahmenrichtlinie sowie Erhalt der
Kaliférderung im Gebiet Hessen und Thiiringen, diirfte eine Befreiungslage re-
gelméBig gegeben sein. Der strengste Schutzmafistab besteht bei ,,Natura 2000*
Gebieten. Wird im Rahmen der im Einzelfall gegebenfalls erforderlichen FFH-
Vertraglichkeitspriifung festgestellt, dass erhebliche Beeintrichtigungen des Ge-
bietes sich nicht ohne verniinftige Zweifel ausschlieen lassen, ist das Vorhaben
im betroffenen Gebiet grundsétzlich unzulédssig. Es besteht allerdings die Mog-
lichkeit einer Ausnahmeerteilung. Voraussetzung hierfiir ist, dass zwingende
Griinde des iiberwiegenden Offentlichen Interesses das Vorhaben in dem Gebiet
erfordern, keine weniger belastende Standort- oder Ausfiihrungsalternativen be-
stehen und die Funktion des gesamten Netzes ,,Natura 2000* durch entsprechende
Ausgleichsmafinahmen dauerhaft gesichert ist. Trotz der gewichtigen 6ffentlichen
Interessen, die fiir eine Rohrfernleitung sprechen, ist ein Ausnahmegenehmigung
als schwierig anzusehen, da in der Regel eine zumutbare Standortalternative (an-
dere Trassefiihrung oder Einleitungsstelle) vorhanden sein wird.

e Naturschutzrechtlich sind auBlerhalb wie innerhalb von Schutzgebieten bestimmte

Biotope und Arten kraft Gesetz geschiitzt (Artenschutz), ohne dass es einer wei-
teren rechtsformlichen Ausweisung von Gebieten bedarf.

Bei Biotopen folgt dies allein aus dem nationalen Recht. Gemi3 § 30 BNatSchG
haben die Liander bestimmte Biotope bezeichnet und unter ein generelles Zersto-
rungs- und Beeintrachtigungsverbot gestellt. Ab Mérz 2010 erfolgt dies durch § 30
Abs. 2 BNatSchG n.F. unmittelbar durch Bundesrecht. Von diesem Verbot sind al-
lerdings Ausnahmen oder Befreiungen zuldssig, wenn die Beeintrichtigungen
1.S.v. § 19 Abs. 2 BNatSchG (§§ 15 Abs. 2 und 8, 67 Abs. 1 BNatSchG n.F.) aus-
geglichen werden oder iiberwiegende Griinde des Gemeinwohls eine Ausnahme
erfordern. Die Ausgleichbarkeit kann allerdings nur im konkreten Einzelfall beur-
teilt werden. Fiir den Bau der Rohrfernleitung sprechen gewichtige éffentlichen
Interessen: Verbesserung des dkologischen Zustandes von Werra und gegebenen-
falls Weser entsprechend den Zielen der WRRL sowie Erhalt der Kaliproduktion
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in Hessen und Thiiringen, so dass eine Ausnahme- oder Befreiungserteilung nicht
unwahrscheinlich ist.

Bei Arten besteht ein zweiteiliger Schutz. Der allgemeine Artenschutz gemill §§
39-41 BNatSchG/BNatSchG n.F. verbietet nur jede mutwillige bzw. ohne verniinf-
tigen Grund erfolgte Beeintrachtigung von wildlebenden Tieren und Pflanzen.
Dies ist beim Bau der Rohrfernleitung aufgrund der damit verbundenen berechtig-
ten Interessen nicht der Fall, soweit die Beeintrachtigungen nicht vermeidbar sind.
Deutlich strenger ist der besondere Artenschutz fiir gesetzlich ausgewihlte beson-
ders und streng geschiitzte Arten, der gemédll der europédischen FFH-Richtlinie und
Vogelschutzrichtlinie vorgegeben ist. Eine Verletzung der Zugriffsverbote in § 42
Abs. 1 BNatSchG (§ 44 Abs. 1 BNatSchG n.F.), insbesondere durch den Bau der
Leitung, ist in Anbetracht der Trassenldnge und der Vielzahl der geschiitzten Ar-
ten (z.B. alle Fledermausarten) nicht unwahrscheinlich. Verstoe konnen aber
durch eine Begehung der Trasse vor Rdumung, durch zeitliche Riicksichtnahme
bei den BaumaBnahmen und auch durch vorgezogene AusgleichsmaBBnahmen mi-
nimiert werden. Sollte gleichwohl ein Versto3 unvermeidbar sein, besteht nach §
43 Abs. 8 BNatSchG (§ 45 Abs. 7 BNatSchG n.F.) die Moglichkeit einer Ausnah-
me. Hierfiir miissen, dhnlich wie bei ,,Natura 2000 Gebieten, abschlieBend aufge-
listete Griinde fiir die Verletzung sprechen, diirfen keine weniger beeintrdachtigen-
de Standort- oder Ausfiihrungsalternativen bestehen und darf der Erhaltungszu-
stand der Population der betroffenen Art sich nicht verschlechtern. Rechtferti-
gungsgrund konnen alle zwingenden Griinde von iiberwiegendem 6ffentlichem In-
teresse sein, wozu die Ziele der WRRL zu zdhlen sind. Einer Verschlechterung des
Erhaltungszustandes ist durch Schutz- und Ausgleichsmaflnahmen vorzubeugen.
Insgesamt sind der Arten- und Biotopschutz (und hierbei insbesondere der beson-
dere Artenschutz) wichtige Priifungspunkte bei der Planung und dem Bau einer
Rohrfernleitung. Uniiberwindbare Hindernisse gehen aber von diesem nicht aus.

IV. Bodenschutzrechtliche Anforderungen

1. Einleitung

Die Verlegung der Rohrfernleitung wird wahrscheinlich eher unterirdisch als o-
berirdisch erfolgen, um die optische und 6kologische Zerschneidungswirkung zu
minimieren. Fiir eine unterirdische Verlegung muss der Boden aufgegraben und nach
Verlegung wieder verfiillt werden. Insofern kénnen bei der Verlegung auch boden-
schutzrechtliche Anforderungen relevant werden.

Das Bodenschutzrecht ist bundesweit im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
und in der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) geregelt und
wird durch Bodenschutzgesetze der Lander®® ergénzt. Anders als im Wasser- und

Hessisches Gesetz zur Ausfiihrung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanie-
rung (Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz - HessAltBodSchG), v. 28.9.2007,
HessGVBI. 1 S. 652; Niedersidchsisches Bodenschutzgesetz (NdsBodSchG), v. 19.2.1999,
NdsGVBI. 1999, 46; Thiringer Bodenschutzgesetz (ThiirBodSchG), v. 16.12.2003,
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Naturschutzrecht ist die Bundesregelung kein Rahmgesetz, sondern unmittelbar au-
Benverbindliches Recht, welches die Lander in ihren Bodenschutzgesetzen ergénzen,
soweit dies das BBodSchG gestattet.

Ebenfalls anders als im Wasserrecht oder im Immissionsschutzrecht sieht das Bo-
denschutzrecht keine Zulassungsverfahren mit Genehmigungs- oder Anzeigenpflich-
ten vor. Es verpflichtet aber zur Abwehr bzw. Beseitigung von schédlichen Boden-
verdnderungen (Gefahrenabwehr gemill § 4 BBodSchG) sowie zur Vorsorge gegen
das Entstehen schddlicher Bodenverdnderungen (Vorsorgepflicht gemifl § 7
BBodSchG) und regelt die Erfassung und Sanierung von kontaminierten Flichen
(Altlasten) durch die Lénder.

Hinsichtlich des Baus der Rohrfernleitung ist zu kléren, ob iiberhaupt der An-
wendungsbereich des BBodSchG neben dem Wasser-, Bau- und Bergrecht eréffnet
ist; wen die Pflichten zur Gefahrenabwehr und Vorsorge treffen und welche konkre-
ten rechtlichen Anforderungen an eine Rohrleitungstrasse sich hierbei ergeben kon-
nen.

2. Anwendungsbereich

§ 3 Abs. 1 BBodSchG bestimmt fiir etliche Rechtsbereiche und Gesetze einen
Vorrang vor den Regelungen des BBodSchG, soweit diese Einwirkungen auf den
Boden regeln. Soweit kein Vorrang einschlégig ist, sind die bodenschutzrechtlichen
Anforderungen vollumfianglich im Rahmen des bergrechtlichen Zulassungsverfah-
rens zu priifen.

Hinsichtlich der Rohrfernleitung zur Entsorgung von Salzabwéssern kénnen ins-
besondere Vorschriften des Kreislaufwirtschafts-/Abfallgesetz (KrW-/AbfG) iiber
die Zulassung und den Betrieb von Abfallbeseitigungsanlagen (Nr. 2), Vorschriften
tiber die Beforderung gefahrlicher Giiter (Nr. 3), Vorschriften des Bundesberggeset-
zes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen tiber die Er-
richtung, Fiihrung oder Einstellung eines Betriebes (Nr. 10) vorrangig sein. Soweit
in diesen Gesetzen oder in den ergdnzenden Verordnungen speziellere Regelungen
zu Einwirkungen auf den Boden getroffen sind, treten die Anforderungen des
BBodSchG insoweit zuriick.

Ein genereller Vorrang des Wasserrechts wurde trotz der regelmafligen Gewésser-
relevanz nicht im BBodSchG aufgenommen. Gleiches gilt fiir das Naturschutzrecht.
Die drei Rechtsbereiche Wasser, Natur und Boden sind somit nebeneinander an-
wendbar.”” Sie ergédnzen sich gegenseitig und bilden den gemeinsamen Rahmen fiir
die Nutzung und Beeintrichtigung von Umweltgiitern. Technische Anforderungen an
die Sicherheit der Rohrfernleitung bestimmt hierbei das Wasserrecht mit seinen Vor-
schriften flir Rohrleitungsanlagen zum Befordern wassergefdhrdender Stoffe in §§

ThiirGVBI. 2003, 511; Bremisches Gesetz zum Schutz des Bodens (Bremisches Bodenschutz-
gesetz — BremBodSchG) v. 27.8.2002, Brem.GBI. S. 385; Landesbodenschutzgesetz fiir das
Land Nordrhein-Westfalen - Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG NRW), v. 9.5.2000,
GVBI. NRW 2000, S. 439.

29 Oerder/Numberger/Schonfeld 1999, § 3 Rn. 49 ff.; Versteyl/Sondermann 2005, § 3 Rn. 9.
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19a ff. WHG bzw. dem entsprechenden Landeswasserecht, die insoweit speziellere
Gefahrenabwehr- und Vorsorgeregelung enthalten. Des Weiteren ist zu beachten,
dass das BBodSchG sowohl bei der Sanierung von Gewéssern (§ 4 Abs. 4 S. 3
BBodSchG) als auch bei der Vorsorge fiir das Grundwasser (§ 7 S. 6 BBodSchG)
explizit auf die wasserrechtlichen Vorschriften verweist.

a) Vorschriften des KrW-/AbfG iiber die Zulassung und Betrieb von
Abfallbeseitigungsanlagen (Nr. 2)

Der Abfallbegriff des KrW-/AbfG umfasst gemill § 3 Abs. 1 KrW-/AbfG i.V.m.
Q11 des Anhangs I alle Riickstinde, die bei der Forderung und Aufbereitung von
Rohstoffen anfallen und deren sich der Besitzer entledigen will. Damit ist die Ent-
sorgung von Salzabwissern aus der Kaliforderung eine Form der Abfallbeseitigung.
Rechtlich ist der Begriff der Abfallbeseitigungsanlage in § 27 Abs. 1 KrW-/AbfG
aber auf den Anwendungsbereich des KrW-/AbfG beschrénkt, der in § 2 néher ein-
gegrenzt wird.> Nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 KrW-/AbfG gilt das KrW-/AbfG jedoch
nicht, sobald Stoffe in Gewédsser oder Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht
werden. Da die Salzabwésser am Ende der Rohrfernleitung entweder in die Oberwe-
ser, in den Flussdstuar von Weser oder Ems oder in die Nordsee und damit in ein
Gewisser 1.S.v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 1a WHG eingeleitet werden sollen, ist der
Anwendungsbereich des KrW-/AbfG nicht eroffnet. Die Entsorgung in ein Gewisser
bestimmt sich vielmehr allein nach dem Wasserrecht, welches eine Einleitung als
erlaubnispflichtige Benutzung einstuft (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 und 4a WHGQG). Die Rohr-
fernleitung ist deshalb auch keine Abfallbeseitigungs- oder Deponieanlage. Dem
entsprechend sind die Vorschriften des KrW-/AbfG nicht gegeniiber dem Bo-
denschutzrecht vorrangig.

b) Vorschriften iiber die Beforderung geféahrlicher Giiter (Nr. 3)

Die Vorrangregel Nr. 3 nimmt v.a. Bezug auf das Gesetz iiber die Beférderung
gefahrlicher Giiter.”®' Das Gesetz gilt aber gemal § 1 Abs. 1 S. 1 nur fir die Beforde-
rung mit Fahrzeugen, so dass der Anwendungsbereich bei einer Rohrfernleitung
nicht er6ffnet ist. Die Beforderung von gefdhrlichen Stoffen mittels Leitungen regeln
vielmehr die schon erorterten Vorschriften in §§ 20-23 UVPG i.V.m. Nr. 9.3-9.9
Anlage I UVPG und der hierauf gestiitzten Rohrfernleitungsverordnungen (siche
oben B.I.3). § 21 Abs. 1 Nr. 1 UVPG normiert als Zulassungsvoraussetzung, dass
Gefahren fiir die Schutzgiiter in § 2 Abs. 1 S. 2 UVPG, welche auch den Boden mit
umfassen, abgewehrt und Vorsorge gegen die Beeintrdchtigung der Schutzgiiter ent-
sprechend dem Stand der Technik getroffen werden. § 21 Abs. 1 Nr. 2 UVPG be-
stimmt weitergehend, dass umweltrechtliche Vorschriften und andere o6ffentlich-
rechtliche Vorschriften dem Vorhaben nicht entgegenstehen diirfen. Damit nimmt
das UVPG bei Rohrleitungen auf das sonstige Umweltrecht Bezug und schlieB3t dies

260 Dem entsprechend ist auch die immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht (§ 31 Abs. 1

KrW-/AbfG) auf Abfallbeseitigungsanlagen i.S.d. KrW-/AbfG beschrinkt (vgl. Nr. 8.11 aa)
und Nr. 8.15 der 4. BImSchV).
61 BGBI. 11998, S. 3114. Versteyl/Sondermann 2005, § 3 Rn. 36.
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in das vorgesehene bergrechtliche Trigerverfahren mit ein. Hierdurch wird die Vor-
rangregelung in § 3 Abs. 1 Nr. 3 BBodSchG wieder suspendiert. Im Ergebnis
schlieBt das Leitungsrecht, obwohl es Einwirkungen auf den Boden regelt, das
BBodSchG nicht aus. Vielmehr sind beide gemdll § 21 Abs. 1 Nr. 2 UVPG neben-
einander anwendbar.

c) Vorschriften des Bundesberggesetzes und der hierauf erlassenen
Rechtsverordnungen (Nr. 10)

Die Vorschriften des Bundesberggesetzes (BBergG) finden auf die Rohrfernlei-
tung Anwendung, da die Rohrfernleitung Teil der Kaliférderung ist und hierfiir der
Rahmenbetriebsplan entsprechend ergénzt werden muss (siche oben B.[.2). Das
BBergG enthilt in § 55 BBergG die materiellen Voraussetzungen fiir die Zulassung
von bergrechtlichen Anlagen. Nach § 55 Abs. 1 Nr. 9 BBergG ist sicherzustellen,
dass keine gemeinschiddlichen Auswirkungen zu erwarten sind. Dies wire der Fall,
wenn der durch die Auswirkungen des Bergbaubetriebes der Allgemeinheit entste-
hende Schaden groBer ist, als die durch den Betrieb fiir die Allgemeinheit erwach-
senden Vorteile. ** Das erfordert eine volkswirtschaftliche Kosten-Nutzen-
Bilanzierung die auch externe Effekte auf die Umwelt, wie z.B. Gewdsser- oder Bo-
denverunreinigungen, mit einbezieht, wenn sie nach allgemeiner Lebenserfahrung
wahrscheinlich und ihrer Natur nach vorhersehbar sind.’” Bei der Gesamtbetrach-
tung werden Gefahren fiir Umweltgiiter aber nur vermieden, wenn die kumulierten
negativen Effekte den Gesamtvorteil liberwiegen. Gefahrenabwehr oder Vorsorge im
Einzelfall erfolgt daher nicht iiber Nr. 9, sondern liber § 55 Abs. 1 Nr. 3 BBergG.
Hiernach muss der Betriebsplan die erforderliche Vorsorge gegen Gefahren fiir Le-
ben, Gesundheit und zum Schutz von Sachgiitern, Beschaftigter und Dritter im Be-
trieb, insbesondere durch die den allgemein anerkannten Regeln der Sicherheitstech-
nik entsprechenden Mallnahmen gewdhrleisten. Die Vorsorgepflicht umfasst auch
den Schutz von Umweltgiitern (wie Boden) auBerhalb des Betriebs® und schlieit die
Gefahrenabwehrpflicht mit ein.”*® Das BBergG regelt somit Einwirkungen auf den
Boden. Aufgrund des in § 3 Abs. 1 Nr. 10 BBodSchG normierten Vorrangs, sind
beim Bau der Rohrfernleitung insbesondere die §§ 4 und 7 BBodSchG nicht direkt
anwendbar.

3. Materielle bodenschutzrechtliche Anforderungen an Rohrfernleitung

Der Vorrang des BBergG gegeniiber dem BBodSchG verédndert aber die materiel-
len Anforderungen an die Rohrleitungstrasse aus folgenden Griinden nur, da die
Wertungen des BBodSchG und der BBodSchV bei der gebundenen Entscheidung
iiber den Betriebsplan bzw. im Fall der Rohrfernleitung iiber die Erweiterung des

262 Versteyl/Sondermann 2005, § 3 Rn. 68.

23 BVerwG Urt. v. 9.11.1995 — 4 C 25/94 —, NVwZ 1996, 712 (714). Versteyl/Sondermann
2005, § 3 Rn. 36.

%% BVerwG Urt. v. 13.12.1991 — 7 C 25.90—, E 89, 246 (248).

25 Versteyl/Sondermann 2005, § 3 Rn. 68.
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bestehenden Betriebsplanes bei der Frage der Beurteilung und Erforderlichkeit von
Mafinahmen mit Bezug zum Schutzgut Boden zu beriicksichtigen.*® Die Abwehr
schiadlicher Bodenverdnderungen (§ 4 BBodSchG) und die Vorsorge vor diesen (§ 7
BBodSchG) ist gemidll § 55 Abs. 1 Nr. 3 BBergG bei der bergrechtlichen Entschei-
dung mit zu priifen.

Gemill § 4 BBodSchG sind schiddliche Bodenverdnderungen zu vermeiden, ab-
zuwehren oder zu sanieren. Die generelle Gefahrenabwehrpflicht in § 4 Abs. 1
BBodSchG verlangt, dass jeder der auf den Boden einwirkt, sich so zu verhalten hat,
dass schidliche Bodenverdnderungen nicht hervorgerufen werden. In seiner Allge-
meinheit hat diese Verpflichtung aber lediglich den Charakter einer Zielbestim-
mung.*” Sie wird ndher konkretisiert durch Absatz 2 mit der Verpflichtung des
Grundstiickseigentiimers oder des Inhabers der tatsidchlichen Gewalt, MaBBnahmen
zur Abwehr der von ihrem Grundstiick drohenden schéddlichen Bodenverdnderungen
zu ergreifen. Der Bauherr und Betreiber der geplanten Rohrfernleitung wére daher
auch fiir mogliche Gefahren aufgrund von Lecks verantwortlich, wenn er nicht Ei-
gentiimer des Trassengrundstiicks ist. Schiadliche Bodenverdnderungen sind nach § 2
Abs. 3 BBodSchG alle Beeintrichtigungen der Bodenfunktion, die geeignet sind,
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beldstigungen fiir den einzelnen oder
die Allgemeinheit herbeizufiihren. Die Pflichten zur Gefahrenabwehr setzen die U-
berschreitung einer Gefahrenschwelle voraus, ab der Beeintrichtigungen fiir die
Menschen als erheblich einzustufen sind.”® Ob sich die Inhaltsstoffe der zu befor-
dernden Salzabwisser im Fall eines Lecks im Boden so stark anreichern, dass hier-
durch eine Gefahr (z.B. fiir das ortliche Grundwasservorkommen und die Trinkwas-
serversorgung oder ein Ortliche Oberfladchengewisser) entsteht, kann nur anhand von
Untersuchungen im Einzelfall beurteilt werden und hédngt auch vom betroffenen
Schutzgut und dessen Verletzbarkeit ab.*® Die Gefahr von Lecks bzw. das schnelle
Entdecken von Leckagen lisst sich aber durch Uberwachungstechniken (z.B. Druck-
abfallpriifungen) minimieren, so dass eine generelle Gefahr durch die Rohrfernlei-
tung nicht anzunehmen ist.

Nach § 7 BBodSchG hat derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstiick
durchfiihrt oder durchfiihren ldsst, Vorsorge gegen das Entstehen schéddlicher Bo-
denverdnderungen zu treffen. Besteht die Besorgnis derartiger Verdnderungen sind
entsprechende Vorsorgemafinahmen zu treffen. Die Vorsorgepflicht setzt im Vorfeld
moglicher Gefahren an und erfordert Maflnahmen unterhalb der Gefahrenschwelle.
Konkretisiert wird die Vorsorgepflicht durch §§ 9 bis 12 Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV). Soweit in der BBodSchV konkrete Vorsorge-
pflichten normiert sind, kann die Bodenschutzbehdrde gemdll § 7 S. 4 BBodSchG
diese durch Anordnung durchsetzen. Vorsorgepflichten bestehen nach § 10

266 Versteyl/Sondermann 2005, § 3 Rn. 70.

267 Versteyl/Sondermann 2005, § 4 Rn. 7.

268 Vgl. Nies in: Landmann/Rohmer (Band IV), § 2 BBodSchG Rn. 25 ff.; Sparwas-
ser/Engel/VoBkuhle (2003), § 9 Rn. 87 ff.

Vgl. die unterschiedlichen Priifwerte in Anhang 2 zur BBodSchV, bei deren Uberschreiten
gemil § 4 Abs. 2 BBodSchV Gefahrenabwehrmafinahmen erforderlich sein kdnnen.

269
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BBodSchV allerdings erst, wenn die Vorsorgewerte fiir bestimmte Stoffe gemal3 § 9
Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Anhang 2 Nr. 4 BBodSchV iiberschritten werden oder der Ein-
trag von Schadstoffen zu besorgen ist, die gemidll § 9 Abs. 1 Nr. 2 BBodSchV auf
Grund ihrer krebserzeugenden, erbgutverdndernden, fortpflanzungsgefdhrdenden
oder toxischen Eigenschaften in besonderem Mafle geeignet sind, schidliche Boden-
verdnderungen herbeizufithren. Beides kann fiir die Salzabwésser ausgeschlossen
werden, da fiir die relevanten Inhaltsstoffe: Chlorid, Kalium und Magnesium weder
Vorsorgewerte bestehen noch diese in besonderem Malle gefdhrlich sind. Zwar ent-
halten die Kaliabwésser Spuren von Stoffen, die in Anhang 2 Nr. 4 BBodSchV ge-
listet sind (z.B. Cadmium). Eine bodenschutzrechtliche Vorsorgepflicht entsteht aber
erst, wenn bei einem Leck im Boden die im Anhang 2 Nr. 4 genannten Vorsorgewer-
te liberschritten werden. Dies ist in Anbetracht der geringen Konzentrationen dieser
Stoffe, die sich kaum von der allgemeinen Hintergrundbelastung abhebt, hochst un-
wahrscheinlich. Damit bestehen fiir den Betrieb und den Transport der Salzabwisser
keine Vorsorgepflichten, welche die Behdrde verbindlich anordnen kann. Beim Bau
der Rohrleitung sind nur die Vorsorgeanforderungen in § 12 BBodSchV hinsichtlich
des Auf- und Einbringens von fremden Bodenmaterialien zu beachten.

4. Zusammenfassung

Im Ergebnis ist das Bodenschutzrecht wegen des Vorrangs des Bergrechts nicht
unmittelbar anwendbar. Seine Wertungen sind aber in der bergrechtlichen Entschei-
dung iiber die Rohrfernleitung zu beriicksichtigen. Aufgrund des geringen Konkreti-
sierungsgrades des Bodenschutzrechts gehen diese aber kaum iiber die allgemeine
Gefahrenabwehr- und Vorsorgepflicht des Bergrechts hinaus.

V. Verfahren

Da die erforderlichen Gestattungsakte®” mit jeweils spezifischen Verfahren ge-
koppelt sind, folgt aus den obigen Uberlegungen, dass

- fir die Priifung der Raumvertriglichkeit ein Raumordnungsverfahren,

- fir die Planfeststellung des Rahmenbetriebsplans nach Bergrecht ein
Planfeststellungsverfahren,

- fiir die nicht von der Konzentrationswirkung erfasste wasserrechtliche Er-
laubnis ein entsprechendes Gestattungsverfahren und schlieBlich

- fir die Priifung der Umweltvertriglichkeit ein Umweltvertriglichkeits-
priifungsverfahren jeweils integriert durchgefiihrt werden muss.

Dabei wird die bergrechtliche Planfeststellung nach der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts zum Tragerverfahren fiir die UVP.”! Soweit ein Planfeststel-
lungsverfahren nach dem UVPG ohne bergrechtlichen Rahmenbetriebsplan durchge-
fiihrt wird, ist in diesem eine vollstdindige Abwigung aller betroffenen Belange

270

270 S. oben B.I.
71 BVerwGE 126, 205, Rz. 27 - Garzweiler.
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durchzufiihren und wegen der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlus-
ses alle erforderlichen behordlichen Entscheidungen einzuschlieBen.

VI.  Zustindigkeiten

1. Sachliche Zustandigkeiten: Bergrecht, Wasserrecht, Naturschutzrecht

Aus der Planfeststellungsbediirftigkeit ergibt sich weiteres fiir die Zustdndigkeiten
der betroffenen Behorden. Planfeststellungsbehorde ist bei Vorhaben, die in einem
unmittelbaren betrieblichen Zusammenhang mit dem Aufsuchen, Gewinnen und
Aufbereiten von Bodenschitzen stehen(§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BBergG), die Bergbehdrde.
Das sind in Hessen die Regierungsprisidien.”’”” Wie bereits dargelegt worden ist,*”
sind die Bergwerke der K+S GmbH und die oberirdischen Separierungsanlagen Be-
triebe, die dem Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten verschiedener Mineralien
dienen. Die Beforderung des Salzabwassers stiinde damit in unmittelbarem betriebli-
chen Zusammenhang mit der Gewinnung und Aufbereitung eines Bodenschatzes.
Auf das nach § 19 Abs. 3 WHG n.F. erforderliche Einvernehmen der Wasserbehor-
den ist bereits hingewiesen worden. Dariiber hinaus ist die Beteiligung von Behor-
den, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben beriihrt wird, durch § 54 Abs. 2
BBergG beziehungsweise §§ 7f. UVPG vorgeschrieben, die Offentlichkeitsbeteili-
gung durch § 9 UVPG.

2. Ortliche Zustindigkeit

Sind also mit den vorstehenden Ausfiihrungen die Bergbehdrden als Planfeststel-
lungsbehdrden im Einvernehmen mit den Wasserbehorden fiir die Entscheidung iiber
einen Antrag auf Planfeststellung einer Rohrleitungsanlage sachlich zustdndig, so
stellt sich weiter die Frage nach der ortlichen Zustidndigkeit. In Betracht kommen
nach den gegenwértigen Planungen fiir die Pipeline die Behdrden der betroffenen
Bundeslénder Thiiringen, Hessen, Niedersachsen und méglicherweise Bremen.

Die ortliche Zustédndigkeit der genannten Behorden beschrénkt sich wegen ihrer
Zugehorigkeit zur Landesverwaltung grundsétzlich auf das Territorium des jeweili-
gen Bundeslandes. Ausnahmen hiervon sind moglich, verlangen jedoch eine gesetz-
liche oder zumindest staatsvertragliche Grundlage. Derartige Ausnahmen sind je-
doch auf dem Gebiet des Rohrleitungsbaus nicht ersichtlich, so dass es bei der Be-
grenzung der Zusténdigkeiten durch die Lédndergrenzen bleibt.

m § 1 der Hessischen Verordnung iiber bergrechtliche Zustédndigkeiten v. 16.4. 2008, GVBI. Nr.
7 vom 30.4.2008, S. 697.
7 B.I.2.a).
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3. Pflichten zur Mitwirkung

Das bedeutet jedoch nicht, dass bei der Planfeststellung einer grenziiberschreiten-
den Rohrleitungsanlage keine Riicksicht auf auf die Planungen der angrenzenden
Lander genommen werden miisste. Sachlich geboten ist eine Koordination ohnehin,
soweit die mit der Rohrleitung verfolgten Entsorgungszwecke nur erreicht werden
konnen, wenn die Leitung vollstdndig und nicht nur in Bruchstiicken verwirklicht
wird. Darliber hinaus ergeben sich aus verschiedenen Rechtsvorschriften gewisse
Kooperationspflichten der betroffenen Léander.

Zum ersten ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts anerkannt,
dass die Bundesldnder einer Pflicht zu bundesfreundlichem Verhalten unterliegen.””
Dieses grundgesetzliche ,,Gebot der Riicksichtnahme® trifft sowohl den Bund als
auch die Lander, sowohl die Gesetzgebung als auch die Rechtsanwendung. Seine
Konturen sind naturgemdll vage, dennoch keinesfalls gehaltlos. Bund und Lénder
sind danach verpflichtet, das Gesamtinteresse des Bundesstaates genauso wie die
jeweiligen Belange der (anderen) Bundesldander wahrzunehmen.”” So wire die mut-
willige, willkiirliche Behinderung einer iiberlegenen Entsorgungslésung unter Inan-
spruchnahme eines benachbarten Landes unter Verweis auf bestehende Entschei-
dungsspielrdume in keinem Fall gerechtfertigt, da dem Ermessen durch den Grund-
satz der VerhidltnismiBigkeit Grenzen gesetzt sind und diese durch die Verwaltungs-
gerichte kontrolliert werden (§ 114 S. 1 VwGO).

Der materielle MaBstab fiir die Begriindung einer (rechtmifligen) Ablehnung ei-
nes Antrags auf Planfeststellung ergibt sich dabei aus dem jeweils anzuwendenden
Recht. Ohne die Problematik des Charakters von Planfeststellungsverfahren im
Bergrecht an dieser Stelle vertiefen zu miissen,”” sei darauf hingewiesen, dass das
Bundesberggesetz dem Unternehmer unter den Voraussetzungen des § 55 Abs. 1
BBergG einen Anspruch auf Erteilung eines Rahmenbetriebsplans gibt. Dariiber hin-
aus unterliegen die Planfeststellungsverfahren auch fiir Rohrleitungsanlagen dem
Gebot gerechter Abwigung (§ 21 UVPG), mit welchem bestimmte Anforderungen
an das Abwigungsergebnis und an den Abwigungsvorgang verbunden sind. Der Sa-
che nach lassen sich die rechtlichen Anforderungen als Minimalbedingungen hin-
sichtlich der Rationalitdt von Verwaltungsentscheidungen verstehen. Die Weigerung
einer Behorde, einen Planfeststellungsbeschluss zu erlassen, muss diesen Mindest-
voraussetzungen entsprechen.

Dariiber hinaus sind die betroffenen Bundesldnder durch die wasserrechtliche
Flussgebietsgemeinschaft Weser verbunden. Nach dem Konzept der Wasserrahmen-
richtlinie, deren Umsetzung die fiir den gesamten Fluss aufzustellenden Bewirtschaf-
tungspldne dienen, kommt es nicht maf3geblich auf die territoriale Abgrenzung von
Verwaltungseinheiten wie den Bundesldndern, sondern auf die problemadéquate
Bewiltigung der auf dem Weg zu einer gemeinschaftsrechtlich gebotenen Wasser-
qualitdt erforderlichen Hindernisse an. Das WHG erkennt dies auch in seiner Fas-

274 BVerfGE 6, 309, 361; zu verfahrensbezogenen Grundsdtzen bundesfreundlichen Verhaltens

grundlegend BVerfGE 12, 205, 254 ff.
25 BVerfGE 81, 310, 337 f.; E 92, 203, 230 ff.
26 S. dazu bereits Abschnitt B.I1.2.b)bb).
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sung nach dem Wasserrechtsneuregelungsgesetz 2009 an (§ 7 Abs. 2, 3 WHG n.F.).
Die zustindigen Behorden koordinieren danach als Flussgebietsgemeinschaft ihre
wasserwirtschaftlichen Planungen und MaBnahmen, soweit die Belange der flussge-
bietsbezogenen Gewisserbewirtschaftung dies erfordern (§ 7 Abs. 2 WHG n.F.). Die
Flussgebietsgemeinschaft tragt daher in Ausiibung der mitgliedstaatlichen Pflichten
aus dem Gemeinschaftsrecht eine Lindergrenzen iibergreifende Verantwortung fiir
die Wasserqualitit.””” Das ist von besonderer Bedeutung mit Blick auf die Erstellung
des Bewirtschaftungsplans, der einen Rahmen bildet fiir die konzeptionell ausgear-
beitete Eindimmung langfristiger, grordumiger und linderiiberschreitender Gefah-
ren fiir die Wasserqualitit. Dabei fordern die Behorden nach § 85 WHG n.F. die ak-
tive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Aufstellung, Uberpriifung und
Aktualisierung der Malnahmenprogramme und Bewirtschaftungspléne.

Der erlduterte Zusammenhang der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und die
aus ihm folgende Gesamtverantwortung der Flussgebietsgemeinschaft hat Kon-
sequenzen fiir die Gestaltungsfreiheit der Bundesldander: Er engt den Spielraum der
beteiligten Behorden ein, indem Gestattungsakte wie der Planfeststellungsbeschluss
nach §§ 20 ff. UVPG und die Zulassung eines Rahmenbetriebsplans nach § 52
BBergG, soweit Ermessen besteht, im Wege einer Gesamtabwégung aller Umsténde
zu erfolgen hat, was vielfach die Beriicksichtigung der Auswirkungen einer Losung
auf andere Lander erfordert.

2 Ausfiihrlich F. Hasche, Das neue Bewirtschaftungsermessen im Wasserrecht, 2005.
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C. Alternative Nr. 2: Terrestrische Pipeline, Einleitung in ein Flusséastuar
Weser oder Ems

L. Gestattungsakte, Verfahren, Zustindigkeiten

Die Alternative Nr. 2, die Einleitung einer terrestrisch gefiihrten Pipeline in ein
Flusséstuar, unterscheidet sich hinsichtlich der raumplanerischen Priifung der Tras-
senfithrung, den erforderlichen Gestattungsakten und den Zustédndigkeiten nicht von
den rechtlichen Anforderungen an die vorstehend gepriifte Alternative Nr. 1. Bei der
Einleitung in den Flussdstuar Weser oder Ems ist jedoch zu u beachten, dass grofie
Bereiche der Astuare als europiisches Vogelschutz- und/oder FFH-Gebiet ausgewie-
senen sind. Dies wird sogleich unter C.III ndher ausgefiihrt.

II. Wasserrechtliche Anforderungen

Werden die Salzabwisser nicht in die Weser, sondern in das Flussastuar der We-
ser eingeleitet, gelten dieselben rechtlichen Anforderungen, die im Kapitel B.II. er-
mittelt worden sind, weil auch das Flussdstuar ein oberirdisches Gewisser im Sinne
des WHQG ist.

Da der Salzgehalt im tideabhdngigen Flussdstuar natiirlicherweise hoher ist, als in
Werra oder Weser, diirften die fiir die Weser formulierten Ergebnisse hier erst recht
gelten und den Schluss zulassen, dass eine Salzeinleitung in ein salzabhingiges
Uberleitungsgewisser keine besonderen wasserrechtlichen Probleme aufwerfen wird.

III.  Naturschutzrechtliche Anforderungen

Bei der Einleitung sind die unter B.III. erdrterten naturschutzrechtlichen Anfor-
derungen zu beachten bzw. zu beriicksichtigen.

Besonderheiten ergeben sich insofern, als die Flussidstuare der Weser und der Ems
sowie des daran angrenzenden Wattenmeers sowohl ,,Natura 2000 Gebiete als auch
Nationalpark ,,Niedersdchsisches Wattenmeer und Weltnaturerbestitte sind (siche
Karten 5, 8-10, 12, 13).

1. Nationalpark ,,Niedersdchsisches Wattenmeer*

Der Nationalpark ,,Niedersdchsisches Wattenmeer* gliedert sich in Erholungszo-
nen, Zwischenzonen und Ruhezonen (siche Karte 6), fiir die das Gesetz zur Auswei-
sung des Nationalparks (NWattNPG)?”® unterschiedliche Schutzanforderungen be-
stimmt. Der Nationalpark umfasst nicht das gesamte Wattenmeer, sondern nimmt

278 §§ 6-15 Gesetz iiber den Nationalpark ,,Niedersdchsisches Wattenmeer® (NWattNPG) v.
11.7.2001, Nds. GVBL. 2001, 443.
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insbesondere die Schifffahrtsrouten in den Flussdstuaren Weser und Ems sowie nach
Wilhelmshaven aus, so dass fiir die Rohrleitungstrasse und Einleitungsstelle durch-
aus Gebiete existieren, die sich nicht im Nationalpark befinden.

Gemaidl §§ 6 und 12 NWattNPG sind in der Ruhezone und der Zwischenzone alle
Handlungen verboten, die den Nationalpark oder einzelne seiner Bestandteile zersto-
ren, beschédigen oder verdndern. Damit gilt entsprechend § 24 Abs. 2 BNatSchG im
Nationalpark das schon bei den Naturschutzgebieten erdrterte allgemeine Storungs-
und Verdnderungsverbot (I1.3.e.aa.). Der Bau der Rohrleitung und die Einleitung von
Salzabwissern in diesen Zonen konnte eine Storung oder Verdnderung von Bestand-
teilen des Nationalparks verursachen. Allerdings bestimmt das NWattNPG eine Rei-
he von Ausnahmetatbestdnden. Fiir den Bau der Rohrfernleitung ist insbesondere §
16 S. 1 Nr. 4 a) NWattNPG bedeutsam, der fiir alle drei Zonen normiert, dass die
Verbote nicht fiir ,,den Betrieb, die Unterhaltung und Instandsetzung von Rohr-, Ka-
bel- und Transportleitungen zur Energie- und Wasserversorgung sowie zur Abwas-
serbeseitigung einschlieBlich zugehoriger Anlagen® gelten. Da die Rohrfernleitung
der Entsorgung von Salzabwissern dient, konnte sie sich auf diesen Ausnahmetatbe-
stand berufen und wére somit von dem Storungs- und Verdnderungsverbot ausdriick-
lich befreit. Allerdings beschriankt sich nach der telefonisch eingeholten Auskunft
eines Mitarbeiters des niedersidchsischen Landesamtes fiir Bergbau und Geologie die
Ausnahme auf Ver- und Entsorgungsleitungen der ortlichen Daseinsvorsorge. Mit
der Ausnahme wiirden nur die im Nationalpark gelegenen Ansiedlungen begiinstigt.
Ob sich diese Auslegung auf die bekundete Absicht des Niedersdchsischen Landta-
ges berufen kann, konnte nicht in Erfahrung gebracht werden. Im Wortlaut hat gel-
tend gemachte Einschriankung der Ausnahme auf jedem Fall nicht niedergeschlagen,
da dieser weder die Leitungsldnge noch den Leitungszweck (z.B. ortliche Daseins-
vorsorge) eingrenzt. Gegen die einschrankende Auslegung spricht auch, dass das
Nationalparkgebiet schon von Energiefernleitungen durchquert wird. Dem entspre-
chend weist der Entwurf des Raumordnungsplanes der AWZ diese Leitungstrassen
als Vorranggebiete fiir Rohrfernleitung aus. Sollte die zustindige Behorde gleich-
wohl eine Ausnahmelage nicht annehmen, miisste fiir die Rohrfernleitung eine Be-
freiung nach § 17 NWattNPG?*” beantragt werden. Hierfiir gelten die gleichen Vor-
aussetzungen wie bei Naturschutzgebieten (siehe B.III.5.a).

Fraglich ist bei dem Ausnahmetatbestand weiterhin, ob auch die Einleitung von
Abwissern hierunter féallt. Dem Wortlaut nach bezieht sich der Tatbestand auf den
Transport von Energie und Wasser und erwihnt eine Einleitung von Abwissern, die
nur bei dem Unterfall ,,Transportleitung zur Abwasserbeseitigung* iberhaupt denk-
bar wéren, nicht besonders. Da Ausnahmen von der Regel eng auszulegen sind, diirf-
te ohne eine ausdriickliche Nennung, eine Einleitung nicht vom Ausnahmetatbestand
umfasst sein. Fiir diese Auslegung spricht auch § 16 S. 3 NWattNPG, welcher aus-
driicklich festlegt, dass Sand-, Schlick- und Baggergutablagerungen, abgesehen von
Umlagerungen im Nahbereich der Fahrwasser und Auflentiefs, nicht freigestellt sind.
Ob eine Einleitung aufgrund einer Befreiung nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 NWattNPG aus
tiberwiegenden Griinden des Wohls der Allgemeinheit moglich ist, erscheint eben-

279 Der Befreiungstatbestand entspricht den erorterten Befreiungsregeln bei Naturschutzgebieten.
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falls zweifelhaft, da dies nur der Fall ist, wenn die 6ffentlichen Interessen einen Be-
freiung erfordern. Letzteres kommt aber wie bei den Naturschutzgebieten nur in Be-
tracht, wenn anderweitige Einleitungsmoglichkeiten auBerhalb des Nationalparks
nicht bestehen oder nicht zumutbar sind. Dies diirfte nicht der Fall sein, da eine Ver-
langerung der Pipeline liber das Gebiet des Nationalparks hinaus moglich ist und die
Gesamtlédnge der Rohrfernleitung nicht iibermédfBig und damit unzumutbar verlangern
wiirde.” Hierbei wire aber sicherzustellen, dass sich die einzuleitenden Salzabwis-
ser auch nicht indirekt (durch Strdomungen, Vermischungen etc.) auf die Gebiete und
Schutzziele des Nationalparks auswirken.

Im Ergebnis miisste nach unserer Ansicht die Rohrfernleitung trotzt des allge-
meinen Storungs- und Verdnderungsverbotes nach §§ 6, 12 NWattNPG nicht auBler-
halb des Nationalparks ,,Niedersidchsisches Wattenmeer* verlegt werden, sondern
konnte aufgrund des Wortlauts der gesetzlichen Ausnahmebestimmung fiir Abwas-
serleitungen in § 16 S. 1 Nr. 4 a) NWattNPG den Nationalpark durchqueren. Der
Einleitungsort sollte aber auBerhalb des Nationalparkgebietes liegenb, da der eng
auszulegende Ausnahmetatbestand auch die Einleitung von Abwéssern wohl nicht
mit umfasst. Auch eine Befreiungslage aus Griinden des Allgemeinwohls wire nicht
gegeben, da eine Trassenverldngerung iiber den Nationalpark hinaus in die Nordsee
ohne unzumutbaren Mehraufwand mdoglich ist.

2. Weltnaturerbe ,,Wattenmeer*

Am 26 Juni 2009 hat das Welterbekomitee der UNESCO entschieden, das
deutsch-niederldndische Wattenmeer in die Liste der Welterbestitten aufzunehmen.
Damit ist der Nationalpark ,,Niedersidchsisches Wattenmeer® auch Weltnaturerbe.
Fir Weltnaturerbestdtten bestehen gemil dem ,,Ubereinkommen zum Schutz des
Kultur- und Naturerbes der Welt“ vom 16.11.1972 Schutzverpflichtungen der Ver-
tragsstaaten. GemifB Art. 4 des Ubereinkommens ist es in erster Linie Aufgabe des
Vertragsstaates Schutz und Erhaltung in Bestand und Wertigkeit des Naturerbes
sicherzustellen. Der Vertragsstaaten hat sich zu bemiihen u.a. geeignete rechtliche
Verwaltungs- und FinanzmaBnahmen zum Schutz zu treffen (Art. 5 lit. d) des Uber-
einkommens). Aufgrund der Bedeutung als Welterbe muss der Vertragsstaat beim
Schutz mit der internationalen Staatengemeinschaft zusammenarbeiten (Art. 6 Abs. 1
des Ubereinkommens).

Die einzige wirklich harte Verpflichtung des Ubereinkommens, die iiber Bemii-
hungs- und Zusammenarbeitspflichten hinausgeht, ist in Art. 6 Abs. 3 verankert. Da-
nach ist der ,,Vertragsstaat verpflichtet, alle vorsédtzlichen MaBnahmen zu unterlas-
sen, die das in den Artikeln 1 und 2 bezeichnete, im Hoheitsgebiet anderer Vertrags-
staaten befindliche Kultur- und Naturerbe mittelbar oder unmittelbar schidigen
konnten.” Da auch der niederldndische Teil des Wattenmeeres zum Weltnaturerbe
erklirt wurde, konnte das Schiadigungsverbot im Fall einer Verlegung und insbeson-

280 Der Nationalpark ,,Niedersichsisches Wattenmeer™ ist Richtung Nordsee nur rund 10 km

breit.
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dere der Einleitung im Flussdstuar der Ems von Bedeutung sein, bei dem die Staats-
grenze Deutschland - Niederlande verlduft. Da die nahe gelegenen niederlindischen
Gebiete des Wattenmeers am Flussédstuar der Ems auch ,,Natura 2000 Gebiete sind
(siehe Karten 12, 13), sind vorsétzliche Schadigungen schon jetzt zu vermeiden. Der
wichtigste Unterschied zu Art. 6 Abs. 3 FFH-Richtlinie und § 34 Abs. 3-5
BNatSchG/BNatSchG n.F. besteht daher v.a. darin, dass die Verpflichtung in Art. 6
Abs. 3 des Ubereinkommens keine Ausnahmen kennt. Bei der Trassenroute und der
Wahl der Einleitungsstelle ist daher darauf zu achten, dass keine mittelbaren Schadi-
gungen des niederldndischen Wattenmeeres eintreten konnen.

3. ,Natura 2000“ Gebiete

Besonderheiten ergeben sich insofern, als grofle Gebiete der tidenabhdngigen
Flussidstuare ,,Natura 2000 Gebiete sind. Dabei ist bei der Festlegung der Einleite-
stelle zu beachten, dass der Schutz von ,,Natura 2000 Gebieten nicht Projekte in-
nerhalb der Gebiete betrifft, sondern auch Projekte auBlerhalb von ,,Natura 2000*
Gebieten, sofern hierdurch das Gebiet und seine Schutzziele erheblich beeintrachtigt
werden konnen. Dies ist insbesondere bei der Einleitung in der Ndhe eines ,,Natura
2000 Gebietes zu beachten, da durch Stromungen und Vermischungen im Wasser
die Salzabwisser in ein ,,Natura 2000 Gebiet eingetragen werden konnen.”' Letzte-
res gilt insbesondere im Bereich der Flussdstuare Weser und Ems sowie im Wat-
tenmeer, da hier grofle Teile ,,Natura 2000“ Gebiete sind und zum Teil nur kleine
Bereiche ausgenommen sind (siehe Karten 8, 9 und 10*).

Welche rechtlichen Anforderungen an eine Verlegung und Einleitung in oder in
der Nihe in einem ,,Natura 2000* Gebiet wurde schon unter I1.3.e.cc. erortert. Hier-
auf ist an dieser Stelle zu verweisen.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass beim Nationalpark ,,Niedersdchsisches
Wattenmehr* eine Durchleitung der Trasse kraft Ausnahmeregelung des National-
parkgesetzes wahrscheinlich zuldssig, eine Einleitung aber unzulidssig ist. Es ist zu
beachten, dass durch die Rohrfernleitung und die Einleitungen nicht das niederléndi-
sche Wattenmeer als Teil des Weltnaturerbes ,,Wattenmeer™ un- oder mittelbar ge-
schidigt werden darf, da das ,,Ubereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturer-
bes der Welt*“ keine Ausnahmen oder Befreiungen kennt. Soweit die vorhandene
»Natura 2000 Gebiete beeintrdachtigt werden, ist eine FFH-Vertriglichkeitspriifung

28 Vgl. hierzu das Gutachten Winkel/Jiirgens/Uliczka 2007, welches die Stromungsverhiltnisse

und Vermischungen beim Eintrag von Salzabwéssern im Flussdstuar der Ems untersucht.

282 In diesem Bereich befinden sich folgende ,,Natura 2000” Gebiete: an der Weser: 2316-331
Unterweser, 2716-331 Mittlere und Untere Hunte, 2516-331 Nebenarme der Weser mit Stro-
hauser Plate und Juliusplate, 2517-331 Teichfledermaus-Gewésser im Raum Bremerha-
ven/Bremen, 2417-370 Weser bei Bremerhaven, 2817-370 Weser zwischen Ochtummiindung
und Rekum, 2817-301 Werderland; an der Ems: 2507-301 Hund und Paapsand, 2507-331 Un-
terems und AuBlenems und am Wattenmeer: 2306-301 Nationalpark Niedersidchsisches Wat-
tenmeer.
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erforderlich. Ob trotz erheblicher Beeintrichtigung eine Ausnahme zuldssig ist, er-
scheint in Anbetracht der vorhandenen Standortalternativen sowohl fiir Trassenfiih-
rung als auch Einleitungsstelle trotz gewichtiger 6ffentlicher Interessen als fraglich.
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D. Alternative Nr. 3: Terrestrische Pipeline, Einleitung in die AWZ

L. Volkerrechtliche Voraussetzungen einer Nutzung der AWZ

Soll die Rohrleitung die Nordsee eingeleitet werden, so sind die unterschiedlichen
Meereszonen nach dem Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen (SRU) zu
beachten. Die Zonen unterscheiden sich hinsichtlich der Nutzungsbefugnisse der
Vertragsparteien, zu denen auch die Bundesrepublik Deutschland zéhlt. An die Kiiste
schlieBt sich nach der Terminologie des SRU znnichst das Kiistenmeer an, das der
vollstdndigen territorialen Hoheit der Staaten unterliegt. Daher ergeben sich im
Kiistenmeer hinsichtlich der geplanten Solerohrleitung keine prinzipiellen
Unterschiede im Vergleich mit anderen (nationalen) Trassenfiihrungen und Ein-
leitepunkten.

Auflerhalb des Kiistenmeers befindet sich die AusschlieBliche Wirtschaftszone
(AWZ) und die Hohe See. In Nord- und Ostsee gibt es wegen der geringen Ausdeh-
nung der Seeflichen keine Hohe See, wohl aber Gebiete, die zur AWZ im Sinne des
SRU rechnen. Fiir die deutsche AWZ gilt das — insoweit etwas missverstindlich be-
zeichnete — Hohe-See-Einbringungsgesetz (HohSeeEinbrG), das das Protokoll vom
7. November 1996 zum Ubereinkommen iiber die Verhiitung der Meeresverschmut-
zung durch das Einbringen von Abféllen und anderen Stoffen von 1972 in das deut-
sche Recht umsetzt.”™ Das Gesetz gilt ausweislich seines § 2 Abs. 1 S. 2 auch fiir die
AWZ; es sieht in § 4 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 ein weitreichendes Verbot vor,
Abfille und andere Stoffe und Gegenstéinde in das Meer von Schiffen, Plattformen
und anderen Anlagen aus einzubringen. Das hat erhebliche Folgen fiir die zu priifen-
de Einleitung der Sole aus den Bergwerken der K+S GmbH in diese Gebiete.

Was Abfille sind, wird im Hohe-See-Einbringungsgesetz nicht definiert, so dass
auf das herkommliche vdlkerrechtliche Verstindnis des Ausdrucks zuriickgegriffen
werden muss. Nach der insoweit als Ausgangspunkt heranzuziehenden Bestimmung
des Art. 2 Nr. 1 des Basler Ubereinkommens iiber die Kontrolle der grenziiberschrei-
tende Verbringung gefahrlicher Abfille und ihrer Entsorgung® sind Abfille Stoffe
oder Gegenstidnde, die entsorgt werden, zur Entsorgung bestimmt sind oder aufgrund
der innerstaatlichen Rechtsvorschriften entsorgt werden miissen. Dem Wortsinn und
Zweck des Basler Ubereinkommens entsprechend fallen darunter auch fliissige Ge-
genstinde, wie man insbesondere daran sehen kann, dass (regelmifig in fliissiger
Form anfallende) Abfille aus Ol-Wasser-Gemischen und Kohlenstoff-Wasser-
Gemischen und —emulsionen in Anlage I des Ubereinkommens unter Y9 ausdriick-
lich aufgefiihrt sind. Ein weiteres Indiz dafiir, dass fliissige Stoffe erfasst werden
sollten, liegt in der Definition der gefdhrlichen Stoffe in Anlage III, Codenummer
H1, nach der ein explosiver Stoff oder Abfall ein fester oder fliissiger Stoff (Hervor-

M G v. 25.8.1998, BGBI. 1998 I S. 2455, zuletzt gedndert durch Art. 72 der Verordnung v.
31.10.2006, BGBL. 2006 1 S. 2407.

2 Basler Ubereinkommen v. 30.3.1992, BGBI. II 1994, S. 2704, zuletzt gedndert BGBI. IT 2005,
S. 1122.
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hebung d. Verf.) oder Abfall ist, der selbstdndig durch chemische Reaktion Gas mit
einer Temperatur, einem Druck und einer Geschwindigkeit erzeugen kann, dass
Schéden in der Umgebung entstehen. Es ist kein Grund ersichtlich, aus dem ge-
schlossen werden diirfte, dass das Hohe-See-Einbringungsgesetz einen engeren An-
wendungsbereich haben sollte, zumal das HohSeeEinbrG ausweislich seines § 1 auf
den generellen Schutz der Meere vor Verschmutzung durch das Einbringen von Ab-
fiallen und sonstigen Stoffen zielt. Auf den Umstand, dass es sich bei der zu entsor-
genden Sole um einen fliissigen Abfall handelt, kommt es daher fiir die Anwendbar-
keit des Gesetzes nicht maf3geblich an.

Zumindest wire Abwasser dariiber hinaus auch als ,,anderer Stoff* im Sinne des
Hohe-See-Einbringungsgesetzes anzusehen. Das fiigt sich in die Systematik des
HohSeeEinbrG, das eine Einleitung (von fliissigen Abfillen) auch ansonsten wie
eine Einbringung (fester Abfille) behandelt.*®

SchlieBlich ist zu kldren, ob eine Rohrleitung eine ,,Anlage* im Sinne des Geset-
zes ist. Der Gesetzgeber dachte, wie aus der Legaldefinition des Einbringens gemal3
§ 3 Abs. 1 HohSeeEinbrG geschlossen werden darf, in erster Linie an die Verklap-
pung von Abfillen von Schiffen oder Plattformen aus.** Diese Anlagen werden ,,auf
See® errichtet (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1 HohSeeEinbrG), also an der Meeresoberflédche.
Eine Rohrleitung wiirde hingegen auf dem Meeresgrund verankert oder gar zumin-
dest streckenweise unter dem Meeresboden verlegt, so dass sie moglicherweise nicht
zu den vom Hohe-See-Einbringungsgesetz erfassten Einrichtungen zdhlt. Dafiir
konnte das Argument geltend gemacht werden, dass das Hohe-See-
Einbringungsgesetz der Entsorgung von Abfillen auf Hoher See einen Riegel vor-
schieben sollte, soweit fiir diese Abfille eine Entsorgungsmoglichkeit an Land ge-
schaffen werden kann, was mittlerweile auch weitgehend geschehen ist. Fiir das
Abwasser aus den Kali-Bergwerken diirfte eine derartige Option aber gerade nicht
vorhanden sein, siecht man von der Authaldung der getrockneten Stoffe ab, die ihrer-
seits Folgeprobleme nach sich zieht.

Insgesamt erschiene es jedoch angesichts der erkennbaren Zielrichtung des Geset-
zes, die Verschmutzung der Meere durch Stoffe, die dort entsorgt werden sollen,
moglichst vollstindig zu verhindern, als gewagt, fiir Abwasserrohrleitungen die
Nichtanwendbarkeit des Hohe-See-Einbringungsgesetzes anzunehmen. Das Einbrin-
gungsverbot nach § 4 des Gesetzes stiinde damit einer Einleitung von Sole entgegen,
woran auch die in demselben Paragraphen enthaltenen Ausnahmen nichts dndern
wiirden. Sie beziehen sich ausschlieBlich auf die Einbringung von Baggergut und
Seebestattungen. Selbst ein grundsitzlich so harmloses Material wie Baggergut wird
nach Auskunft des Bundesamtes fiir Seeschiffahrt und Hydrographie (BSH) in der
Praxis intensiv auf Beimengungen von Schadstoffen untersucht. Sind, wie vielfach
der Fall, geringe, aber nicht nur unerhebliche Mengen an Schadstoffen im Baggergut
vorhanden, sieht das BSH den Ausnahmetatbestand des § 4 bereits nicht als erfiillt
an. Dem Meeresschutz wird mithin allem Anschein nach in der behordlichen Praxis
eine hohe Prioritdt eingerdumt.

2 Arg. § 7 Hohe-See-Einbringungsgesetz.

286 § 3 Abs. 1 Hohe-See-Einbringungsgesetz (Definition des Einbringens).
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Ubertriigt man die genannten Grundsitze auf die geplante Einleitung von Sole, so
lasst sich zundchst festhalten, dass die Sole als (fliissiger) Abfall in den Anwen-
dungsbereich des HohSeeEinbrG und damit unter das Einbringungsverbot des § 4
HohSeeEinbrG fillt. Die Ausnahmetatbestinde des § 4 HohSeeEinbrG greifen nicht.
Gewisse Chancen hitte allenfalls das Argument, das HohSeeEinbrG beziehe sich auf
Anlagen ,,auf Hoher See* und nicht auf Rohrleitungen, die auf oder unter dem Mee-
resboden verlegt werden. Das erschiene vor dem Hintergrund des gesetzlichen Zwe-
ckes des umfassenden Schutzes der Meere vor dem Einbringen von Abféllen (§ 1
1.V.m. § 3 Abs. 4 HohSeeEinbrQG) jedoch als problematisch, insbesondere wenn man
sich die Praxis des BSH bei der Bewertung von Baggergut vor Augen hélt. Alles in
allem wére eine Planung der Einleitung der Sole in die AWZ schon hinsichtlich des
HohSeeEinbrG mit erheblichen rechtlichen Risiken behaftet. Weitere Anforderungen
ergiben sich weniger aus dem Wasserrecht (D.II) als dem Naturschutzrecht (D.III).

II. Wasserrechtliche Voraussetzungen

Die AWZ befindet sich auBerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik
Deutschland, weshalb das Wasserrecht im engeren Sinne, also das WHG und die
Wassergesetze der Liander keine Anwendung findet. Soll in das Kiistenmeer und
damit in das nationale Hoheitsgebiet eingeleitet werden, so bestimmt § 44 WHG (= §
32¢ WHG a.F.), dass die Bewirtschaftungsvorschriften fiir oberirdische Gewésser
gelten. Insoweit darf auf die vorstehenden Ausfithrungen unter B.II und C.II verwie-
sen werden.

III.  Naturschutzrechtliche Anforderungen

Beim Bau und bei der Einleitung sind die unter B.III erdrterten naturschutzrecht-
lichen Anforderungen zu beachten bzw. zu beriicksichtigen.

Besonderheiten ergeben sich insofern, als Gebiete des Wattenmeers und der kiis-
tennahen Nordsee sowohl ,,Natura 2000 Gebiete als auch Nationalpark , Nieder-
sidchsisches Wattenmeer* und Weltnaturerbestitte sind (siehe Karten 5, 12, 13). Die
Besonderheiten wurden schon bei der Alternative Einleitung in den Flussdstuar We-
ser oder Ems untersucht (C.III.), weshalb hierauf verweisen werden kann.

Soweit man die Rohrfernleitung bis zur AWZ verlegt, ist der Nationalpark und
Weltnaturerbe ,,Wattenmeer nicht mehr durch die Einleitung beriihrt. Es ist aber zu
beachten, dass auch in der westlichen deutschen AWZ und um Helgoland ebenfalls
FFH-Gebiete als ,,Natura 2000* Gebiete ausgewiesen sind.
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E. Besondere Anforderungen einer im Fluss verlegten Rohrleitung

L. WasserstraBBenrechtliche Anforderungen

Die Weser ist eine Bundeswasserstrale, weshalb sich die rechtliche Beurteilung
der Verlegung einer Rohrleitung im Fluss insbesondere nach dem Bundeswasser-
straBengesetz (WaStrG) richtet. Nach § 31 Abs. 1 Nr. 1 WaStrG bediirfen Benut-
zungen im Sinne von § 9 WHG (= § 3 WHG a.F.) der Genehmigung, wenn durch die
beabsichtigte Mallnahme eine Beeintrachtigung des fiir die Schifffahrt erforderlichen
Zustandes der Bundeswasserstralle oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
zu erwarten ist.”* Ob die Verlegung einer Rohrleitung in einer Wasserstrale eine
Benutzung des Gewissers im Sinne von § 9 WHG (= § 3 WHG a.F.) darstellt, ist
zweifelhaft, kann aber dahinstehen, da die Genehmigungsbediirftigkeit ohne weiteres
aus § 31 Abs. 1 Nr. 2 WaStrG folgt. Die Vorschrift unterwirft die Errichtung, die
Verdnderung und der Betrieb von Anlagen einschlieBlich des Verlegens, der
Verdnderung und des Betriebs von Seekabeln in, iiber oder unter einer
Bundeswasserstrale oder an ihrem Ufer, der strom- und schifffahrtspolizeilichen
Genehmigung des Wasser- und Schiffahrtsamtes, wenn durch die beabsichtigte
MalBnahme eine Beeintriachtigung des fiir die Schifffahrt erforderlichen Zustandes
der Bundeswasserstrale oder der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erwar-
ten ist. Eine Rohrleitung ist eine derartige Anlage, zumal sie den ausdriicklich er-
wihnten Seekabeln in wesentlichen Eigenschaften dhnelt.

Hinsichtlich der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs wirft ein Vorha-
ben wie die geplante Solepipeline erhebliche Spannungen auf. Zu denken ist zum
einen an die Freihaltung der Fahrrinne, was zum Teil ein regelmifiges Ausbaggern
erfordert. Um zu gewidhrleisten, dass es beim Ausbaggern der Fahrrinne nicht zu
Schidden an der Rohrleitung kommt, ist die Rohrleitung in der Regel tief unter dem
Flussboden zu verlegen. Dort kdnnen sich bereits andere Rohrleitungen befinden,
was die Abstimmung mit schon vorhandenen Vorhaben erfordert. Ein weiteres zu
beriicksichtigendes Moment liegt im Ankerwurf, der ebenfalls zu Schiden an der
Rohrleitung fithren kann und besondere Vorkehrungen erfordert (neben dem Ein-
graben der Rohrleitung auch unterstiitzende MaBnahmen wie die entsprechende
Ausschilderung).

II. Wasserrechtliche Anforderungen

Soweit iiber eine im Flussbett verlegte Rohrleitung Salzeinleitungen in das Ge-
wisser erfolgen, kann auf die Ergebnisse unter B.II. verwiesen werden. Die Verle-
gung einer Rohrfernleitung im Flussbett erfiillt im Ubrigen aber keinen Benutzungs-
tatbestand im Sinne von § 9 WHG. Fiir die Beschaffenheit der Rohrfernleitung kann
auf die Anforderungen verwiesen werden, die unter B.I.4. ermittelt worden sind.

287 Diese Norm entspricht § 9 Abs. 1 WHG n.F.
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III.  Naturschutzrechtliche Anforderungen

Bei der Verlegung im Fluss sind die unter C.III erdrterten naturschutzrechtlichen
Anforderungen zu beachten bzw. zu beriicksichtigen.

Besonderheiten ergeben sich insofern, als die Verbesserung des dkologischen Zu-
standes von Werra und gegebenenfalls Weser eine anrechenbare Kompensations-
mafBnahme fiir Eingriffe und Beeintrachtigungen im Zusammenhang mit der Verle-
gung im Fluss sein kann. Dies betrifft die Verpflichtung zum Ausgleich und Ersatz
im Rahmen der Eingriffsregelung (siehe C.II1.4) als auch die Anrechnung von vor-
gezogenen Schutz- und KompensationsmaBBnahmen bei Beeintrdchtigungen von
»Natura 2000 Gebieten (siehe C.III.5.c). Voraussetzung ist, dass zwischen dem
beeintrachtigten Schutzgut und der Gewisserverbesserung ein funktioneller und
rdumlicher Zusammenhang besteht (siehe C.I11.4. und C.II1.5.c). Dies ist im Einzel-
fall zu beurteilen. Generell ldsst sich nur sagen, dass bei einem unmittelbaren Zu-
sammenhang eine Anrechnung als Kompensationsmaflnahme moglich ist, wodurch
sich die Kosten fiir anderweitige Kompensationsmallnahmen vermindern. Bei fluss-
bezogenen ,Natura 2000“ Gebieten konnte auBerdem nach § 34 Abs. 4
BNatSchG/BNatSchG n.F. der besondere Rechtfertigungsgrund ,,mageblich giins-
tige Auswirkungen auf die Umwelt™ fiir eine Ausnahmeerteilung vorliegen (siche
C.II1.5.c.bb). Artenschutzrechtlich bestehen keine Vorteile bei einer Verlegung im
Fluss.
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Gesamtzusammenfassung in Thesen

Die erforderlichen Gestattungsakte

Die geplante Rohrleitung unterliegt der Priifung ihrer Raumvertraglichkeit und
verschiedenen Genehmigungspflichten. Im Raumordnungsverfahren wird zu
priifen sein, welche Trasse am besten geeignet ist, unter Beachtung tliberortlicher
Gesichtspunkte den Erfordernissen der Raumordnung Rechnung zu tragen. Es
diirfte sich nicht nur aus praktischen Griinden empfehlen, sich an bereits beste-
hen linienférmigen Planungen zu orientieren. Fiir ein derartiges Vorgehen streitet
auch der dem VerhiltnismaBigkeitsprinzip entstammende Grundsatz der
Trassenbiindelung.

Die Beforderung von ,,sonstigen Massen* unterliegt dem Bundesberggesetz, so-
weit sie im unmittelbaren betrieblichen Zusammenhang mit dem Aufsuchen,
Gewinnen oder Aufbereiten von Bodenschétzen steht (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BBergG).
Selbst angesichts ihrer Lange von gegebenenfalls mehreren hundert Kilometern
diirfte das auf die geplante Rohrleitung zutreffen, da der alleinige Zweck der
erwogenen Pipeline in der Entsorgung der bei der Separierung der zu
gewinnenden Stoffe (insbesondere Kalium) vom Rest des geforderten Materials
entstehenden Sole liegt. Unter dem Bundesberggesetz und dem Umweltvertrag-
lichkeitspriifungsgesetz ist fiir Rohrleitungen ein Rahmenbetriebsplan erforder-
lich, der in einem Planfeststellungsverfahren ergeht, wenn es sich um den
Transport von wassergefdhrdenden Stoffen {iber 40 km oder mehr handelt (§§ 52
Abs. 2a, 57¢ BBergG in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 19.3 des UVPG). Diese
Voraussetzungen sind gegeben. Verneint man wegen der Liange der Leitung oder
aus anderen Griinden den unmittelbaren Zusammenhang mit der Gewinnung von
Bodenschétzen, so ist ein Planfeststellungsverfahren nach dem Umweltvertrag-
lichkeitspriifungsgesetz durchzufiihren.

Die Planfeststellung schlieBt alle sonstigen erforderlichen behoérdlichen Ent-
scheidungen ein. Fiir das Wasserrecht gilt allerdings die Sonderregelung, dass die
Planfeststellung im Einvernehmen mit den Wasserbehdrden zu treffen ist, so dass
insoweit das ,,letzte Wort* bei den Wasserbehorden liegt.

Die ortlichen Zustindigkeiten sind auf das Territorium des jeweiligen Bundes-
landes begrenzt. Daher diirfte es sich empfehlen, mit dem Planfeststellungsver-
fahren an der geplanten Einleitungsstelle zu beginnen und sich von dort aus bis
zum Anfangspunkt der Leitung ,,vorzuarbeiten*. Aus dem verfassungsrechtlichen
Grundsatz des bundesfreundlichen Verhaltens und der Wasserrahmenrichtlinie
ergeben sich Pflichten der Beriicksichtigung gesamtstaatlicher Interessen und der
Interessen anderer Bundesldnder, was den Ermessensspielraum hinsichtlich der
Erteilung der erforderlichen Gestattungen beeinflussen kann.
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Wasserrecht

Fiir die Einleitung von Abwiéssern in die Weser bzw. in das Flussdstuar der We-
ser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, weil die Einleitung von
Abwissern ein erlaubnispflichtiger Benutzungstatbestand gem. § 8 Abs. 1 i.V.m.
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG ist.

Die Einleitungserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn die Schadstofffracht des
Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Be-
tracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik moglich ist (§ 57
Abs. 1 Nr. 1 WHG). Diese sog. ,,Vorsorgepriifung* ist als Mindestanforderung
zu verstehen, die unabhingig von der Gewéssergiite jeden trifft, der Abwasser
einleitet. Die beabsichtige Einleitung von Salzabwissern (Ausgangsstoffe: Nat-
riumchlorid, Kalium- und Magnesiumchlorid; Hilfsstoffe: Salicylsdure; Fettsidu-
ren; Praestabitol) erfiillt den Abwasserbegriff des § 54 Abs. 1 WHG. Da es einen
branchenbezogen normativ konkretisierten ,,Stand der Technik® nicht gibt, ist der
Stand der Technik einzelfallbezogen zu bestimmen. Hierbei sind die Kriterien
des Anhangs 2 zum WHG zu beriicksichtigen (§ 3 Nr. 11 WHG).

Die Erlaubnis darf trotz Einhaltung des Stands der Technik nicht erteilt werden,
wenn durch die Einleitung gleichwohl eine schédliche, auch durch Nebenbe-
stimmungen nicht vermeidbare oder ausgleichbare Gewésserverinderung zu
erwarten ist (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG). Schédliche Gewisserverdnderungen sind
gemidll § 3 Nr. 10 WHG ,,Verdnderungen von Gewdissereigenschaften, die das
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die 6ffentliche Wasserversorgung, be-
eintrdchtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus die-
sem Gesetz, aus aufgrund dieses Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen wasser-
rechtlichen Vorschriften ergeben®.

Fiir die Erteilung der Benutzungserlaubnis relevant sind insbesondere die gesetz-
lichen Vorschriften des WHG, die die Bewirtschaftung der Oberflichenge-
wisser betreffen. § 27 WHG schreibt den zustdndigen Behdrden vor, oberirdi-
sche Gewdsser so zu bewirtschaften, dass eine Verschlechterung ihres dkologi-
schen und ihres chemischen Zustands vermieden wird (Verschlechterungsver-
bot)sowie ein guter dkologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten
oder erreicht werden (Verbesserungsgebot). Bezugsebene fiir die Zielerreichung
ist der Wasserkorper. Fiir erheblich verinderte und fiir kiinstliche Wasser-
korper gelten geringere Bewirtschaftungsziele. Fiir diese Wasserkorper muss
lediglich ein gutes 6kologisches Potenzial erreicht werden. Da knapp die Hailfte
der Wasserkorper der Flussgebietseinheit Weser als erheblich verdndert einge-
stuft worden ist, kann diese reduzierte Zielstellung fiir die in Erwdgung gezogene
Rohrfernleitung relevant werden.
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Die Salzeinleitung kann keine rechtlich relevanten Auswirkungen auf den che-
mischen Zustand haben, weil es sich bei der Salzfracht nicht um Anhang IX-
Stoffe und auch nicht um prioritdre bzw. prioritir gefdhrliche Stoffe (Art. 16
Abs. 7 WRRL) handelt. Die Salzeinleitung kann aber rechtlich relevante Auswir-
kungen auf den 6kologischen Zustand haben, weil durch die Salzeinleitung maf3-
gebliche maBgebliche biologische Parameter betroffen sind (Anhang V Nr. 1.1.1
WRRL).

Die Wasserbehorde darf eine wasserrechtliche Benutzungserlaubnis nur erteilen,
wenn durch die Benutzung keine Verschlechterung der durch die Benutzung be-
troffenen Wasserkorper bewirkt wird. Wie die Behorde dieses Ergebnis erzielt,
ist im Rahmen fehlerfreier Ermessensbetatigung ihre Sache. Sie kann jede ein-
zelne Gestattung am Verschlechterungsverbot messen oder auch durch Realloka-
tion der Nutzung im gesamten Bereich des Wasserkorpers dafiir Sorge tragen,
dass neue belastende Nutzungen nicht zu einer Verschlechterung fiihren.

Die materiellen Anforderungen des Verschlechterungsverbotes sind noch
nicht abschlieBend geklart. Gestritten wird dariiber, ob von einer Verschlechte-
rung nur bei Wechsel in eine schlechtere Zustandsklasse oder schon bei jeder er-
heblichen (nicht nur geringfiigigen) nachteiligen Verdnderung auszugehen ist.
Gegenwirtig bereitet die Einordnung von Salzkonzentrationen zu Wasserzu-
standsklassen noch Schwierigkeiten, deshalb spricht in der gegenwértigen situa-
tion viel dafiir, die Verschlechterung schlicht an der Salzkonzentration im Ge-
wisser zu messen und fiir Einleitungen in SiiBwasserkorper jede — nicht nur ge-
ringfiigige — Konzentrationserhohung als Verschlechterung zu werten. Ausge-
hend vom status quo der Salzbelastung ist aber nicht zu erwarten, dass durch die
Einleitung in die Weser oder in das Flussdstuar eine Verschlechterung eintreten
wird. Die bisherige Einleitung in die Werra bewirkt, dass das Salz im Wasser ge-
16st, im Fluss mitgefithrt und in das Kiistenmeer geschwemmt wird. Gegentiber
dieser Situation erscheint die Einleitung an anderer Stelle iiber eine Rohrfernlei-
tung indifferent. Eine Verschlechterung ist nur dann zu befiirchten, wenn wegen
des Endes der Versenkung infolge der Uberbeanspruchungdes Verpressungsrau-
mes zusdtzliche Belastungen zu erwarten sind. Ist dies der Fall, werden kompen-
sierende Maflnahmen geboten sein, um den Konsequenzen des Verschlechte-
rungsverbotes zu entgehen. Eine kompensierende Mallnahme konnte eine an der
Wasserfithrungsmenge orientierte Salzlaststeuerung sein. Auch die zu erwarten-
den Entlastungen durch das sog. ,,MaBnahmenpaket* konnen Kompensations-
funktionen in diesem Sinne erfiillen. Soweit solche Malnahmen im Ergebnis be-
wirken werden, dass keine Verschlechterung eintritt, ist den Anforderungen des
Verschlechterungsverbotes Geniige getan. Dabei diirften kurzfristige temporére
Verschlechterungen — trotz des Fehlens einer entsprechenden Ausnahmevor-
schrift — hinzunehmen sein, wenn nur auf diese Weise die VerhédltnisméBigkeit
im Einzelfall hergestellt werden kann.Nur in diesem Falle sind die obigen Aus-
fiilhrungen zur Interpretation des Verschlechterungsverbotes von Relevanz.
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Die Erteilung einer Benutzungserlaubnis erfordert iiber die Vermeidung einer
Verschlechterung hinaus auch, dass durch die Benutzung die Erreichung der Be-
wirtschaftungsziele (mit Blick auf die Salzeinleitung also: der gute dkologische
Zustand bzw. das gute 6kologische Potenzial) moglich bleibt. Fiir die Beantwor-
tung der Frage, ob die Einleitung von Salzabwéssern in die Weser eine Errei-
chung der okologischen Zustandsziele unmdéglich macht, liefert das geltende
Recht gegenwirtig nur unvollkommene Malstibe. Bindende Grenzwerte, deren
Uberschreitung in normativer Hinsicht die Verletzung der Qualitiitsziele anzei-
gen, gibt es gegenwartig nicht. Im Rahmen eines Fachgespréchs, das der ,,Runde
Tisch* am 27./28. April 2009 durchgefiihrt hatte, sind die ,,Wertebereiche fiir
Lebensbedingungen naturnaher Lebensgemeinschaften® fiir Natriumchlorid mit
»75-300 mg/1“, fiir Kalium mit ,,5-20 mg/1*“ und fiir Magnesium mit ,,20-30 mg/1*
beziffert worden. Eine normative Festlegung, die den guten 6kologischen Zu-
stand mit Blick auf die Salzbelastung anzeigt, ist dies aber nicht. Immerhin aber
werden die von den Fachleuten angegebenen Werte als Orientierungspunkte die-
nen konnen (,,antizipiertes Sachverstindigengutachten*). Kdnnen diese Werte bei
einer Einleitung in die Weser eingehalten werden, wird die Behdrde — soweit
nicht zwischenzeitlich besseres Wissen verfiigbar ist (,,Stand der Wissenschaft*!)
— davon ausgehen diirfen, dass eine entsprechende Einleitung nicht in Konflikt
mit den Zielen der WRRL geraten wird.

Konnen diese Werte demgegeniiber nicht eingehalten werden, und besteht auch
bei Ausnutzung der moglichen Fristverldngerungen keine realistische Chance auf
Einhaltung dieser Werte, bedarf es einer gewésserspezifischen Bewertung im
Einzelfall. Kommt diese zu dem Ergebnis, dass durch die Einleitung in die Weser
die Erreichung der Qualitisziele dauerhaft ausgeschlossen wird, kommt eine Er-
laubnis fiir eine Einleitung in die Weser nur unter den Voraussetzungen der Aus-
nahmebestimmungen (§§ 30, 31 WHG) in Betracht.

Soweit in erheblich verdnderte Wasserkorper eingeleitet wird, konnen die ermit-
telten Bandbreiten nicht ohne weiteres als Anhaltspunkt dienen.

Aus dem gegenwirtig ausliegenden Entwurf des Maflnahmenprogramms fiir
die Flussgebietseinheit Weser ergeben sich mit Blick auf die Salzeinleitung keine
besonderen Anforderungen.Es ist aber damit zu rechnen, dass das MaBBnahmen-
programm, das gem. § 82 WHG bis zum 22.12.2009 zu erarbeiten ist, noch An-
forderungen mit Blick auf die Senkung der Salzbelastung zur Verbesserung des
okologischen Zustands formulieren wird. Das MaBnahmenprogramm ist zwar
keine auflenverbindliche Rechtsvorschrift im Sinne des § 3 Nr. 10 WHG, die
im MaBnahmenprogramm festgelegten MaBnahmen sind aber gleichwohl von der
Behorde, die iiber die Erlaubniserteilung zu entscheiden hat, zu beachten. Dabei
kann an dieser Stelle offen bleiben, ob die Beachtlichkeit daraus resultiert, dass
die MaBBnahmen des Mallnahmenprogramms als Konkretisierung des Wohls der
Allgemeinheit aufzufassen sind (siehe untere These 16), oder ob die Beachtlich-
keit daraus resultiert, dass den in das Programm aufgenommenen Malinahmen
eine ermessenslenkende Funktion bei der Ausiibung des Bewirtschaftungsermes-
sens (siehe untere These 17) zukommt.
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Die Wasserbehorde darf eine Benutzungserlaubnisnicht erteilen, wenn Gewdés-
serverdnderungen zu erwarten sind, die das Wohl der Allgemeinheit beeintrich-
tigen. Die Bedeutung dieses Erfordernisses ist durch den Verweis auf Spezialvor-
schriften des WHG in § 3 Nr. 10 WHG mittlerweile relativiert. In wasserwirt-
schaftlicher Hinsicht gehen die Anforderungen nicht iiber das hinaus, was in den
Thesen 12-15 festgehalten ist.

Sind keine schidlichen Gewésserverinderungen zu erwarten, darf die zustindige
Behorde eine Erlaubnis erteilen. Hierbei steht ihr ein sog. ,,Bewirtschaftungs-
ermessen“ zu (§ 12 Abs. 2 WHGQG). Die fiir die Erlaubniserteilung zusténdige
Wasserbehorde ist in der Ausiibung ihres Ermessens beschriankt durch die Vor-
gaben des Maflnahmenprogramms. Enthilt dieses Programm Vorgaben zur Salz-
steuerung, hat die zustindige Behorde diese im Erlaubnisverfahren zu vollziehen
(siche auch oben These 15). Trifft das Malnahmenprogramm demgegeniiber
keine Festlegungen zur Salzbelastung, muss die Bewirtschaftungskonzeption
anhand des Einzelfalles durch die zustindige Behdrde im Rahmen ihres sog.
»QGestattungs-Bewirtschaftungsermessens* erarbeitet werden. Da diese Entschei-
dung Auswirkungen auf die gesamte Flussgebietseinheit hat, wéren in einem
solchen Fall alle Wasserbehorden zu beteiligen, deren Zustidndigkeitsbereich
durch die Entscheidung beriihrt sind. In inhaltlicher Hinsicht hat sichdie Erarbei-
tung eines solchen Bewirtschaftungskonzeptes an den Aussagen in Thesen 12-14
zu orientieren.

Einen Rechtsanspruch auf Erlaubniserteilung kennt das deutsche Wasserrecht
jenseits der Félle der Ermessensreduzierung auf Null nicht.

Naturschutz

Die Priifung der naturschutzrechtlichen Anforderungen ist im bergrechtlichen
Zulassungsverfahren vollumfanglich zu priifen (§§ 57a Abs. 2 und 4 BBergG, §
75 VwV1G). Die Verlegung der Rohrleitung und die Einleitung sind mit Beein-
trachtigungen von Natur und Landschaft verbunden, die je nach Trassenverlauf,
Liange der Leitung, Verlegungsart, Einleitungsort sowie betroffenem Schutzgut
unterschiedlich stark ausfallen konnen. Das Naturschutzrecht der Europii-
schen Union, der Bundesrepublik Deutschland und der Bundeslinder ist
gleichwohl fiir den Bau einer Rohrfernleitung von der hessisch-thiiringischen
Kalibergbauregion bis zur Oberweser, bis zu den Flussdstuaren von Weser und
Ems oder bis zur Nordsee kein uniiberwindbares Hindernis, da Eingriffe re-
gelméfBig kompensierbar sind und Schutzgebiete i.d.R. rdumlich umgangen wer-
den konnen. Aufgrund der gewichtigen 6ffentlichen Interessen, die fiir das Vor-
haben sprechen, ist auch im Konfliktfall von einer grundsitzlichen Zulédssigkeit
des Vorhabens auszugehen.

Das Naturschutzrecht bestimmt in erster Linie Leitplanken fiir eine naturver-
trigliche Errichtung einer Rohrfernleitung mit dem Zweck, vermeidbare Be-
eintrdchtigungen zu unterlassen, nicht vermeidbare Beeintrachtigungen zu kom-
pensieren und bestimmte besonders geschiitzte Naturgiiter vorrangig zu schonen.
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Im Einzelfall wird daher v.a. naturschutzfachlich zu priifen sein, welche konkrete
Trasse oder Einleitungsstelle am geringsten Natur und Landschaft beeintréchtigt
und wie sich nicht vermeidbare Eingriffe am besten kompensieren lassen. Soweit
Eingriffe unvermeidbar sind, konnen die mit der Leitung verbundenen 6ffentli-
chen Interessen (europarechtlicher Gewdésserqualititsziele (WRRL), Erhalt der
Kaliproduktion in Hessen und Thiiringen) diese rechtfertigen. Eine unmittelbare
Anrechung der Gewisserverbesserung als Kompensation ist aber rechtlich
nur zuldssig, soweit durch die Leitung Eingriffe in oder an den verbesserten Ge-
wissern erfolgen.

Soweit fiir bestimmte Fldchen ein besonderer Gebietsschutz besteht, empfiehlt
es sich, diese Flachen bei der Verlegung oder Einleitung zu meiden. Dies gilt
insbesondere fiir das europdische Schutzgebietsnetz ,,Natura 2000. Ist eine Ver-
legung auBerhalb gleichwohl nicht mdglich, sieht der Habitatschutz in unter-
schiedlichem Malle Ausnahmen oder Befreiungen vom grundsétzlichen Beein-
trachtigungsverbot vor.

In ganz Deutschland sind bestimmte Tier- und Pflanzenarten und Biotope
kraft Gesetz geschiitzt, ohne dass es einer gebietsbezogenen Ausweisung bediirf-
te (gesetzliche Biotop- und Artenschutz). Insbesondere bei den européisch ge-
schiitzten Arten bestehen strenge Schutzverbote, die z.B. die Bauzeit aber auch
die Trassenfithrung der Rohrleitung betreffen konnen. Wie beim Gebietsschutz
kennen das Recht aber auch hier Ausnahmen und Befreiungen an, so dass die
Unzuléssigkeit des Gesamtprojektes Rohrfernleitung nicht zu befiirchten ist.

Bodenschutz

Das Bodenschutzrecht ist wegen des Vorrangs des Bergrechts nicht unmittelbar
anwendbar. Seine Wertungen sind aber in der bergrechtlichen Entscheidung
iiber die Rohrfernleitung zu beriicksichtigen. Aufgrund des geringen Konkreti-
sierungsgrades des Bodenschutzrechts gehen diese aber kaum iiber die allgemei-
ne Gefahrenabwehr- und Vorsorgepflicht des Bergrechts hinaus.



96 Rechtsgutachten

Literatur

Arbeitsgemeinschaft zur Reinhaltung der Weser (ARGE Weser) (1996), Die Chlo-
ridproblematik an Werra und Weser.

Borchardt, D. (2009a): Prézisierung der Szenarien, Vortrag gehalten am 21.4.2009
beim Runden Tisch ,, Gewisserschutz Werra / Weser und Kaliproduktion “

Borchardt, D. (2009b): Schwellenwerte fiir Chlorid, Kalium und Magnesium und
ihre Bedeutung fiir die Bewertung der Szenarien, Vortrag gehalten am 26.5.2009
beim Runden Tisch ,, Gewisserschutz Werra / Weser und Kaliproduktion “

Borchardt. D. et. al. (2005): Die Wasserrahmenrichtlinie — Ergebnisse der Be-
standsaufnahme 2004, Bonn 2005

Breuer, R. (2004) Offentliches und privates Wasserrecht, 3. Aufl. Miinchen: C. H.
Beck.

Breuer, R. (2007) Praxisprobleme des deutschen Wasserrechts nach der Umsetzung
der Wasserrahmenrichtlinie, Natur und Recht (NuR) 2007, 503.

Bund-Liander-Arbeitsgemeinschaft-Wasser (LAWA) Musterverordnung zur Umset-
zung der Anhinge I und V der WRRL, unter:
www.lawa.de/pub/kostenlos/wrrl/musterVO020703.pdf.

Bundesregierung (2009) Gesetzentwurf; Gesetz zur Neuregelung des Wasserrechts,
11.03.20009.

Common Implementation Strategy (CIS) Positionspapier (2006) Gemeinsame Um-
setzungsstrategie flir die Wasserrahmenrichtlinie: Ausnahmen von den Umwelt-
zielen der Wasserrahmenrichtlinie, v. 30.10.2006.

Common Implementation Strategy (CIS) Hintergrundpapier (2005) ,,Umweltziele der
Wasserrahmenrichtlinie — Zusammenfassung und Hintergrundpapier, v.
20.07.2005.

Cosack, T. (2002) Erheblichkeitsschwelle und Ausnahmeregelungen nach § 34
BNatSchG — Garanten fiir eine ausgewogene Vertraglichkeitspriifung? Umwelt-
und Planungsrecht (UPR), S. 250.

Czychowski, M. / Reinhardt, M. (2007) Wasserhaushaltsgesetz Kommentar, 9. Aufl.
Miinchen: C. H. Beck.

von Danwitz, Thomas (1998) Staatliche Bergaufsicht zwischen privatem
Bergschadensrecht, hoheitlicher Gefahrenabwehr und Staatshaftung in den
neuen Bundeslidndern, Stuttgart u.a.

Durner, W. (2009) Die Durchsetzbarkeit des wasserwirtschaftlichen Maflnahmen-
programms, Natur und Recht (NuR) 2009, 77.

ders. (2004) 8. Kapitel, V. Leitungsanlagen, in: Ziekow, Jan (Hrsg.), Praxis des
Fachplanungsrechts, Diisseldorf, Rz. 2511 ff.

ders. (2005) Konflikte rdumlicher Planungen: verfassungs-, verwaltungs- und
gemeinschaftsrechtliche Regeln fiir das Zusammentreffen konkurrierender
planerischer Raumanspriiche, Tiibingen.

Eichholtz, M. (2009) Inhaltsstoffe der Salzwisser. Vortrag Runder Tisch 13.01.2009,
Powerpoint-Prédsentation.



Helmholtz-Zentrum fiir Umweltforschung - UFZ 97

Ekardt, F. / Weyland, R. / Schenderlein, K. (2009) Verschlechterungsverbot zwi-
schen WRRL, neuem WHG und scheiterndem UGB, Natur und Recht (NuR)
2009, 388.

Elgeti, T. / Fries, S. / Hurck, R. (2006) Der Begriff der Zustand- und Potentialver-
schlechterung nach der Wasserrahmenrichtlinie, Natur und Recht (NuR) 2006,
745.

Elgeti, T. / Fries, S. / Hurck, R. (2006) Das Verschlechterungsverbot nach der Was-
serrahmenrichtlinie, KA-Abwasser und Abfall 2006, 134.

Europédische Kommission (2000) NATURA 2000 — Gebietsmanagement. Luxem-
burg: Amt fiir Amtliche Verdffentlichungen der Europdischen Gemeinschaften.

Europdische Kommission (2007a), Guidance document on Article 6(4) of the
"Habitats Directive” 92/43/EEC. Luxemburg: Amt fiir Amtliche Verdffentli-
chungen der Europdischen Gemeinschaften.

Europdische Kommission (2007b) Guidance document on the strict protection of
animal species of Community interest under the Habitat Directive 92/43/EEC,
Final-Version, Februar 2007 Guidance document on the strict protection of ani-
mal species of Community interest under the Habitat Directive 92/43/EEC, Fi-
nal-Version, February 2007 Brussels.

Fehrensen, S. (2009): Zur Anwendung zwingenden Gemeinschaftsrechts in der aktu-
ellen Rechtsprechung des BVerwG zum Artenschutz nach der ,,Kleinen Novelle*
des Bundesnaturschutzgesetzes, Natur und Recht (NuR) 2009, 13.

FGG Weser (2009): EG-Wasserrahmenrichtlinie, Bewirtschaftungsplan 2009 fiir die
Flussgebietsgemeinschaft Weser — Entwurf, Stand 22.12.2008.

Fiiler, K. / Lau, M. (2008) Das wasserrehmenrechtliche ,,Verschlechterungsverbot*
und ,,Verbesserungsgebot®“: Projekterschwerende ,,Verdnderungssperre® oder
flexibles wasserrechtliches Fachplanungsinstrument?, Niedersdchsische Verwal-
tungsblitter (NdsVBI) 2008, 193.

Gassner, E. / Bendomir-Kahlo, G. / Schmidt-Réntsch, J. (2003) Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchQG), 2. Aufl. Miinchen: Beck.

Gellermann, M. (2003) Artenschutz in der Fachplanung und der kommunalen Bau-
leitplanung. Natur und Recht (NuR), 2003, 385.

Gellermann, M. (2007) Gewisserausbau im Lichte des neuen wasserwirtschaftlichen
Ordnungsrahmens, Deutsches Verwaltungsblatt (DVBI) 2007, 1517.

Gemeinsames Wattenmeersekretariat (CWSS) (2009), The Wadden Sea — Anmel-
dung des deutsch-niederlindischen Wattenmeeres als Weltnaturerbestétte — Er-
ginzende Informationen, http://www.waddensea-secretariat.org /manage-
ment/whs/WHS_Ergaenzende Informationen Feb 2009 GERMAN.pdf

Gerken, B. / Buschmann, M. / Figura, W. / Leweling, S. (1996): Okologische Ge-
samtplanung Weser — Erfassung, Darstellung und Auswertung des dkologischen
Zustandes der Auenbereiche von Werra, Fulda, Ober- und Mittelweser, Hoxter.

Ginzky, H. (2008) Das Verschlechterungsverbot nach der Wasserrahmenrichtlinie,
Wasser und Abfall (WuA) 2008, 46;

Ginzky, H. (2008): Das Verschlechterungsvberbot nach der Wasserrahmenrichtlinie,
in: Natur und Recht (NuR) 2008, 147.



98 Rechtsgutachten

Hasche, F. (2005): Das neue Bewirtschaftungsermessen im Wasserrecht, Berlin
2005.

Hessisches Landesamt fiir Umwelt und Geologie (HLUG) (2009) Einschitzung der
Chloridbelastung der Werra durch diffuse Eintrdge fiir das Szenario der Salz-
wassereinleitung und der Versenkung von Salzabwissern, unverdffentlichtes
Manuskript.

Kern (2009) Rechtliche Regulierung der Umweltrisiken von Human- und Tierarz-
neimitteln, Dissertation Leipzig 2009 (noch unverdffentlicht).

Kock, W. (2005) Der Kohidrenzausgleich fiir Eingriffe in FFH-Gebiete. Zeitschrift
fiir Umweltrecht (ZUR) 2005, 466.

Kock, W. (2006) Auswirkungen des europidischen Artenschutzrechts auf die kom-
munale Bauleitplanung. Zeitschrift fiir Umweltrecht (ZUR), 2006, 518.

Kock, W. (2008): Pléne, in: Hoffmann-Riem, W./Schmidt-ABmann, E./Vosskuhle,
A. (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band II, Miinchen, § 37.

Kock, W. (2009) Die Implementation der EG-Wasserrahmenrichtlinie, Zeitschrift fiir
Umweltrecht (ZUR) 2009, 227.

Lambrecht, H. / Trautner, J (2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen
zur  Bestimmung der  Erheblichkeit im  Rahmen der FFH-VP,
http://www.bfn.de/0316_fthvp.html (11.6.2009).

Landerarbeitsgemeinschaft Naturschutz Landschaftspflege und Erholung (LANA)
(2006) Hinweise der LANA zur Anwendung des europdischen Artenschutzrechts
bei der Zulassung von Vorhaben und Planungen Hinweise der LANA zur An-
wendung des europdischen Artenschutzrechts bei der Zulassung von Vorhaben
und Planungen Beschluss vom 29.5.2006.

Landmann/Rohmer Umweltrecht — Band IV Sonstiges Umweltrecht. Loseblatt. Miin-
chen: C. H. Beck.

Laskowski, S./Ziehm, C. (2007): Gewasserschutzrecht, in: Koch, H.-J. (Hrsg.) Um-
weltrecht, 2. Aufl., Kdln, S. 219.

Lorz, A. / Miiller, M. H. / Stockel, H. (2003) Naturschutzrecht (BNatSchG). 2. Aufl.
Miinchen: C. H. Beck.

Marzik, U. / Wilrich, T. (2004) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Baden-
Baden: Nomos.

Michler, H.-P. et al. (2007): Rechtliche Stellungnahme zu den Mdglichkeiten der
Etablierung extensiver Landnutzungsstrategien als Eingriffskompensation,
http://www.landnutzungsstrategie.de/fileadmin/userdaten/dokumente/ELKE/07-
08-22 Rechtliche Stellungnahme Michler.pdf.

Mockel, S. (2008): Die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes zum europdischen
Gebiets- und Artenschutz — Darstellung und Bewertung, Zeitschrift fiir Umwelt-
recht (ZUR) 2008, 57.

Oerder, M. / Numberg, U. / Schonfeld, T. (1999): Bundes-Bodenschutzgesetz,
2.Aufl. Stuttgart: Boorberg.

Oldiges, M. (2006): Zur Entwicklung des Gewisserqualititsrechts — Wasserwirt-
schaftliche Planung als Instrument zur Erzielung von Gewaisserqualitét, in: ders.
(Hrsg.), Umweltqualitdt durch Planung, Baden-Baden, S. 115.



Helmholtz-Zentrum fiir Umweltforschung - UFZ 99

Palme, C. (2007): Neue Rechtsprechung von EuGH und EuG zum Natur- und Arten-
schutzrecht, Natur und Recht (NuR) 2007, 243.

Peters, H.-J./Balla, S. (2006) Gesetz iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung, Ba-
den-Baden (zitiert als: Bearbeiter, in: Peters/Balla, UVPG)

Ramsauer, U. (2000): Die Ausnahmeregelungen des Art. 6 Abs. 4 der FFH-
Richtlinie. Natur und Recht (NuR), 2000, 601.

Reinhardt, M. (1999) Bewirtschaftungsplanung im Wasserrecht, Zeitschrift fiir Was-
serrecht (ZfW) 1999, 300.

Reinhardt, M. (2006): Die gesetzliche Forderung kleiner Wasserkraftanlagen und der
Gewisserschutz, Natur und Recht (NuR) 2006, 205.

Raths, U. et al. (2006): Deutsche Natura-2000-Gebiete in Zahlen, Natur und Land-
schaft (NuL) 2006, 68.

Reese, M. (2006): Qualititsorientierung im Umweltrecht, in: Oldiges, M. (Hrsg.),
Umweltqualitdt durch Planung, Baden-Baden, S. 25.

Runder Tisch (2009): Stand der Losungsversuche. Uberlegungen und Perspektiven
aus Sicht der Leitung; Powerpoint-Prisentation.

Salzwedel, J. (1988): Vorsorge- und Bewirtschaftungskonzepte als Entscheidungs-
mafistab fiir den wasserrechtlichen Vollzug, in: Sanierung von Oberflichenge-
wissern, RAWWi 23, S. 11.

Salzwedel, J. (2007): Zur begrenzten Steuerungswirkung o6kologisch geprégter
Rechtsbegriffe (EG-WRRL Anhang V) im Wasserrecht, in: Fiithr, M./Wahl, R./v.
Wilmowsky, P. (Hrsg.), Umweltrecht und Umweltwissenschaft. FS fiir Eckard
Rehbinder, Berlin, S. 521.

Salzwedel, J. Scherer-Leydecker, C. (2007): Wasserrecht, in: Hansmann, K./Sellner,
D. (Hrsg.), Grundziige des Umweltrechts, 3. Aufl., Berlin, S. 545.

Schumacher, J. / Fischer-Hiiftle, P. (2003), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).
Stuttgart: Kohlhammer.

Sieder, F. / Zeitler, H. / Dahme, H. / Knopp, G.-M.: Wasserhaushaltsgesetz Loseblatt
- Kommentar, Stand: 09/2008 Miinchen: C. H. Beck.

Soéhnlein, B. (2006) Das Verschlechterungsverbot der §§ 25 a I Nr. 1, 25 b I Nr. 1
WHG in der Planfeststellung, Neue Zeitschrift fiir Verwaltungsrecht (NVwZ)
2006, 1139.

Sparwasser, R. / Engel, R. / VoBkuhle, A. (2003), Umweltrecht, 5. Aufl., Heidelberg:
C. F. Miiller.

Unnerstall, H. (2009), Rechtsgutachten fiir den ,,Runden Tisch* iber den Stand der
Technik (in Vorbereitung)

Versteyl, L.-A. / Sondermann, W. D. (2005): Bundes-Bodenschutzgesetz, 2. Aufl.,
Miinchen: C. H. Beck.

Wiedemann, M. (2007) Das Verschlechterungsverbot nach WRRL bei der wasser-
rechtlichen Zulassung, Wasser und Abfall (WuA) 2007, 40.

Wolf, R. (2005) Die Beriicksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Belange bei
der Umsetzung des FFH-Rechts. Zeitschrift fiir Umweltrecht (ZUR), 2005, 449.

Winkel, N. / Jirgens, J. / Uliczka, 1. (2007): Soleeinleitung in die Unterems — Gut-
achten zur Untersuchung der Auswirkung einer Soleeinleitung und Wasserent-



100 Rechtsgutachten

nahme auf die Salzgehaltsverhéltnisse in der Tideems, Bundesanstalt fiir Was-
serbau, Karlsruhe, Hamburg, [lmenau.



Nationalpark P
Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet |
Vogelschutzgebiet (SPA)

FFH- und Vogelschutzgebiet l"
Naturschutzgebiet
Biosphérenreservat

Stadte > 20.000 Einwohner

Cuxhaven

- S

) , Lingen (Ems} @
T -
Nordhorn. Uﬁ‘ -
LI

. Braunschwelg
"‘9

ey

P
.= Hlldeshem Salwltter

." . :
1".‘“ -
P l;\

"’\

L
o “\’H
.. L

s .Arnsberg ’
Hagen|5€l’|0hl‘l :\-_

Fachdalen: Bundesaml fir Maturschulz (BfN), LANIS-BUND
Gaobasisdalan: @ Varmessungsverwallungan dar Landar und BKG [www.bkg.bund.da)

Karte 1 Schutzgebiete (Quelle: BfN)

P o -
Cateer Cusliaven LiERel < »
- - » § ¥
o~ - e Norderstedt o b
<y 3 -,wnr{e@‘anaven\‘h“ 0 A {ambry W Sehwerin 4 -
T B e TR W\\he\mshavenﬁreme haven
s 5 @53 X ) j
& e B A .
- .D’.% - : Emden
S 2
Liineburg
Oidenturg Dldenburg
DT
Lingen (Ems} »
e o Lingst(Ems), Nordhorm L Walfsburg
Mardhorn
T
Ritine adf o) Hifden Brsune.’_*pwe\g \

. v Tom Hildesheim Sal gt Magdeburg

R erng Hameln i

o Bielefeld .

Miinster. 3 Detmold .

= Giitersioh 1 {
Ahlen = -
Dorsten __ Padsibom i .
| = Man \_,mm\. L\pps’sd'
oteo kMg LiTe T
¥ T Gatingen

| oy Hale (s281e}
ot ol ey et ) 5
Hagen\ser\um _\ - 6 ok
Wuu'p'en.a\ I sl -8
. L. | Ludenscheid 8 : ‘r"rf
" /,‘L ] i
. gt )
B ,ﬂsummemhachz Py Erfurt Weimar )
S J - Jefa
oy iy Lo Ji\ y L
UAE S Wafburg .

Fachdatan: Bundasami fir Naturschutz (BIN), LANIS-BUND o
der Landar und BKG (www.bkg bund o

<verkusen,

Fachdaten: Bundasami for Naturschutz (B1N), LANIS-BUND 75k

Lander und BKG "

Karte 2 Landschaftsschutzgebiete (Quelle: BfN) Karte 3 Naturparke (Quelle: BfN)



> -~
MNeuminster D

I Nationalpark
[ Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet L.
[ Vogelschutzgebiet (SPA)
. wf .o . [ FFH- und Vogelschutzgebiet
: [ |
1
[ |

. ¢ =
2 )

Wllhelmshaven\ ¥ N.atursg_hUtdebEt
E Bremer.'?a‘"e“' Biospharenreservat

Stadte > 20.000 Einwohner

P
Dldenburg (Dldenburg}

"'.. 'l‘, “, : EBremen
s

-
- IDeImethrsb

B ""' Wnlfsburg
Hannover l\.“' -
g i
- .o « Braunschweig
T, oo
Sl ;‘ Hildesheim Salzgitter* . Magdeburg
* Hameln® e = el
- . - i + - el &
Bielefeld * P Ny
- N - T a [ o
‘ _.Jy% Detmnld o . -
LAk Guterslohflvfi “'ﬂ. ot e H
RN £ - . Ay R
I' &N ) b . Y S

LY e Ahlen” % *
Daorstern o *f-. o e.n
‘F‘MEN#HEMMI \_,5"-'..

. QP'E"'; ;
- aderborn
L||:|p5tadt - ?
Herten? Lunen‘; -

| Herne Unna
ﬁ\rnsbergE b P

.Di_:rtmund
3
Hagen Iserlnhn "-]'.%’

i Wiﬂe'n

= {ﬁ o a
Wuppeda.li«dur,Natursc’hutz . P . } )
Lidenscheid * = n e Lty
o = o T
Solingen “5‘.__ :. r .o, —— -
& :'«-Ju:a - o 4
Fachdaten: Bundesamt fir NMaturschulz (BfN), LANIS-BUND a TOkm

Gaobasisdaten: @ Varmessungsvarwallungen dar Landar und BKG [www.bkg.bund.da)

Karte 4 Naturschutzgebiete (Quelle: BfN)



Rheine % oo Minden

Heriord. Hameln:
Bielefeld

Engry SO

velbett

Fachdaten: Bundesamt fiir Naturschutz (BN), LANIS-BUND
Gagbasisdaten: © Vermassungsverwaltungen dar Landar und BKG

Nationalpark
Flora-Fauna-Habit:

at (FFH) Gebiet

Vogelschutzgebiet (SPA)

by FFH- und Vogelscl
Naturschutzgebiet

hutzgebiet

Hamb| Biospharenreservat

Stadte > 20.000 Ei

Braunschweig

Hildesheim Salzgiter

inwohner

Karte 5 Nationalparks (Quelle: BfN)

Nationalpark
Wattenmeer

MIEDERSACHSEN

Ernden
10 — S
| e—

Wilhelmshaven

I Fuhezone (2one 1}
I 2wischeriore (Zore IT)
| Ermaungrszon (Zone 111}

Karte 6 Nationalpark ,,Niedersidchsisches Wattenmeer* (Quelle: Nationalparkverwaltung)




INeumunster sy By Li‘ - ﬁi :_

I Nationalpark %
[ Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet
I Vogelschutzgebiet (SPA)

[ FFH- und Vogelschutzgebiet q
Il Naturschutzgebiet q
[] Biospharenreservat

Il Stadte > 20.000 Einwohner E:T

en

- Brau nechweig

wir
= I;hldeshmm Salmlﬂer~ L

A
3{:_\ e
Herford Hameln ;
oy 1: Y
»? Bielefeld
T =tm s

‘* .
ﬂ Pade_,rbnrn
1 Llpm !

i

Fachdatan: Bundesamt fir Maturschutz (BfN), LANIS-BUND L] Tk
Gaobasisdatan: @ Vamessungsvarvallungan dear Landar und BKG (wwawv.bkg. bund.dea)

Karte 7 ,,Natura 2000 Gebiete (Quelle: BfN)



Nationalpark

Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet
Vogelschutzgebiet (SPA)

FFH- und Vogelschutzgebiet
Naturschutzgebiet
Biospharenreservat

Stadte > 20.000 Einwohner

3. g,
<. Flensburg

"].’1-
¥

|
o 1] (DL

—

E
Cuxhaven

ES . : B
A A
” N Nnrdersté‘dt*
- e S AN Ay - '8
2 ' & ' Hamburg N
o Wilhelmshaven Bremerhaven ’,J'q%. = S
v t‘q‘ )_,(.g . wt
M

o & e, (T
- .

E

Bundesamt

Iliir Naturschutz

|

| -

| w
Fachdatan: Bundasamt fir Naturschutz (BIN), LANIS-BUND [1] G0km
Gaobask 1D Vamassungsvarvaltungan dar Landar und BKG {www.bkg.bund.da)

Karte 8 Nordsee: ,,Natura 2000 Gebiete (Quelle: BfN)



N S E L p

FROOGE
T

ROoE
&
i \
-

T 3
=" Orochtersen'~"3
; L]

fadingen ;5

d

"
|| %
v '2 .

| chwar{'e

A -
- umh‘: =

Nationalpark -
Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet =
Vogelschutzgebiet (SPA)
FFH- und Vogelschutzgebiet
Naturschutzgebiet
Biosphérenreservat
Stadte > 20.000 Einwohner
F = b BB gt

Fachdaten: Bundasamt fiir Maturschutz (BfM), LANIS-BUND a 24km
Gaobasisdaten: & Vamessungsvarwvaltungan der Landar und BKG (www.bkg bund.da)

Karte 9 Miindung der Weser: ,,Natura 2000 Gebiete (Quelle: BfN)



I N S F
3

c H
y 8

SPIEKFRQE

w o

NORDERNE
Fias
0 .- - :

Desrnurm

= Ensem‘
.
Esens 2y

[ Hage

rdﬂ\:\; = :.ﬁa =
: s -}‘ﬁ\ Grobheida

Jll i

i \:‘\:4

I Nationalpark I ag L
[ Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet }.l PNy T 0"}1&" audartabing, 1
I Vogelschutzgebiet (SPA) b % ” T

[ FFH- und Vogelschutzgebiet
I Naturschutzgebiet
] Biospharenreservat

s M Stadte > 20.000 Einwohner
: B THA L B ) W R L AN

Fachdaten: Bundesamt fiir Maturschutz (BfM), LANIS-BUND a
Gaobasisdaten: & Vamessungsvarwvaltungan der Landar und BKG (www.bkg bund.da)

Karte 10 Miindung der Ems: ,,Natura 2000 Gebiete (Quelle: BfN)



Flora-Fauna-Habitat (FFH) Gebiet

'fij'ﬁ; f __ W T Dder =k, Bad Saghsa™.
Eenlreinh I Nationalpark

|
(| l
[ Vogelschutzgebiet (SPA)
[ FFH- und Vogelschutzgebiet 8
I Naturschutzgebiet ;
] Biospharenreservat
Stadte > 20.000 Einwohner %

b

SiKngiwald /
! { R

Fachdalen: Bundesami fir Naturschutz (BIN). LANIS-BUND
Geobasisdalen: © Ver Eungen der Linder und BKG {www.bkg. bund.de)

Karte 11 , Natura 2000 Gebiete und geplante A 44 (Quelle: BN, eigene Darstellung)



ANEMARE
Besondere Schutzgebiete (SPAs) IRNE
nach der Vogelschutzrichtlinie

Legende
3 Angemeldetes Gebiet
mm Besonderes Schutzgebiet

N
Aummmﬁmm
e ———

™ Schleswig-
Holstein

I
Niedersachsen

NIEDERLANDE

DEUTSCHLAND
=,

DANEMARK
Besondere Schutzgebiete (SAC)
nach der Habitat-Richtlinie

Legende
=3 Angemeldetes Gebiet

m= Schutzgebiete nach der
Habitat-Richtlinie [SAC)

N

N
Anmmnnmm
[e— S ]

chleswig-
Holstein

i
Niedersachsen

NIEDERLANDE

DEUTSCHLAND
A

Karten 12, 13: Weltnaturerbe ,,Wattenmeer* und Natura 2000 Gebiete in

Niederlanden und Deutschland (Quelle: Gemeinsames Wattenmeersek-



	UFZ Rechtsgutachten Werrasalz (berichtigte Endfassung).pdf
	Gutachten Werra - Naturschutzrecht (Möckel) - Karten

